
Deutscher Bundestag 	 Drucksache 11/6805 
11. Wahlperiode 

27.03.90 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/4310, 11/4311 — 

Entwurf eines Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes 

A. Problem 

Die Bundesregierung nimmt im Rahmen ihrer Maßnahmen zur 
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung eine laufende Überprü-
fung des geltenden Bundesrechts auf seine Notwendigkeit, Wirk-
samkeit und Verständlichkeit durch die zuständigen Bundesmini-
sterien vor. 

Die Umsetzung dieser Vorhaben erfolgt in der Regel in Form einer 
Novellierung der jeweiligen Fachgesetze. Soweit hierzu keine Ge-
legenheit besteht, sind Vorhaben für ein Sammelgesetz vorgese-
hen. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf erfaßt Rechtsbereinigungsvorhaben, die sonst 
bis zu einer späteren Gelegenheit zurückgestellt werden muß-
ten. 

1. Ein Teil der Änderungsvorschriften soll für den Bürger, die Wirt
-schaft und die Verwaltung möglichst unmittelbar Erleichterun-

gen bringen. So werden Nachweisanforderungen und Geneh-
migungspflichten aufgehoben. 

2. Ein weiterer Teil der Änderungsvorschriften dient der Anpas-
sung sonderrechtlicher Verwaltungsverfahrensvorschriften an 
die Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Län-
der. 
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3. Außerdem werden Vorschriften aufgehoben, die durch Erledi-
gung des Gesetzeszwecks, durch Zeitablauf oder durch die 
Änderung zugrundeliegender Verhältnisse gegenstandslos ge-
worden sind. 

Mehrheit im Ausschuß gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die vorgesehenen Änderungen bringen für Bund, Länder und 
Gemeinden — abgesehen von einem nicht näher zu quantifizie-
renden, im Ergebnis jedoch geringen Umstellungsaufwand — im 
allgemeinen keine zusätzlichen Kosten mit sich. 

Auswirkungen der Änderungen auf Einzelpreise und das Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksachen 11/4310, 11/4311 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung an-
zunehmen. 

Bonn, den 26. März 1990 

Der Innenausschuß 

Bernrath 

Vorsitzender 

Fellner 	Lüder 

Berichterstatter 

Dr. Nöbel Meneses Vogl 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes 
— Drucksache 11/4310 — 
mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern 

Artikel 1 

Beamtenversorgungsgesetz 

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Februar 1987 (BGB1. I 
S. 570, 1339), zuletzt geändert durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

In § 105 Satz 2 Nr. 4 werden die Worte „§ 158 Abs. 3 
Satz 1 und" gestrichen. 

Artikel 2 

Vereinsgesetz 

Das Vereinsgesetz vom 5. August 1964 (BGBl. I 
S. 593), zuletzt geändert durch Artikel 80 des Geset-
zes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der verfügende Teil des Verbots ist im Bundesan-
zeiger und danach im amtlichen Mitteilungsblatt 
des Landes bekanntzumachen, in dem der Verein 
oder, sofern sich das Verbot hierauf beschränkt, der 
Teilverein seinen Sitz hat; Verbote nach § 15 wer-
den nur im Bundesanzeiger bekanntgemacht." 

2. An § 5 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Feststellung ist im amtlichen Mitteilungsblatt 
des Landes Berlin bekanntzumachen." 

3. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist das Verbot unanfechtbar geworden, so ist 
sein verfügender Teil nochmals unter Hinweis auf 
die Unanfechtbarkeit im Bundesanzeiger und in 
dem in § 3 Abs. 4 Satz 2 genannten Mitteilungs-
blatt zu veröffentlichen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Entwurf eines Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Innern 

Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 
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Entwurf 

4. § 11 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beauftragung ist im Bundesanzeiger und in 
dem in § 3 Abs. 4 Satz 2 genannten Mitteilungs-
blatt zu veröffentlichen." 

Artikel 3 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung 
„Preußischer Kulturbesitz" 

Das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Preußi-
scher Kulturbesitz" und zur Übertragung von Vermö-
genswerten des ehemaligen Landes Preußen auf die 
Stiftung vom 25. Juli 1957 (BGBl. I S. 841) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 5 Nr. 2 und 3 wird das Wo rt  „Kurator" durch 
das Wort  „Präsident" bzw. „Präsidenten" ersetzt. 

2. In § 7 wird das Wort  „Kurator" durch das Wort 
 „Präsident" ersetzt. 

3. § 11 wird ein Absatz 3 angefügt, der folgenden 
Wortlaut hat: 

„(3) Der Stiftungsrat wird ermächtigt, die Benut-
zung von Einrichtungen der Stiftung durch Benut-
zungsordnung zu regeln. In den Benutzungsord-
nungen kann die Erhebung von Kosten (Gebühren 
und Auslagen) vorgesehen werden. Die Gebühren-
sätze sind so zu bemessen, daß das geschätzte Ge-
bührenaufkommen den auf die Amtshandlungen 
entfallenden durchschnittlichen Personal- und 
Sachaufwand nicht übersteigt." 

4. In § 13 Abs. 2 Satz 1 wird das Wo rt  „Kurator" durch 
das Wort  „Präsident" ersetzt. 

5. In § 13 Abs. 3 wird das Wo rt  „Kurator" durch das 
Wort  „Präsidenten" bzw. „Präsident" ersetzt. 

6. § 14 erhält folgenden Wortlaut: 

„Mit Ausnahme des Präsidenten werden die Beam-
ten der Stiftung von der Besoldungsgruppe A 15 
an aufwärts vom Vorsitzenden des Stiftungsrates 
ernannt. Die Beamten der Besoldungsgruppe 
A 2—A 14 werden vom Präsidenten ernannt." 

7. In § 21 Satz 1 wird das Wort  „Kurator" durch das 
Wort  „Präsident" ersetzt. 

8. In § 22 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Kurator" durch 
das Wort  „Präsidenten" ersetzt. 

Artikel 4 

Bundesbesoldungsgesetz 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1986 (BGBl. I 

 S. 1553, 1666), das zuletzt durch das Gesetz vom .. . 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

Bundesbesoldungsgesetz 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 1989 (BGBl. I 
S. 261), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt ge-
ändert: 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 

1. In Besoldungsgruppe B 3 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz — als der Stellvertreter 
des Kurators — " gestrichen, 

b) nach der Amtsbezeichnung „Vizepräsident" die 
Amtsbezeichnung „Vizepräsident der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz" eingefügt. 

2. In Besoldungsgruppe B 8 wird bei der Amtsbe-
zeichnung „Präsident der Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz " der Funktionszusatz „ — als Kurator — " 
gestrichen. 

Artikel 5 

Bundesevakuiertengesetz 

Das Bundesevakuiertengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Oktober 1961 (BGBl. I 

 S. 1865), zuletzt geändert durch Artikel 90 des Geset-
zes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird aufgeho-
ben. 

Artikel 6 

Bundesvertriebenengesetz 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. September 1971 (BGBl. I 
S. 1565, 1807), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 4 werden hinter dem Wort „genommen" 
die Worte " und sie vor dem I. Januar 1989 verlas-
sen" eingefügt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. In Besoldungsgruppe B 3 werden 

a) die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz — als der Stellvertreter 
des Kurators — " gestrichen, 

b) nach der Amtsbezeichnung „Direktor des 
Deutschen Instituts für medizinische Doku-
mentation und Information" die Amtsbezeich-
nung „Direktor des Hauptprüfungsamtes in der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn" 
eingefügt, 

c) nach der Amtsbezeichnung „Vizepräsident" die 
Amtsbezeichnung „Vizepräsident der Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz" eingefügt, 

2. In Besoldungsgruppe B 6 wird die Amtsbezeich-
nung „Vizepräsident des Hauptprüfungsamtes für 
die Deutsche Bundesbahn" gestrichen. 

3. In Besoldungsgruppe B 8 wird bei der Amtsbe-
zeichnung „Präsident der Stiftung Preußischer Kul-
turbesitz" der Funktionszusatz „ — als Kurator — " 
gestrichen. 

4. In Besoldungsgruppe B 9 wird die Amtsbezeich-
nung „Präsident des Hauptprüfungsamtes für die 
Deutsche Bundesbahn" gestrichen. 

Artikel 5 

Bundesevakuiertengesetz 

Das Bundesevakuiertengesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 241-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 90 des Gesetzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469) wird aufgehoben: 

Artikel 6 

Bundesvertriebenengesetz 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. September 1971 (BGBl. I 
S. 1565, 1807), zuletzt geändert durch Artikel 38 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 4 sind nach den Worten „niederlassen 
wollte" die Worte „oder wenn er diese Gebiete 
nach dem 31. Dezember 1989 verlassen hat" ein-
zufügen. 

la. In § 13 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „zentralen 
Dienststellen der Länder (§ 21) oder die von ihnen 
bestimmten Behörden" durch die Worte „nach 
Landesrecht bestimmten Stellen" ersetzt. 
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Entwurf 

2. § 91 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden hinter den Worten 
„des Bundessozialhilfegesetzes" die Worte 
„während der ersten zwanzig Jahre nach der 
erstmaligen Begründung eines gewöhnlichen 
Aufenthalts im Geltungsbereich dieses Geset-
zes" eingefügt. 

Artikel 7 

Sprengstoffgesetz 

Das Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe 
(Sprengstoffgesetz) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 17. April 1986 (BGBl. I S. 577) wird wie 
folgt geändert: 

In § 42 wird nach der Zahl „11"  die Zahl ,,,13 " einge-
fügt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz 

Artikel 8 

Gesetz über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen 

Das Gesetz über die Verkündung von Rechtsver

-

ordnungen vom 30. Januar 1950 (BGBl. S. 23) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der volle Wortlaut des Tarifes braucht im 
Bundesanzeiger oder in den Amtsblättern nicht 
verkündet zu werden, sofern die genaue Bezeich-
nung des Tarifes, seine letzte Änderung, die Be-
zugsquelle und das Datum des Inkrafttretens so-
wie bei einem befristeten Tarif das Datum des 
Außerkrafttretens verkündet werden."  

2. § 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die im Bundeanzeiger bis zum (einsetzen: 
Tag vor Inkrafttreten des Dritten Rechtsbereini-
gungsgesetzes) vorgenommenen Verkündungen 
von Rechtsverordnungen über die Festsetzung von 
Entgelten für Verkehrsleistungen der Binnenschiff-
fahrt gelten als wirksam erfolgt." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

lb. In § 16 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „von den 
zentralen Dienststellen der Länder (§ 21) be-
stimmten Behörden" durch die Worte „nach Lan-
desrecht bestimmten Stellen" ersetzt. 

2. § 91 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden hinter den Worten 
„des Bundessozialhilfegesetzes" die Worte 
„während der ersten zehn Jahre nach der erst-
maligen Begründung eines gewöhnlichen Auf-
enthalts im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
eingefügt. 

Artikel 7 

unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz 

Artikel 8 

Gesetz über die Verkündung von 
Rechtsverordnungen 

Das Gesetz über die Verkündung von Rechtsver-
ordnungen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 114-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Entwurf 

Artikel 9 

Schiff sregisterordnung 

Die Schiffsregisterordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 315-18, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I 
S. 833), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 2 werden hinter der Angabe „§ 2 
Abs. 2" die Worte „Buchstabe b" eingefügt. 

2. § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht für Seeschiffe, deren Rumpflänge, 
gemessen zwischen den äußersten Punkten des 
Vorstevens und des Hinterstevens, 12 Meter nicht 
übersteigt." 

3. In § 20 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Zur Löschung eines am ... (einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Dritten Rechtsbereinigungs-
gesetzes) im Schiffsregister eingetragenen See-
schiffes, für das der Eigentümer nachweist, daß 
die Rumpflänge, gemessen zwischen den äußer-
sten Punkten des Vorstevens und des Hinterste-
vens, 12 Meter nicht übersteigt, ist unerheblich, ob 
der Bruttoraumgehalt 50 Kubikmeter übersteigt." 

Artikel 10 

Handelsgesetzbuch 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2478), wird wie folgt geändert: 

§ 726a Abs. 1 Satz 2 und § 752a Abs. 1 Satz 2 werden 
gestrichen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen 

Artikel 11 

Bundesentschädigungsgesetz 

Das Bundesentschädigungsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 251-1, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

„§ 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin." 

Artikel 9 

Schiffsregisterordnung 

Die Schiffsregisterordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 315-18, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Juli 1980 (BGBl. I 
S. 833), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 10 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht für Seeschiffe, deren Rumpflänge, 
gemessen zwischen den äußersten Punkten des 
Vorstevens und des Hinterstevens, 15 Meter nicht 
übersteigt. " 

3. In § 20 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Zur Löschung eines am ... (einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Dritten Rechtsbereinigungs-
gesetzes) im Schiffsregister eingetragenen See-
schiffes, für das der Eigentümer nachweist, daß 
die Rumpflänge, gemessen zwischen den äußer-
sten Punkten des Vorstevens und des Hinterste-
vens, 15 Meter nicht übersteigt, ist unerheblich, ob 
der Bruttoraumgehalt 50 Kubikmeter übersteigt." 

Artikel 10 

Handelsgesetzbuch 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 14 des Gesetzes vom 30. September 1988 (BGBl. I 
S. 1770), wird wie folgt geändert: 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen 

Artikel 11 

unverändert 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/6805  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 13 

unverändert 

Entwurf 

veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Artikel 8 § 2 des Gesetzes vom 9. Dezem-
ber 1986 (BGBl. I S. 2326), wird wie folgt geändert: 

In § 141 a Abs. 3 Nr. 1 werden die Worte „oder den 
Träger der Tuberkulosenhilfe" gestrichen. 

Artikel 12 

Gesetz über die Tilgung 
von Ausgleichsforderungen 

§ 9 des Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichs-
forderungen vom 30. Juli 1965 (BGBl. I S. 650), geän-
dert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 18. März 1975 
(BGBl. I S. 705), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird aufgehoben. 

b) Satz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Auf den Namen von Zentralinstituten des 
Sparkassen- und des Genossenschaftssek-
tors eingetragene Ausgleichsforderungen 
angeschlossener Kreditinstitute, die auf-
grund einer nicht mehr der Berichtigung 
unterliegenden Rechnung gewährt worden 
sind und die auf einen Betrag bis zu sech-
zigtausend Deutsche Mark lauten." 

c) Satz 2 wird gestrichen. 

2. Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit die Mittel des Ankaufsfonds auch für den 
in Absatz 2 bezeichneten Zweck nicht benötigt 
werden, soll die Deutsche Bundesbank alle Gläubi-
ger von Ausgleichsforderungen in Höhe eines ein-
heitlichen Hundertsatzes der Ausgleichsforderun-
gen befriedigen; Ausgleichsforderungen, die auf-
grund einer nicht mehr der Berichtigung unterlie-
genden Rechnung gewährt worden sind und die 
auf einen Betrag bis zu sechzigtausend Deutsche 
Mark lauten, sollen dabei in voller Höhe übernom-
men werden. Die Deutsche Bundesb ank soll die 
Befriedigung mindestens einen Monat vor der 
Zahlung im Bundesanzeiger ankündigen. Die Be-
friedigung kann auch durch Hinterlegung erfol-
gen. Soweit die Deutsche Bundesbank den Gläubi-
ger befriedigt, geht die Ausgleichsforderung auf 
sie über." 

Artikel 13 

Gesetz über die Durchführung 
einer Zinsermäßigung bei Kreditanstalten 

Das Gesetz über die Durchführung einer Zinsermä-
ßigung bei Kreditanstalten in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7611-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung wird aufgehoben. 
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Entwurf 

VIERTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Artikel 14 

Saatgutverkehrsgesetz 

In § 19 Abs. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes vom 
20. August 1985 (BGBl. I S. 1633) wird folgender Satz 
vorangestellt: 

„Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft 
überwacht die Einfuhr von Saatgut." 

Artikel 15 

Pflanzenschutzgesetz 

Das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
(BGBl. I S. 1505) wird wie folgt geändert: 

1. § 39 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Bestände von Pflanzen besonders geschützter 
Arten im Sinne des § 20e des Bundesnatur-
schutzgesetzes,". 

2. In § 40 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a werden die Worte 
„nach § 3 des durch § 44 Abs. 1 Nr. 1 dieses Geset-
zes aufgehobenen Pflanzenschutzgesetzes oder" 
angefügt. 

Artikel 16 

Gesetz über forstliches Saat- und Pflanzgut 

Das Gesetz über forstliches Saat- und Pflanzgut in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1242) wird wie folgt geändert: 

1. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgender Satz wird vorangestellt: 
„Das Bundesamt für Ernährung und Forst-
wirtschaft überwacht die Einfuhr von Ver-
mehrungsgut." 

bb) Die bisherigen Sätze 1 bis 4 werden Sätze 2 
bis 5. 

cc) In dem neuen Satz 2 wird das Wo rt  „Zoll-
dienststellen" durch das Wort  „Zollstellen" 
ersetzt. 

dd) In dem neuen Satz 4 werden die Worte 
„vom 30. August 1971 (BGBl. I S. 1426, 
1427), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3341)," gestrichen. 

b) In den Absätzen 3 und 4 wird jeweils das Wo rt 
 „Zolldienststellen" durch das Wort  „Zollstellen" 

ersetzt. 

2. In Anlage I wird der Abschnitt C aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Artikel 14 

unverändert 

Artikel 15 

unverändert 

Artikel 16 

unverändert 
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Entwurf 

Artikel 17 

Bundesjagdgesetz 

Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849), 
zuletzt geändert gemäß Artikel 20 der Dritten Zustän-
digkeitsanpassungs-Verordnung vom 26. November 
1986 (BGBl. I S. 2089), wird wie folgt geändert: 

1. In § 15 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „Möweneiern und" gestri-
chen, 

b) in Absatz 5 die Worte „des Bundeswaldgesetzes 
vom 2. Mai 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 1037)" 
und in Absatz 7 die Worte „des Bundeswaldge-
setzes" jeweils durch die Worte „dieses Geset-
zes" ersetzt. 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes" durch die Worte 
„dieses Gesetzes" ersetzt; 

b) in Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „des Bun-
deswaldgesetzes" durch die Worte „dieses Ge-
setzes" ersetzt; 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. a) wegen eines Verbrechens, 

b) wegen eines vorsätzlichen Verge-
hens, das eine der Annahmen im 
Sinne des Absatzes 3 Nr. 1 bis 3 
rechtfertigt, 

c) wegen einer fahrlässigen Straftat im 
Zusammenhang mit dem Umgang 
mit Waffen, Muni tion oder Spreng-
stoff, 

d) wegen einer Straftat gegen jagd-
rechtliche, tierschutzrechtliche oder 
naturschutzrechtliche Vorschriften, 
das Waffengesetz, das Gesetz über 
die Kontrolle von Kriegswaffen, das 
Sprengstoffgesetz oder nach den im 
Land Berlin geltenden entsprechen-
den Vorschriften 

zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafe, 
Geldstrafe von mindestens 60 Tagessät-
zen oder mindestens zweimal zu einer 
geringeren Geldstrafe rechtskräftig 
verurteilt worden sind, wenn seit dem 
Eintritt der Rechtskraft der letzten Ver-
urteilung fünf Jahre nicht verstrichen 
sind; in die Frist wird die Zeit einge- 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 17 

Bundesjagdgesetz 

Das Bundesjagdgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 29. September 1976 (BGBl. I S. 2849), 
zuletzt geändert gemäß Artikel 20 der Dritten Zustän-
digkeitsanpassungs-Verordnung vom 26. November 
1986 (BGBl. I S. 2089), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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rechnet, die seit der Vollziehbarkeit des 
Widerrufs oder der Rücknahme eines 
Jagdscheines oder eines Waffenbesitz-
verbotes nach § 40 des Waffengesetzes 
wegen der Tat, die der letzten Verurtei-
lung zugrunde liegt, verstrichen ist; in 
die Frist nicht eingerechnet wird die 
Zeit, in welcher der Beteiligte auf be-
hördliche oder richterliche Anordnung 
in einer Anstalt verwahrt worden ist; "; 

bb) in Nummer 2 wird die Angabe „Buch-
stabe e" durch die Angabe „Buchstabe d" 
ersetzt; 

d) dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zeit der Aussetzung des Verfahrens ist in 
die Frist nach Absatz 4 Nr. 1 erster Halbsatz ein-
zurechnen."; 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken 
gegen die Zuverlässigkeit nach Absatz 4 Nr. 4 
oder die körperliche Eignung nach Absatz 1 
Nr. 2 begründen, so kann die zuständige Be-
hörde dem Beteiligten die Vorlage eines amts

- 

der fachärztlichen Zeugnisses über die geistige 
und körperliche Eignung aufgeben." 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 5 Buchstabe a werden nach den 
Worten „bestimmt sind, " die Worte „Ton-
bandgeräte oder elektrische Schläge ertei-
lende Geräte" eingefügt; 

bb) Nummer 5 Buchstabe b wird wie folgt ge-
faßt: 

„b) Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, 
Reusen oder ähnliche Einrichtungen 
sowie verstümmelte Vögel beim Fang 
oder Erlegen von Federwild zu verwen-
den; " 

cc) in Nummer 17 werden die Worte „Möwen-
eier oder" gestrichen; 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Länder können die Vorschriften des 
Absatzes 1 mit Ausnahme der Nummer 16 er-
weitem oder aus besonderen Gründen ein-
schränken; soweit Federwild betroffen ist, ist die 
Einschränkung nur aus den in Artikel 9 Abs. 1 
der Richtlinie 7/409/EWG des Rates vom 
2. April 1979 über die Erhaltung der wildleben-
den Vogelarten (ABI. EG Nr. L 103 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung genannten Gründen 
und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie 
genannten Maßgaben zulässig." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Nummer 5 Buchstabe b wird wie folgt ge-
faßt: 

„b) Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, 
Reusen oder ähnliche Einrichtungen 
sowie geblendete oder verstümmelte 
Vögel beim Fang oder Erlegen von Fe-
derwild zu verwenden; " 

cc) unverändert 

b) unverändert 
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4. § 22 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann im Einzelfall das Aushorsten von Nestlin-
gen und Ästlingen der Habichte für Beizzwecke 
aus den in Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe c der 
Richtlinie 79/409/EWG genannten Gründen 
und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser Richtlinie 
genannten Maßgaben genehmigen." 

b) Satz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Länder können ferner das Sammeln der 
Eier von Ringel- und Türkentauben sowie von 
Silber- und Lachmöwen aus den in Artikel 9 
Abs. 1 der Richtlinie 79/409/EWG genannten 
Gründen und nach den in Artikel 9 Abs. 2 dieser 
Richtlinie genannten Maßgaben erlauben." 

5. In § 36 Abs. 5 werden in den Sätzen 1 und 5 jeweils 
das Wort „Zolldienststellen" durch das Wo rt  „Zoll-
stellen" und in Satz 3 die Worte „des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung in der Fassung des Finanz-
anpassungsgesetzes vom 30. August 1971 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1426), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Einführungsgesetzes zum Körper-
schaftssteuergesetz vom 6. September 1976 (Bun-
desgesetzbl. I S. 2641)," durch die Worte „des Fi-
nanzverwaltungsgesetzes" ersetzt. 

6. § 36 a wird aufgehoben. 

7. Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

„§ 44a 

Unberührtheitsklausel 

Vorschriften des Lebensmittelrechts, Seuchen-
rechts, Fleischbeschaurechts und Tierschutzrechts 
bleiben unberührt." 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

Artikel 18 

Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Januar 1987 (BGBl I S. 425) wird wie 
folgt geändert: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. unverändert 

• 

5. Dem § 25 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Sie haben bei der Anwendung unmittelbaren 
Zwanges die ihnen durch Landesrecht einge-
räumten Befugnisse." 

6. unverändert 

7. unverändert 

8  Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

„ § 44 a 

Unberührtheitsklausel 

Vorschriften des Lebensmittelrechts, Seuchen-
rechts, Fleischhygienerechts und Tierschutzrechts 
bleiben unberührt." 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

Artikel 18 

Gewerbeordnung 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Januar 1987 (BGBl I S. 425), zuletzt 
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20. De-
zember 1988 (BGB1. I S. 2330), wird wie folgt geän-
dert: 

01. In § 6 Abs. 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die 
Worte „§§ 24 bis 24d und 120c Abs. 5" durch die 
Worte „§§ 24 bis 24d, 25 und 120c Abs. 5" er-
setzt. 
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1. Im § 30 Abs. 1 Satz 1 wird „Privatkranken-, Privat-
entbindungs- und Privatnervenkliniken" durch 
„Privatkranken- und Privatentbindungsanstalten 
sowie von Privatnervenkliniken" ersetzt. 

2. Im § 105h Abs. 2 Satz 1 wird „Landeszentralbe-
hörden" durch „Landesregierungen" ersetzt. 

3. § 114 c wird wie folgt gefaßt: 

„§ 114c 

Landesrechtliche Vorschriften über die 
Lohnbücher 

Soweit der Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung Bestimmungen nach § 114 a Abs. 1 
und 2 nicht erläßt, kann die Landesregierung sie 
durch Rechtsverordnung erlassen. Für diesen Fall 
kann die Landesregierung auch Bestimmungen 
nach § 114b Abs. 2 durch Rechtsverordnung er-
lassen. Die Landesregierung kann die Ermächti-
gung nach Satz 1 und 2 auf die obersten Landes-
behörden weiter übertragen." 

4. In § 114d wird „Landeszentralbehörde" durch 
„Landesregierung" ersetzt. 

5. § 120e wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung solche Vorschriften nicht 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. § 30 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Privatkranken-, 
Privatentbindungs- und Privatnervenklini-
ken" durch die Worte „Privatkranken- und 
Privatentbindungsanstalten sowie von Privat-
nervenkliniken" ersetzt. 

a1 In Satz 2 werden in den Nummern 1 bis 4 
nach dem Wort  „Anstalt" jeweils die Worte 
„oder Klinik" eingefügt. 

b) In Satz 2 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„la. Tatsachen vorliegen, welche die ausrei-
chende medizinische und pflegerische 
Versorgung der Patienten als nicht ge-
währleistet erscheinen lassen." 

2. § 105h Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden das Wort  „Landeszentralbe-
hörden" durch das Wort „Landesregierungen" 
ersetzt und nach der Angabe „§ 105 b" die 
Worte „durch Rechtsverordnung" eingefügt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz einge-
fügt: 

„Sie können die Ermächtigung auf die ober-
sten Landesbehörden weiter übertragen." 

3. unverändert 

4. In § 114 d wird das Wort  „Landeszentralbehörde" 
durch das Wort  „Landesregierung" ersetzt. 

4a. Dem § 120 a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend 
für Versicherungsunternehmen einschließlich 
derjenigen Versicherungsunternehmen, die kein 
Gewerbe betreiben." 

5. unverändert 
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erläßt, kann die Landesregierung sie durch 
Rechtsverordnung erlassen. Vor dem Erlaß sol-
cher Rechtsverordnungen ist den beteiligten 
Berufsgenossenschaften Gelegenheit zu einer 
gutachtlichen Äußerung zu geben. Die Lan-
desregierung kann die Ermächtigung nach 
Satz 1 auf die obersten Landesbehörden weiter 
übertragen." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Geltungsbereich der Verordnung über Ar-
beitsstätten vom 20. März 1975 und ihrer Än-
derungen auf Tagesanlagen und Tagebaue 
des Bergwesens auszudehnen, soweit dies 
zum Schutz der in §§ 120a und 120b genann-
ten Rechtsgüter erforderlich ist."  

6. § 124b wird aufgehoben. 

7. In § 125 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „oder den 
nach § 124 b an die Stelle des Schadensersatzes 
tretenden Betrag" gestrichen. 

8 In § 133e werden die Worte „der §§ 124b und 
125" durch die Worte „des § 125" ersetzt. 

9. § 134 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

10. In § 139 aa wird in der Überschrift und im Text 
jeweils die Paragraphenangabe „ , 124 b" gestri-
chen. 

11. § 139b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die amtlich zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Geschäfts- und Betriebsverhältnisse der ihrer 
Besichtigung und Prüfung unterliegenden An-
lagen dürfen sie nur zur Verfolgung von Ge-
setzwidrigkeiten und zur Erfüllung von gesetz-
lich geregelten Aufgaben zum Schutz der Um-
welt den dafür zuständigen Behörden offenba-
ren." 

b) In Absatz 5 wird „Landeszentralbehörde" 
durch „Landesregierung" ersetzt. 

12. In § 142 Abs. 2 Satz 1 wird „Zentralbehörde" 
durch „Landesregierung" ersetzt. 

Artikel 19 

Arbeitsförderungsgesetz 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel ... des 
Gesetzes vom , wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

8 unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. § 139 b wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 5 wird das Wort  „Landeszentralbe-
hörde" durch das Wort  „Landesregierung" er-
setzt. 

12. In § 142 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort  „Zentralbe-
hörde" durch das Wort  „Landesregierung" er-
setzt. 

Artikel 19 

Arbeitsförderungsgesetz 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel ... des 
Gesetzes vom , wird wie folgt geändert: 
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§ 91 Abs. 5, § 105b Abs. 3, § 112a Abs. 2, § 113 Abs. 3 
und 4, § 118 Abs. 2, § 138 Abs. 5, § 139, § 141 b Abs. 6 
und 7, § 141e Abs. 4, § 141n Abs. 3, § 166b Abs. 2 
und 3, § 239, § 241, § 242 Abs. 4, 6 bis 35, 37 bis 51, 
§ 242a und § 242 b werden aufgehoben. 

Artikel 20 

Bundesversorgungsgesetz 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
 , wird wie folgt geändert: 

In § 25 b werden die Absätze 2 und 3 aufgehoben. 

Artikel 21 

Schwerbehindertengesetz 

§ 66 Satz 4 des Schwerbehindertengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 
(BGBl I S. 1421, 1550), das durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 14. Dezember 1987 (BGBl I S. 2602) geän-
dert worden ist, erhält folgende Fassung: 

„Von den eingegangenen übrigen Einnahmen sind 
zum 15. Juli und zum 15. November Abschlagszah-
lungen in Höhe des Vomhundertsatzes, der für das 
jeweilige Vorjahr nach Satz 1 Nr. 2 bekanntgemacht 
wird, an den Bund abzuführen." 

SECHSTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Artikel 22 

Jugendschutzgesetz 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit vom 25. Februar 1985 (BGBl I S. 425) wird 
wie folgt geändert: 

In § 12 Abs. 1 Nr. 4 werden die Worte „unter sechzehn 
Jahren" gestrichen. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 91 Abs. 5, § 113 Abs. 3 und 4, § 138 Abs. 5, § 139, 
§ 141b Abs. 6 und 7, § 141e Abs. 4, § 141n Abs. 3, 
§ 166b Abs. 2 und 3, § 239, § 241, § 242 Abs. 4, 6 bis 35, 
37 bis 51, § 242a und § 242b werden aufgehoben. 

Artikel 20 

entfällt 

Artikel 21 

Schwerbehindertengesetz 

§ 66 Satz 4 des Schwerbehindertengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 1986 
(BGBl I S. 1421, 1550), zuletzt geändert durch § 1 
Abs. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl I 
S. 2406), erhält folgende Fassung: 

unverändert 

SECHSTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Artikel 22 

Jugendschutzgesetz 

Das Jugendschutzgesetz vom 25. Februar 1985 
(BGBl I S. 425) wird wie folgt geändert: 

1. In § 11 wird nach Satz 2 folgender Satz einge-
fügt: 

„Wer einen Film für öffentliche Filmveranstal-
tungen weitergibt, ist verpflichtet, den Veran-
stalter auf die Alterseinstufung hinzuweisen." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „unter 
sechzehn Jahren" gestrichen. 

b) In Absatz 1 wird nach Nummer 17 folgende 
Nummer 17a eingefügt: 

„17. entgegen § 11 Satz 3 einen Film für eine 
öffentliche Filmveranstaltung weiter-
gibt, ohne den Veranstalter auf die Al-
terseinstufung hinzuweisen." 
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Artikel 23 

Unterhaltsvorschußgesetz 

§ 1 des Unterhaltsvorschußgesetzes vom 23. Juli 
1979 (BGBl. I S. 1184), das durch Artikel II § 19 des 
Gesetzes vom 4. November 1982 (BGBl. I S. 1450) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 wird der Nummer 2 das Wort  „und" 
angefügt, in Nummer 3 das Wort  „und" durch ei-
nen Punkt ersetzt sowie die Nummer 4 aufgeho-
ben. 

2. Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

 

Artikel 24 

Gräbergesetz 

Das Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer 
von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräbergesetz) vom 
1. Juli 1965 (BGBl. I S. 589), zuletzt geändert durch 
Artikel 46 des Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBl. I 
S. 705), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 3 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„Die ausstehenden Restbeträge der Ruherechts-
entschädigung sind mit 5 v. H. zu verzinsen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

c) In Absatz 1 Nr. 18 wird die Angabe „§ 11 
Satz 3" durch die Angabe „§ 11 Satz 4" er-
setzt. 

d) In Absatz 4 Nr. 2 werden nach dem Wort  „Zu-
widerhandlung" die Worte „aus Gewinnsucht 
begeht oder" eingefügt. 

Artikel 23 

Unterhaltsvorschußgesetz 

Das Unterhaltsvorschußgesetz vom 23. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1184), geändert durch Artikel II § 19 des 
Gesetzes vom 4. November 1982 (BGBl. I S. 1450), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Nummer 2 das Wo rt  „und" 
angefügt, in Nummer 3 das Wo rt  „und" durch 
einen Punkt ersetzt sowie die Nummer 4 aufge-
hoben. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a einge-
fügt: 

„(2 a) Ausländer, die sich ohne Aufenthalts-
berechtigung oder Aufenthaltserlaubnis im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten, ha-
ben Anspruch auf Unterhaltsleistung nach die-
sem Gesetz nur, wenn ihre Abschiebung auf 
unbestimmte Zeit unzulässig ist oder wenn sie 
aufgrund landesrechtlicher Verwaltungsvor-
schriften auf unbestimmte Zeit nicht abgescho-
ben werden, frühestens jedoch für die Zeit nach 
einem gestatteten oder geduldeten ununter-
brochenen Aufenthalt von einem Jahr." 

c) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

2. In § 4 werden der Punkt durch ein Semikolon er-
setzt und folgende Worte angefügt: 

„dies gilt nicht, soweit es an zumutbaren Bemü-
hungen des Berechtigten gefehlt hat, den im § 1 
Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Elternteil zu Unterhalts-
zahlungen zu veranlassen." 

Artikel 24 

Gräbergesetz 

Das Gräbergesetz vom 1. Juli 1965 (BGBl. I S. 589), 
zuletzt geändert durch Artikel 46 des Gesetzes vom 
18. März 1975 (BGBl. I S. 705), wird wie folgt geän-
dert: 

1. unverändert 
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2. In § 3 Abs. 5 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Bei Gräbern nach § 1 auf Friedhöfen mit einer 
Gebührenordnung gilt die Beeinträchtigung nach 
Nummer 1 als unwesentlich, wenn die Nutzung 
des Friedhofs durch die öffentliche Last 5 v. H. der 
im Jahr der Belegung mit Gräbern nach § 1 oder 
bei einer späteren Antragstellung der in diesem 
Jahr vereinnahmten Grabgebühren nicht über-
steigt. " 

3. § 6 Abs. 1 wird aufgehoben. 

4. In § 6 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 ist 

a) das Wort „Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" durch „Bundesverwaltungs-
amt" zu ersetzen; 

b) das Wort  „unabweisbar" entfällt.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. In § 6 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 werden 

a) die Worte „im Benehmen mit dem Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit" 

sowie 

b) das Wort  „unabweisbar" 

gestrichen. 

Artikel 24 a 

Bundessozialhilfegesetz 

Das Bundessozialhilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1987 (BGBl. I 
S. 401, 494), das durch Artikel 42 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988 (BGBL I S. 2477) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 69 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1983 mit 25 vom Hundert, im Jahre 
1984 mit 50 vom Hundert und vom 1. Januar 1985 
an" gestrichen. 

2. § 82 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 82 

Änderung der Grundbeträge 

Die Grundbeträge nach den §§ 79 und 81 Abs. 1 
und 2 verändern sich jeweils um den Vomhundert-
satz, um den sich die allgemeine Bemessungs-
grundlage in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (§ 1255 Abs. 2 der Reichsversicherungsord-
nung) verändert; ein nicht auf volle Deutsche 
Mark errechneter Betrag ist bis zu 0,49 Deutsche 
Mark abzurunden und von 0,50 Deutsche Mark an 
aufzurunden." 

3. Dem § 116 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Pflicht zur Auskunft umfaßt die Verpflich-
tung, auf Verlangen des Trägers der Sozialhilfe 
Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage 
zuzustimmen." 
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SIEBTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr 

Artikel 25 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 
2. Dezember 1972 über sichere Container 

Dem Artikel 7 des Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 2. Dezember 1972 über sichere Container 
vom 10. Februar 1976 (BGBl. II S. 253), geändert 
durch Gesetz vom 17. April 1985 (BGBl. II S. 626), 
werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
Behörde, die von der Landesregierung durch Rechts-
verordnung bestimmt wird. Die Landesregierung 
kann die Ermächtigung auf die zuständige oberste 
Landesbehörde übertragen. 

(4) Wird eine Zuwiderhandlung nach Absatz 1 Nr. 1 
bei der Beförderung eines Containers auf der Straße in 
einem Unternehmen begangen, das im Geltungsbe-
reich des Gesetzes weder seinen Sitz noch eine ge-
schäftliche Niederlassung hat, und hat auch der Be-
troffene im Geltungsbereich des Gesetzes keinen 
Wohnsitz, so ist Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr." 

Artikel 26 

Bundesfernstraßengesetz 

Das Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1974 (BGBl. I 

 S. 2413, 2908), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2669), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 Abs. 4 und in § 9a Abs. 1 wird jeweils die 
Angabe „(§ 18 Abs. 7)" gestrichen. 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
stellt den Plan fest. Bestehen zwischen der ober-
sten Landesstraßenbaubehörde, die den Plan 
feststellt, und einer Bundesbehörde Meinungs-
verschiedenheiten, so ist vor der Planfeststel-
lung die Weisung des Bundesministers für Ver-
kehr einzuholen." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt: 

„(5) Wird mit der Durchführung des Plans 
nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der 
Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer 
Kraft, es sei denn, er wird vorher auf Antrag des 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

SIEBTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr 

Artikel 25 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 
2. Dezember 1972 über sichere Container 

Dem Artikel 7 des Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 2. Dezember 1972 über sichere Container 
vom 10. Februar 1976 (BGBl. II S. 253), geändert 
durch Gesetz vom 17. April 1985 (BGBl. II S. 626), 
werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

(3) unverändert 

(4) Wird eine Zuwiderhandlung nach Absatz 1 bei 
der Beförderung eines Containers auf der Straße in 
einem Unternehmen begangen, das im Geltungsbe-
reich des Gesetzes weder seinen Sitz noch eine ge-
schäftliche Niederlassung hat, und hat auch der Be-
troffene im Geltungsbereich des Gesetzes keinen 
Wohnsitz, so ist Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr." 

Artikel 26 

Bundesfernstraßengesetz 

Das Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1974 (BGBl. I 

 S. 2413, 2908), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205), wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Einwendungen gegen den Plan sind 
nach Ablauf der Einwendungsfrist ausge-
schlossen. Hierauf ist in der Bekanntmachung 
der Auslegung oder der Einwendungsfrist hin-
zuweisen." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge-
fügt: 

„(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
stellt den Plan fest. Bestehen zwischen der ober-
sten Landesstraßenbaubehörde, die den Plan 
feststellt, und einer Bundesbehörde Meinungs- 
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Trägers der Straßenbaulast von der Planfeststel-
lungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlän-
gert. Vor der Entscheidung ist eine auf den An-
trag begrenzte Anhörung nach dem für die Plan-
feststellung vorgeschriebenen Verfahren durch-
zuführen. Für die Zustellung und Auslegung so-
wie die Anfechtung der Entscheidung über die 
Verlängerung sind die Bestimmungen über den 
Planfeststellungsbeschluß entsprechend anzu-
wenden." 

d) Die Absätze 6 und 7 werden aufgehoben. 

3. Die §§ 18 bis 18e werden aufgehoben. 

4. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach § 18 a 
Abs. 1" durch die Worte „nach § 17" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach § 18 a 
Abs. 1" gestrichen. 

5. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

„§ 19a 

Entschädigungsverfahren 

Soweit der Träger der Straßenbaulast nach 
§§ 8 a, 9 oder aufgrund eines Planfeststellungs-
beschlusses (§ 17) verpflichtet ist, eine Entschädi-
gung in Geld zu leisten, und über die Höhe der Ent-
schädigung keine Einigung zwischen dem Betrof-
fenen und dem Träger der Straßenbaulast zustan-
dekommt, entscheidet auf Antrag eines der Betei-
ligten die nach Landesrecht zuständige Behörde; 
Verfahren und Rechtsweg bestimmen sich nach 
den Enteignungsgesetzen der Länder." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

verschiedenheiten, so ist vor der Planfeststel-
lung die Weisung des Bundesministers für Ver-
kehr einzuholen." 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Der Planfeststellungsbeschluß ist dem 
Träger des Vorhabens und denjenigen, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, 
mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen; die 
Vorschriften der Verwaltungsverfahrensge-
setze über die Bekanntgabe von Planfeststel-
lungsbeschlüssen bleiben im übrigen unbe-
rührt." 

e) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Wird mit der Durchführung des Plans 
nicht innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der 
Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er außer 
Kraft, es sei denn, er wird vorher auf Antrag des 
Trägers der Straßenbaulast von der Planfeststel-
lungsbehörde um höchstens fünf Jahre verlän-
gert. Vor der Entscheidung ist eine auf den An-
trag begrenzte Anhörung nach dem für die Plan-
feststellung vorgeschriebenen Verfahren durch-
zuführen. Für die Zustellung und Auslegung so-
wie die Anfechtung der Entscheidung über die 
Verlängerung sind die Bestimmungen über den 
Planfeststellungsbeschluß entsprechend anzu-
wenden." 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

„§ 19a 

Entschädigungsverfahren 

Soweit der Träger der Straßenbaulast nach 
§§ 8 a, 9 oder aufgrund eines Planfeststellungs-
beschlusses (§ 17) verpflichtet ist, eine Entschädi-
gung in Geld zu leisten, und über die Höhe der Ent-
schädigung keine Einigung zwischen dem Betrof-
fenen und dem Träger der Straßenbaulast zustan-
dekommt, entscheidet auf Antrag eines der Betei-
ligten die nach Landesrecht zuständige Behörde; 
für das Verfahren und den Rechtsweg gelten die 
Enteignungsgesetze der Länder entsprechend." 
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Artikel 27 

Personenbeförderungsgesetz 

Das Personenbeförderungsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungs-Nummer 9240-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2191), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Der Genehmigung bedarf auch 

1. jede Erweiterung oder wesentliche Ände-
rung des Unternehmens, 

2. die Übertragung der aus der Genehmigung 
erwachsenden Rechte und Pflichten (Ge-
nehmigungsübertragung) sowie 

3. die Übertragung der Betriebsführung auf ei-
nen anderen." 

b) Absatz 4 wird aufgehoben.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 26 a 

Fernstraßenausbaugesetz 

§ 1 des Fernstraßenausbaugesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. April 1986 (BGBl. I 
S. 558) erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Bau und Ausbau der Bundesfernstraßen sind 
Hoheitsaufgaben des Bundes. Das Netz der Bundes-
fernstraßen wird nach dem Bedarfsplan für die Bun-
desfernstraßen ausgebaut, der diesem Gesetz als An-
lage beigefügt ist. 

(2) Die in den Bedarfsplan aufgenommenen Bau 
und Ausbauvorhaben entsprechen den Zielsetzun-
gen des § 1 Abs. 1 des Bundesfernstraßengesetzes. 
Die Feststellung des Bedarfs ist für die Linienbestim-
mung nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes und 
für die Planfeststellung nach § 17 des Bundesfernstra-
ßengesetzes verbindlich." 

Artikel 27 

Personenbeförderungsgesetz 

Das Personenbeförderungsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungs-Nummer 9240-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Februar 1990 
(BGBl. I S. 205), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Genehmigungsbehörde kann bei 
einem Linienverkehr nach § 43 dieses Geset-
zes und bei Beförderungen nach § 1 Nr. 4 
Buchstaben d) und i) der Freistellungs-Ver-
ordnung Befreiung vom Verbot der Mitnahme 
anderer Fahrgäste erteilen, wenn dies im öf-
fentlichen Verkehrsinteresse geboten und mit 
Rücksicht auf bestehende öffentliche Ver-
kehrseinrichtungen wirtschaftlich vertretbar 
ist." 
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c) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 
7 angefügt: 

„(6) Beförderungen, die in besonders gela-
gerten Einzelfällen nicht alle Merkmale einer 
Verkehrsart oder Verkehrsform dieses Geset-
zes erfüllen, können nach denjenigen Vor-
schriften dieses Gesetzes genehmigt werden, 
denen diese Beförderungen am meisten ent-
sprechen. 

(7) Zur praktischen Erprobung neuer Ver-
kehrsarten oder Verkehrsmittel kann die Ge-
nehmigungsbehörde auf Antrag im Einzelfall 
Abweichungen von Vorschriften dieses Geset-
zes oder von auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Vorschriften für die Dauer von höch-
stens vier Jahren genehmigen, soweit öffentli-
che Verkehrsinteressen nicht entgegenste-
hen. " 

2. In § 3 Abs. 2 werden die Worte „der Betrieb" 
durch die Worte „die Betriebsführung" ersetzt 
und die Angabe „(§ 2 Abs. 2)" wird gestrichen. 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 und 4 erhält folgende 
Fassung: 

„3. bei einem Linienverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen für die Einrichtung, die Linienführung 
und den Betrieb, 

4. bei einem Gelegenheitsverkehr mit Kraft-
fahrzeugen für die Form des Gelegenheits-
verkehrs und den Betrieb mit bestimmten 
Kraftfahrzeugen unter Angabe ihrer amtli-
chen Kennzeichen. " 

b) Satz 2 wird gestrichen. 

c) Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

4. In § 10 wird Satz 2 gestrichen. 

5. In § 11 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „der Deut-
schen Bundespost oder" gestrichen. 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird Satz 3 gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

c) In Absatz 6 werden die Worte „der Deutschen 
Bundespost, " gestrichen. 

d) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Bei der Genehmigung in den Fä llen des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 
5 nicht anzuwenden." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

c) unverändert 

2. unverändert 

2a. In § 8 Abs. 3 Nr: 2 wird das Klammerzitat 
„(§ 20a)" ersetzt durch das Klammerzitat „(§ 21 
Abs. 3)". 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. § 11 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen. 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 5 Nr. 1 wird das Wort  „Taxige-
werbe" ersetzt durch das Wo rt  „Taxenge-
werbe". 

d) In Absatz 6 werden die Worte „der Deutschen 
Bundespost, der Deutschen Bundesbahn und" 
gestrichen. 

e) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Bei der Genehmigung in den Fä llen des 
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 
5 Satz 1, 2, 4 und 5 nicht anzuwenden." 
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7. Die §§ 14 bis 18 werden aufgehoben und an ihrer 
Stelle wird eingefügt: 

„§ 14 

Anhörverfahren 

(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung der Genehmigung für die Beförderung 
von Personen mit Straßenbahnen, Obussen oder 
mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr hat die Ge-
nehmigungsbehörde 

1. die Unternehmer, die im Einzugsbereich des 
beantragten Verkehrs Eisenbahn-, Straßen-
bahn-, Obus- oder Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen betreiben, zu hören; 

2. die Stellungnahmen der im Einzugsbereich des 
beantragten Verkehrs liegenden Gemeinden, 
bei kreisangehörigen Gemeinden auch der 
Landkreis, der örtlich zuständigen Träger der 
Straßenbaulast, der nach Landesrecht zustän-
digen Planungsbehörden sowie anderer Be-
hörden, deren Aufgaben durch den Antrag be-
rührt werden, einzuholen; 

3. die Industrie- und Handelskammern, die Fach-
gewerkschaften und die Verkehrsverbände im 
Einzugsbereich des beantragten Verkehrs gut-
achtlich zu hören; sie kann auch weitere Stel-
len hören. 

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung einer Genehmigung für die Beförde-
rung von Personen mit Kraftfahrzeugen im Gele-
genheitsverkehr hat die Genehmigungsbehörde 
die Gemeinde, in deren Gebiet der Betriebssitz 
des Unternehmers liegt, die Industrie- und Han-
delskammer, die Fachgewerkschaften und Ver-
kehrsverbände gutachtlich zu hören. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann von der 
Durchführung des Anhörverfahrens absehen, 
wenn sie aus eigener Kenntnis der Sachlage dem 
Antrag nicht entsprechen wi ll. Wird bei einem 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen ein 
Kraftfahrzeugaustausch beantragt, ist davon ab-
zusehen. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Per-
sonen und Stellen können sich binnen zwei Wo-
chen, nachdem sie von dem Antrag in Kenntnis 
gesetzt worden sind, schriftlich gegenüber der 
Genehmigungsbehörde äußern. 

(5) Bei Anträgen von Unternehmern, die ihren 
Betriebssitz im Ausland haben, auf Erteilung ei-
ner Genehmigung für grenzüberschreitende Ge-
legenheitsverkehre oder für Transitverkehre sind 
die Absätze 1 bis 4 nicht anzuwenden. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

7. Die §§ 14 bis 18 werden aufgehoben und an ihrer 
Stelle wird eingefügt: 

„§ 14 

Anhörverfahren 

(1) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung der Genehmigung für die Beförderung 
von Personen mit Straßenbahnen, Obussen oder 
mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr hat die Ge-
nehmigungsbehörde 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Industrie- und Handelskammern, die Fach-
gewerkschaften und die Fachverbände der 
Verkehrtreibenden gutachtlich zu hören; sie 
kann auch weitere Stellen hören. 

(2) Vor der Entscheidung über den Antrag auf 
Erteilung einer Genehmigung für die Beförde-
rung von Personen mit Kraftfahrzeugen im Gele-
genheitsverkehr hat die Genehmigungsbehörde 
die Gemeinde, in deren Gebiet der Betriebssitz 
des Unternehmers liegt, die Industrie- und Han-
delskammer, die Fachgewerkschaften und Ver-
kehrsverbände gutachtlich zu hören. Sie kann 
auch weitere Stellen hören. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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§ 15 

Erteilung und Versagung der Genehmigung 

(1) Die Entscheidung über den Antrag erfolgt 
schriftlich; sie ist den Antragstellern und, soweit 
diese Einwendungen erhoben haben, auch den in 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Personen und 
Stellen zuzustellen. 

(2) Ist die Entscheidung über den Antrag unan-
fechtbar geworden, wird dem Antragsteller eine 
Genehmigungsurkunde erteilt. Einer juristischen 
Person darf die Genehmigungsurkunde erst aus-
gehändigt werden, wenn die Eintragung in das 
Register nachgewiesen ist. 

(3) Die Genehmigung kann unter Bedingungen 
und Auflagen erteilt werden, sofern sich diese 
Nebenbestimmungen im Rahmen des Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen halten. 

(4) Die Genehmigung darf nicht vorläufig oder 
mit einem Vorbehalt des Widerrufs erteilt wer-
den. 

(5) Die Genehmigungsbehörde hat die zustän-
dige Berufsgenossenschaft von der Erteilung der 
Genehmigung zu unterrichten. Die Anzeige-
pflicht des Unternehmers nach § 661 der Reichs-
versicherungsordnung bleibt unberührt . 

(6) Ist die Genehmigung wegen mangelnder Si-
cherheit oder Leistungsfähigkeit des Betriebs 
oder wegen Unzuverlässigkeit des Antragstellers 
oder der für die Führung der Geschäfte bestellten 
Personen versagt worden, hat die Genehmigungs-
behörde dem Gewerbezentralregister ihre Ent-
scheidung unter Angabe der Gründe mitzutei-
len. 

§ 16 

Geltungsdauer der Genehmigung 

(1) Die Geltungsdauer der Genehmigung für 
Straßenbahn- und Obusverkehr ist so zu bemes-
sen, daß sie mindestens der gewöhnlichen Nut-
zungsdauer der Betriebsanlagen entspricht. Bei 
Wiedererteilung der Genehmigung ist die Gel-
tungsdauer so zu bemessen, daß sie mit Vereinba-
rungen und Entscheidungen über die Benutzung 
öffentlicher Straßen nach § 31 Abs. 2 und 5 in Ein-
klang steht; sie be trägt höchstens 25 Jahre. 

(2) Die Geltungsdauer der Genehmigung für 
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen ist unter Be-
rücksichtigung der öffentlichen Verkehrsinteres-
sen zu bemessen. Sie be trägt höchstens acht 
Jahre. 

(3) Die Geltungsdauer der Genehmigung für 
Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen beträgt 
höchstens vier Jahre. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 15 

Erteilung und Versagung der Genehmigung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) entfällt 

§16 

unverändert 
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§ 17 

unverändert 

8. unverändert 

Entwurf 

§ 17 

Genehmigungsurkunde 

(1) Die Genehmigungsurkunde muß enthal-
ten: 

1. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unterneh-
mers, 

2. Bezeichnung der Verkehrsart, für die die Ge-
nehmigung erteilt wird, im Gelegenheitsver-
kehr auch der Verkehrsform, 

3. Geltungsdauer der Genehmigung, 

4. etwaige Bedingungen und Auflagen, 

5. Bezeichnung der Aufsichtsbehörde, 

6. bei Straßenbahn- oder Obusverkehr die Li-
nienführung und im Falle des § 28 Abs. 4 einen 
Hinweis auf den Vorbehalt, 

7. bei Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die Li-
nienführung, 

8. bei Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
die amtlichen Kennzeichen der einzusetzen-
den Kraftfahrzeuge. 

(2) Im Falle eines Austausches von Kraftfahr-
zeugen im Gelegenheitsverkehr hat der Unter-
nehmer die Genehmigungsurkunde der Geneh-
migungsbehörde zur Ergänzung vorzulegen. Das 
gleiche gilt, wenn der Unternehmer ein Kraftfahr-
zeug nicht mehr im Gelegenheitsverkehr ein-
setzt. 

(3) Die Erteilung der Genehmigung kann nur 
durch die Genehmigungsurkunde oder eine amt-
liche Ausfertigung nachgewiesen werden. 

(4) Im Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeu-
gen ist die Genehmigungsurkunde oder eine ge-
kürzte amtliche Ausfertigung während der Fahrt 
mitzuführen und auf Verlangen den zuständigen 
Personen zur Prüfung auszuhändigen. Im Linien-
verkehr mit Kraftfahrzeugen gilt Satz 1 nur, wenn 
die Genehmigungsurkunde eine entsprechende 
Auflage enthält. 

(5) Ist eine Genehmigung anders als durch Frist-
ablauf ungültig geworden, ist die Genehmigungs-
urkunde unverzüglich einzuziehen. Ist dies nicht 
möglich, ist sie auf Kosten des Unternehmens für 
kraftlos zu erklären." 

8. In § 19 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „und 3" 
durch die Worte „und 4" ersetzt. 
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9. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

Einstweilige Erlaubnis 

(1) Wenn eine sofortige Einrichtung, Erweite-
rung oder wesentliche Änderung eines Linienver-
kehrs mit Kraftfahrzeugen im öffentlichen Ver-
kehrsinteresse liegt, kann die Genehmigungsbe-
hörde, in deren Bezirk der Verkehr betrieben wer-
den soll, dem Antragsteller eine widerrufliche 
einstweilige Erlaubnis erteilen; die Voraussetzun-
gen des § 13 Abs. 1 müssen vorliegen. Die Ertei-
lung ist auch den in § 14 Abs. 1 Nr. 1 genannten 
Unternehmern bekanntzugeben. 

(2) Die einstweilige Erlaubnis wird schriftlich 
erteilt. Sie muß enthalten 

1. den Hinweis auf diese Vorschrift mit einem 
Zusatz, daß die einstweilige Erlaubnis einen 
Anspruch auf Erteilung einer Genehmigung 
nicht begründet, 

2. Name, Wohn- und Betriebssitz des Unterneh-
mers, 

3. Geltungsdauer, 

4. etwaige Bedingungen und Auflagen, 

5. Linienführung. 

(3) Die einstweilige Erlaubnis erlischt nach 
sechs Monaten, soweit sie nicht vorher widerrufen 
wird. Sie begründet keinen Anspruch auf Ertei-
lung einer Genehmigung. § 15 Abs. 3 und 5 gel-
ten entsprechend. 

(4) § 17 Abs. 3, 4 und 5 gelten entsprechend." 

10. § 20a wird aufgehoben. 

11. Die §§ 21 bis 23 erhalten folgende Fassung: 

„§ 21 

Betriebspflicht 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, den ihm 
genehmigten Betrieb aufzunehmen und während 
der Geltungsdauer der Genehmigung den öffent-
lichen Verkehrsinteressen und dem Stand der 
Technik entsprechend aufrechtzuerhalten. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Un-
ternehmer für die Aufnahme des Betriebs eine 
Frist setzen. 

(3) Die Genehmigungsbehörde kann dem Un-
ternehmer auferlegen, den von ihm betriebenen 
Verkehr zu erweitern oder zu ändern, wenn die 
öffentlichen Verkehrsinteressen es erfordern und 
es dem Unternehmer unter Berücksichtigung sei-
ner wirtschaftlichen Lage, einer ausreichenden 
Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals und 
der notwendigen technischen Entwicklung zuge-
mutet werden kann. Für das Verfahren gelten die 
§§ 14, 15 und 17 entsprechend. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 
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(4) Die Genehmigungsbehörde kann den Un-
ternehmer auf seinen Antrag von der Verpflich-
tung nach Absatz 1 für den gesamten oder einen 
Teil des von ihm be triebenen Verkehrs vorüber-
gehend oder dauernd entbinden, wenn 

1. die öffentlichen Verkehrsinteressen nicht ent-
gegenstehen oder 

2. dem Unternehmer die Erfüllung der Betriebs-
pflicht nicht mehr möglich ist oder ihm unter 
Berücksichtigung seiner wirtschaftlichen Lage, 
einer ausreichenden Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals und der notwendigen tech-
nischen Entwicklung nicht mehr zugemutet 
werden kann. 

Bis zur Entscheidung über den Antrag hat der 
Unternehmer den Verkehr aufrechtzuerhalten. 

§ 22 

Beförderungspflicht 

Der Unternehmer ist zur Beförderung verpflich-
tet, wenn 

1. die Beförderungsbedingungen eingehalten 
werden, 

2. die Beförderung mit den regelmäßig eingesetz-
ten Beförderungsmitteln möglich ist und 

3. die Beförderung nicht durch Umstände verhin-
dert wird, die der Unternehmer nicht abwen-
den und denen er auch nicht abhelfen kann. 

§ 23 

Haftung für Sachschäden 

Der Unternehmer kann die Haftung für Sach-
schäden gegenüber jeder beförderten Person nur 
insoweit ausschließen, als der Schaden 2 000, —
Deutsche Mark übersteigt und nicht auf Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit beruht." 

12. § 24 wird aufgehoben. 

13. Die §§ 25 bis 27 erhalten folgende Fassung: 

„§ 25 

Widerruf der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Geneh-
migung zu widerrufen, wenn 

1. nicht mehr alle Voraussetzungen des § 13 
Abs. 1 vorliegen. Die erforderliche Zuverläs-
sigkeit des Unternehmers ist insbesondere 
nicht mehr gegeben, wenn in seinem Ver-
kehrsunternehmen trotz schriftlicher Mahnung 
die der Verkehrssicherheit dienenden Vor-
schriften nicht befolgt werden oder den Ver-
pflichtungen zuwidergehandelt wird, die dem 
Unternehmer nach diesem Gesetz oder nach 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften obliegen; 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

12. unverändert 

13. Die §§ 25 bis 27 erhalten folgende Fassung: 

„§ 25 

Widerruf der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Geneh-
migung zu widerrufen, wenn nicht mehr alle Vor-
aussetzungen des § 13 Abs. 1 vorliegen. Die erfor-
derliche Zuverlässigkeit des Unternehmers ist ins-
besondere nicht mehr gegeben, wenn in seinem 
Verkehrsunternehmen trotz schriftlicher Mah-
nung die der Verkehrssicherheit dienenden Vor-
schriften nicht befolgt werden oder den Verpflich-
tungen zuwidergehandelt wird, die dem Unter-
nehmer nach diesem Gesetz oder nach den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften obliegen. 
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2. der Unternehmer die ihm gesetzlich obliegen-
den arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder 
die sich aus seinem Unternehmen ergebenden 
steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt 
nicht erfüllt oder in schwerwiegender Weise 
dagegen verstoßen hat. 

(2) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde 
hat der Unternehmer den Nachweis der Erfüllung 
der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Verpflichtungen 
zu führen; die Finanzbehörden dürfen den Ge-
nehmigungsbehörden Mitteilung über die wie-
derholte Nichterfüllung der steuerrechtlichen 
Verpflichtungen oder die Abgabe der eidesstattli-
chen Versicherungen nach § 284 der Abgaben-
ordnung machen. 

(3) Die Rücknahme und den Widerruf einer Ge-
nehmigung für den Linien- oder Gelegenheitsver-
kehr mit Kraftfahrzeugen hat die Genehmigungs-
behörde dem Gewerbezentralregister unter An-
gabe der Gründe mit Namen sowie Wohn- und 
Betriebssitz des Unternehmers mitzuteilen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf den Widerruf der 
Genehmigung für die Übertragung der Betriebs-
führung entsprechend anzuwenden. 

§ 26 

Erlöschen der Genehmigung 

Die Genehmigung erlischt 

1. bei einem Straßenbahn-, Obus- oder Linien-
verkehr mit Kraftfahrzeugen sowie einem Ta-
xenverkehr, wenn der Unternehmer 

a) den Betrieb nicht innerhalb der ihm von der 
Genehmigungsbehörde gesetzten Frist auf-
genommen hat oder 

b) von der Verpflichtung zur Aufrechterhal-
tung des gesamten ihm genehmigten Ver-
kehrs dauernd entbunden wird, 

2. beim Taxenverkehr, wenn der Unternehmer 
seinen Betriebssitz in eine andere Gemeinde 
verlegt. 

§ 27 

Zwangsmaßnahmen 

Das Verwaltunszwangsverfahren richtet sich, 
soweit dieses Gesetz von Behörden der Länder 
ausgeführt wird, nach den landesrechtlichen Vor-
schriften. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Ge-
nehmigung widerrufen, wenn der Unternehmer 
die ihm gesetzlich obliegenden arbeitsrechtli-
chen, sozialrechtlichen oder die sich aus seinem 
Unternehmen ergebenden steuerrechtlichen Ver-
pflichtungen wiederholt nicht erfüllt oder in 
schwerwiegender Weise dagegen verstoßen hat. 

(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde 
hat der Unternehmer den Nachweis der Erfüllung 
der in Absatz 2 erwähnten Verpflichtungen zu 
führen; die Finanzbehörden dürfen den Geneh-
migungsbehörden Mitteilung über die wieder-
holte Nichterfüllung der sich aus seinem Unter-
nehmen ergebenden steuerrechtlichen Verpflich-
tungen oder die Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherungen nach § 284 der Abgabenordnung 
machen. 

(4) unverändert 

§ 26 

unverändert 

§ 27 

unverändert 
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14. Die §§ 28 bis 35 werden aufgehoben und an ihrer 
Stelle wird eingefügt: 

§ 28 
Planfeststellung 

(1) Betriebsanlagen für Straßenbahnen dürfen 
nur gebaut werden, wenn der Plan vorher festge-
stellt ist. Bei der Planfeststellung ist die Umwelt-
verträglichkeit zu prüfen. 

(2) Die Planfeststellung kann bei Änderungen 
oder Erweiterungen von unwesent licher Bedeu-
tung unterbleiben, wenn 

1. Rechte anderer nicht berührt werden oder 

2. die Betroffenen zugestimmt haben. 

(3) Bebauungspläne nach § 9 des Baugesetzbu-
ches ersetzen die Planfeststellung nach Absatz 1, 
sofern darin Betriebsanlagen für Straßenbahnen 
ausgewiesen sind. Ist eine Ergänzung der Be-
triebsanlagen notwendig, ein Bebauungsplan un-
vollständig oder soll von Festsetzungen des Be-
bauungsplanes abgewichen werden, ist insoweit 
die Planfeststellung durchzuführen. Es gelten die 
§§ 40 und 43 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 1 bis 
4 des Baugesetzbuches. § 29 Abs. 3 ist nicht anzu-
wenden. 

(4) Eine Genehmigung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 
darf nur erteilt werden vorbehaltlich einer nach 
den Absätzen 1 bis 3 erforderlichen Planfeststel-
lung oder vorbehaltlich einer nach Absatz 2 Nr. 2 
gegebenen Zustimmung. Das Planfeststellungs-
verfahren kann gleichzeitig mit dem Genehmi-
gungsverfahren durchgeführt werden. 

§ 29 
Planfeststellungsbehörden 

(1) Planfeststellungsbehörde ist die Genehmi-
gungsbehörde nach § 11. 

(2) Werden Einwendungen gegen den Plan mit 
der Begründung erhoben, daß öffentliche Interes-
sen im Bereich von Bundesbehörden oder von 
Behörden, die im Auftrag des Bundes tätig wer-
den, beeinträchtigt werden und kommt eine Eini-
gung zwischen der Planfeststellungsbehörde und 
den genannten Behörden nicht zustande, ent-
scheidet die Planfeststellungsbehörde im Beneh-
men mit dem Bundesminister für Verkehr. 

(3) Kommt eine Einigung über Einwendungen 
nichtbundeseigener Eisenbahnen oder von Berg-
bahnunternehmen nicht zustande, hat die Pl an

-feststellungsbehörde die Entscheidung der von 
der Landesregierung bestimmten Behörde einzu-
holen und der Planfeststellung zugrunde zu le-
gen. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

14. unverändert 
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§ 30 
Enteignung 

Die Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Aus-
führung eines nach den §§ 28, 29 festgestellten 
Bauvorhabens notwendig ist. Der festgestellte 
Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu 
legen und für die Enteignungsbehörde bindend. 
Im übrigen gelten die Enteignungsgesetze der 
Länder. 

§ 31 
Benutzung öffentlicher Straßen 

(1) Der Unternehmer hat die Zustimmung des 
Trägers der Straßenbaulast beizubringen, wenn 

1. eine öffentliche Straße von der Straßenbahn 
benutzt werden soll , 

2. Betriebsanlagen von Straßenbahnen eine öf-
fentliche Straße höhengleich kreuzen. 

(2) Vereinbarungen über die Höhe eines Ent-
gelts für die Benutzung einer öffentlichen Straße 
bedürfen der Zustimmung der Genehmigungsbe-
hörde. Bestehende Verträge zwischen dem Unter-
nehmer und dem Träger der Straßenbaulast blei-
ben unberührt. 

(3) Wird eine öffentliche Straße, die von einer 
Straßenbahn benutzt wird, erweitert oder verlegt, 
kann der Träger der Straßenbaulast von dem Un-
ternehmer einen Beitrag zu den Kosten der Erwei-
terung oder Verlegung der Straße verlangen. Da-
bei ist zu berücksichtigen, ob und inwieweit die 
Erweiterung oder Verlegung der Straße durch die 
Straßenbahn, den sonstigen Straßenverkehr oder 
andere Gründe veranlaßt ist. Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(4) Auf Verlangen des Trägers der Straßenbau-
last hat der Unternehmer bei Ablauf der Geneh-
migung die Betriebsanlagen der Straßenbahn zu 
beseitigen und die Straße wieder herzustellen. 

(5) Kommt in den Fällen der Absätze 1 und 3 
eine Einigung nicht zustande, entscheiden die 

. von der Landesregierung bestimmten Behörden. 

(6) Auf Vereinbarungen des Unternehmers mit 
dem Träger der Straßenbaulast über die Benut-
zung öffentlicher Straßen ist im Planfeststellungs-
beschluß hinzuweisen. 

§ 32 
Duldungspflichten Dritter 

(1) Eigentümer oder sonstige Nutzungsberech-
tigte haben 

1. Vermessungen, Boden- und Grundwasserun-
tersuchungen einschließlich der vorüberge-
henden Anbringung von Markierungszeichen 
und sonstigen Vorarbeiten, die zur Planung 
von Betriebsanlagen und Straßenbahnen not-
wendig sind, zu dulden, wenn die Genehmi-
gungsbehörde diesen Arbeiten zustimmt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 
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2. das Anbringen oder Errichten von Haltevor-
richtungen für elektrische Leitungen, von Si-
gnalen und Haltestellenzeichen durch den Un-
ternehmer oder von ihm Beauftragte zu dul-
den. Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume 
dürfen vom Unternehmer oder von ihm Beauf-
tragte nur während der jewei ligen Arbeits-
oder Geschäftsstunden, Wohnungen nur mit 
Zustimmung des Wohnungsinhabers betreten 
werden. Die Absicht, Vorarbeiten durchzufüh-
ren, ist dem Eigentümer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten mindestens 2 Wochen vor-
her unmittelbar und in den Gemeinden, in de-
ren Gebiet Vorarbeiten durchgeführt werden 
sollen, ortsüblich bekanntzugeben. 

(2) Die Zustimmung der Genehmigungsbe-
hörde zu den Vorarbeiten begründet keinen An-
spruch auf Erteilung der Genehmigung nach § 9 
Abs. 1 Nr. 1. 

(3) Über eine Verpflichtung zur Duldung der in 
Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten technischen Einrich-
tungen ist beim Bau neuer Betriebsanlagen für 
Straßenbahnen im Planfeststellungsverfahren zu 
entscheiden. Im übrigen entscheidet die Geneh-
migungsbehörde. 

(4) Für Schäden, die durch Vorarbeiten, das 
Anbringen, Errichten oder Entfernen technischer 
Einrichtungen verursacht worden sind, hat der 
Unternehmer Entschädigung zu leisten. § 31 
Abs. 5 gilt entsprechend. Für die Geltendma-
chung von Entschädigungsansprüchen ist der or-
dentliche Rechtsweg gegeben." 

15. Die §§ 36 und 37 erhalten folgende Fassung: 

„§ 36 

Bau- und Unterhaltungspflicht 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, die ihm 
genehmigten Betriebsanlagen für Straßenbahnen 
zu bauen und während der Geltungsdauer der 
Genehmigung den öffentlichen Verkehrsinteres-
sen und dem Stand der Technik entsprechend zu 
unterhalten. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann dem Un-
ternehmer eine Frist setzen, innerhalb derer die 
Betriebsanlagen zu bauen sind. 

§37 

Aufnahme des Betriebs 

Die Genehmigung zur Aufnahme des Betriebs 
der Straßenbahnen erteilt die Genehmigungsbe-
hörde im Einvernehmen mit der für die technische 
Aufsicht zuständigen Behörde." 

16. § 38 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

15. unverändert 

16. unverändert 

16a. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Die Vorschrift erhält folgende Überschrift: 

„Beförderungsentgelte und -bedingungen". 
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17. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 28 bis 31 und 
der §§ 34 bis 37" durch die Angabe „ §§ 28 bis 
30 und der §§ 32, 36 und 37" ersetzt. 

b) In Absatz 2 erhält der zweite Halbsatz folgende 
Fassung: „§ 31 Abs. 1, 2, 4 bis 6 ist entspre-
chend anzuwenden." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Im übrigen sind auf den Obusverkehr die 
Vorschriften der §§ 39 und 40 entsprechend 
anzuwenden. " 

18. § 44 wird aufgehoben. 

19. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 35" durch die 
Angabe „§ 32" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Beförderungsentgelte und Beförde-
rungsbedingungen der Deutschen Bundes-
bahn sind vom Bundesminister für Verkehr zu 
genehmigen. Die Beförderungsentgelte, Beför-
derungsbedingungen, Fahrpläne und Fahr-
planänderungen der Deutschen Bundesbahn 
sind in ihren amtlichen Mitteilungsblättern zu 
veröffentlichen; die Ausgabe der amtlichen 
Kursbücher ersetzt die Veröffentlichung." 

c) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

20. § 45 a Abs. 6 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „(§ 58 
Abs. 1 Nr. 3)" durch die Angabe „(§ 57 Abs. 1 
Nr. 6)" ersetzt. 

17. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Die Vorschrift erhält folgende Überschrift: 

„Entsprechend anwendbare Vorschriften". 

b) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 28 bis 31 und 
der §§ 34. bis 37" durch die Angabe „ §§ 28 bis 
30 und der §§ 32, 36 und 37" ersetzt. 

c) In Absatz 2 erhält der zweite Halbsatz folgende 
Fassung: „§ 31 Abs. 1, 2, 4 bis 6 ist entspre-
chend anzuwenden." 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Im übrigen sind auf den Obusverkehr die 
Vorschriften der §§ 39 und 40 entsprechend 
anzuwenden. " 

18. unverändert 

19. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Auf den Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen sind die §§ 39 und 40 entsprechend 
anzuwenden:". 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Beför-
derungsentgelte und Beförderungsbedingun-
gen" durch die Worte „Beförderungsentgelte 
und -bedingungen" ersetzt. 

e) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-
sätze 2 und 3. 

f) Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben. 

20. unverändert 

20a. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Verkehr mit Taxen (§ 47),". 

b) In Absatz 3 wird das Wo rt  „Kraftdroschken-
verkehr" ersetzt durch das Wort „Taxenver-
kehr" . 

20b.In der Überschrift des § 47 wird die Angabe 
„(Kraftdroschken)" gestrichen. 
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21. § 50 wird aufgehoben. 

22. § 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 
Beförderungsentgelte und Beförderungs

-bedingungen im Taxenverkehr 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsentgelte 
und Beförderungsbedingungen für den Taxen

- 

verkehr festzusetzen. Die Rechtsverordnung kann 
insbesondere Regelungen vorsehen über 

1. Grundpreise, Kilometerpreise und Zeitpreise, 

2. Zuschläge, 

3. Vorauszahlungen, 

4. die Abrechnung, 

5. die Zahlungsweise und 

6. die Zulässigkeit von Sondervereinbarungen 
für den Pflichtfahrbereich. 

Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung übertragen. 

(2) Sondervereinbarungen für den Pflichtfahr-
bereich sind nur zulässig, wenn 

1. ein bestimmter Zeitraum, eine Mindestfahrten

-

zahl oder ein Mindestumsatz im Monat festge-
legt wird, 

2. die Ordnung des Verkehrsmarktes nicht ge-
stört wird, 

3. die Beförderungsentgelte und Beförderungs-
bedingungen schriftlich vereinbart sind und 

4. in der Rechtsverordnung eine Pflicht zur Ge-
nehmigung oder Anzeige vorgesehen ist. 

(3) Bei der Festsetzung der Beförderungsent-
gelte und Beförderungsbedingungen sind § 14 
Abs. 2 und 3 sowie § 39 Abs. 2 entsprechend anzu-
wenden. 

(4) Die ermächtigten Stellen können für einen 
Bereich, der über den Zuständigkeitsbereich ei-
ner die Beförderungsentgelte und Beförderungs-
bedingungen festsetzenden Stelle hinausgeht, in 
gegenseitigem Einvernehmen einheitliche Beför-
derungsentgelte und Beförderungsbedingungen 
vereinbaren. 

(5) Für die Anwendung der Beförderungsent-
gelte und Beförderungsbedingungen gilt § 39 
Abs. 3 entsprechend." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

20c. § 48 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

(3) Es ist unzulässig, unterwegs Fahrgäste auf-
zunehmen. Dies gilt nicht für benachbarte Orte 
oder in ländlichen Räumen für bis zu 30 km von-
einander entfernte Orte. Im übrigen kann die 
Genehmigungsbehörde Ausnahmen gestatten, 
wenn dadurch die öffentlichen Verkehrsinteres-
sen nicht beeinträchtigt werden." 

21. unverändert 

22. § 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 
Beförderungsentgelte und -bedingungen 

im Taxenverkehr 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsentgelte 
und -bedingungen für den Taxenverkehr festzu-
setzen. Die Rechtsverordnung kann insbesondere 
Regelungen vorsehen über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung übertragen. 

(2) Sondervereinbarungen für den Pflichtfahr-
bereich sind nur zulässig, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Beförderungsentgelte und -bedingungen 
schriftlich vereinbart sind und 

4. unverändert 

(3) Bei der Festsetzung der Beförderungsent-
gelte und -bedingungen sind § 14 Abs. 2 und 3 
sowie § 39 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(4) Die ermächtigten Stellen können für einen 
Bereich, der über den Zuständigkeitsbereich ei-
ner die Beförderungsentgelte und -bedingungen 
festsetzenden Stelle hinausgeht, in gegenseiti-
gem Einvernehmen einheitliche Beförderungs-
entgelte und -bedingungen vereinbaren. 

(5) Für die Anwendung der Beförderungsent-
gelte und -bedingungen gilt § 39 Abs. 3 entspre-
chend." 
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23. Nach § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

„§ 51 a 
Beförderungsentgelte und Beförderungs

-

bedingungen im Krankentransport 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsentgelte 
und Beförderungsbedingungen für den Kranken-
transport  festzusetzen. § 51 Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. Die Rechtsverordnung kann ferner 
Regelungen über Pauschalentgelte vorsehen. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung übertragen. 

(2) Für die Festsetzung der Beförderungsent-
gelte und Beförderungsbedingungen ist den Ver-
bänden der Krankenkassen und den vorhande-
nen Sanitätsorganisationen Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben; im übrigen sind § 14 Abs. 2 
und 3 sowie § 39 Abs. 2 entsprechend anzuwen-
den. 

(3) § 51 Abs. 4 gilt entsprechend." 

24. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „ , für 
Anträge der Deutschen Bundespost auch im 
Benehmen mit dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen" gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 4 wird gestrichen. 

c) In Absatz 4 wird das Wort  „Zollstellen" durch 
die Worte „Grenzpolizei und die Zollstellen an 
den Grenzen" ersetzt. 

25. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „ , bei Anträgen 
der Deutschen Bundespost auch im Benehmen 
mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen" gestrichen. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

23. Nach § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

„§ 51 a 
Beförderungsentgelte und -bedingungen 

im Krankentransport 

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Beförderungsentgelte 
und -bedingungen für den Krankentransport fest-
zusetzen. § 51 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die 
Rechtsverordnung kann ferner Regelungen über 
Pauschalentgelte vorsehen. Die Landesregierung 
kann die Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
übertragen. 

(2) Vor der Festsetzung der Beförderungsent-
gelte und -bedingungen ist den Verbänden der 
Krankenkassen und den vorhandenen Sanitätsor-
ganisationen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben; im übrigen sind § 14 Abs. 2 und 3 sowie 
§ 39 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(3) § 51 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(4)Für  die Anwendung der Beförderungsent-
gelte und -bedingungen gilt § 39 Abs. 3 entspre-
chend." 

24. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) In Absatz 4 wird 

aa) das Wort  „Zollstellen" durch die Worte 
„Grenzpolizei und die Zollstellen an den 
Grenzen" ersetzt. 

bb) folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister für Verkehr kann 
Unternehmen mit Betriebssitz außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes bei 
wiederholten oder schweren Verstößen 
gegen Vorschriften dieses Gesetzes und 
der auf diesem Gesetz beruhenden Ver-
ordnungen sowie gegen Vorschriften der 
Verordnungen der Europäischen Ge-
meinschaften und Internationalen Ober-
einkommen über den grenzüberschrei-
tenden Verkehr dauernd oder vorüberge-
hend vom Verkehr in oder durch die Bun-
desrepublik Deutschland ausschließen." 

25. unverändert 
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26. In § 54 Abs. 3 werden die Worte „Deutsche Bun-
despost und die" gestrichen; das Wo rt  „sind" wird 
durch das Wort  „ist" ersetzt. 

27. § 54 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Absatz 1 ist auf die Deutsche Bundesbahn nicht 
anzuwenden. Die Deutsche Bundesbahn hat der 
Genehmigungsbehörde für die Ermittlungen im 
Sinne des Absatzes 1 Auskunft zu erteilen." 

28. Der Abschnitt VI. erhält folgende Fassung: 

„VI. Rechtsbehelfsverfahren und Gebühren 

§ 55 

Vorverfahren bei der Anfechtung 
von Verwaltungsakten 

Eines Vorverfahrens bedarf es auch, wenn ein 
Verwaltungsakt angefochten wird, den eine ober-
ste Landesverkehrsbehörde oder der Bundesmini-
ster für Verkehr erlassen hat. 

§ 56 

Gebühren 

Für die Amtshandlungen nach diesem Gesetz 
und den auf diesem Gesetz beruhenden Rechts-
vorschriften werden von demjenigen, der die 
Amtshandlung veranlaßt oder zu dessen Gunsten 
sie vorgenommen wird, Kosten (Gebühren und 
Auslagen) erhoben. Kostengläubiger ist der 
Rechtsträger, dessen Behörde die Amtshandlung 
vornimmt, bei Auslagen auch der Rechtsträger, 
bei dessen Behörde die Auslagen entstanden 
sind. " 

29. Der Abschnitt VII. erhält folgende Fassung: 

„VII. Erlaß von Rechtsverordnungen 
und Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

§ 57 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver-
ordnung die zur Durchführung dieses Gesetzes, 
internationaler Abkommen sowie der Verordnun-
gen des Rates oder der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften erforderlichen Vorschrif-
ten, 

1. über Straßenbahnen und Obusse; diese re-
geln 

a) Anforderungen an den Bau und die Ein-
richtungen der Betriebsanlagen und Fahr-
zeuge sowie deren Bet riebsweise, 

b) die Sicherheit und Ordnung des Betriebs 
sowie den Schutz der Betriebsanlagen und 
Fahrzeuge gegen Schäden und Störun-
gen; 

2. über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen 
im Personenverkehr; diese regeln 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

26. § 54 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3. 

27. § 54 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 wird Absatz 2. 

28. unverändert 

29. Der Abschnitt VII. erhält folgende Fassung: 

„VII. Erlaß von Rechtsverordnungen 
und Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

§ 57 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver-
ordnung die zur Durchführung dieses Gesetzes, 
internationaler Abkommen sowie der Verordnun-
gen des Rates oder der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften erforderlichen Vorschrif-
ten, 

1. unverändert 

2. unverändert 
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a) Anforderungen an den Bau und die Ein-
richtung der in diesen Unternehmen ver-
wendeten Fahrzeuge, 

b) die Sicherheit und Ordnung des Bet riebs; 

3. über Anforderungen an die Befähigung, Eig-
nung und das Verhalten der Betriebsbedien-
steten und über die Beste llung, Bestätigung 
und Prüfung von Betriebsleitern  sowie deren 
Aufgaben und Befugnisse; 

4. über den Nachweis der fachlichen Eignung 
im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 3; darin können 
insbesondere Vorschriften enthalten sein 
über die Voraussetzungen, unter denen eine 
Tätigkeit angemessen ist, über den Prüfungs-
stoff, den Prüfungsausschuß und das Prü-
fungsverfahren; außerdem kann bestimmt 
werden, in welchen Fä llen Unternehmer, In-
haber von Abschlußzeugnissen für staatlich 
anerkannte Ausbildungsberufe und Absol-
venten von Hoch- und Fachschulen vom 
Nachweis der angemessenen Tätigkeit oder 
der Ablegung einer Prüfung befreit werden; 

5. über den Gelegenheitsverkehr zum Zwecke 
des Krankentransports, insbesondere über die 
Anwendung der §§ 4, 13, 14, 21, 22 und 49 auf 
diesen Verkehr sowie die Voraussetzungen 
für die erforderliche Fachkunde und die Be-
reitstellung ausreichenden und geschulten 
Personals; 

6. über einheitliche allgemeine Beförderungs-
bedingungen für den Straßenbahn- und 
Obusverkehr sowie für den Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen und, vorbehaltlich des § 51 
Abs. 1 Satz 1, für den Gelegenheitsverkehr 
mit Kraftfahrzeugen; 

7. über die Ordnung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs und des Transitverkehrs, die Orga-
nisation, das Verfahren und die Mittel der 
Kontrolle sowie die Befreiung von Unterneh-
mern mit Betriebssitz im Ausland von der Ge-
nehmigungspflicht für den Gelegenheitsver-
kehr oder von der Einhaltung anderer Ord-
nungsvorschriften dieses Gesetzes, soweit die 
Gegenseitigkeit verbürgt ist; 

8. durch die für bestimmte im Rahmen des Ge-
samtverkehrs nicht besonders ins Gewicht 
fallende Beförderungsfälle allgemein Be-
freiung von den Vorschriften dieses Geetzes 
erteilt wird; 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 

4. über den Nachweis der Genehmigungsvor-
aussetzungen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3; 
darin können insbesondere Vorschriften ent-
halten sein über die Voraussetzungen, unter 
denen ein Betrieb als leistungsfähig anzuse-
hen ist, über die Zuverlässigkeit des Unter-
nehmers oder der für die Führung der Ge-
schäfte bestellten Personen sowie über die 
Voraussetzungen, unter denen eine Tätigkeit 
angemessen ist, über den Prüfungsstoff, den 
Prüfungsausschuß und das Prüfungsverfah-
ren; außerdem kann bestimmt werden, in 
welchen Fällen Unternehmer, Inhaber von 
Abschlußzeugnissen für staatlich anerkannte 
Ausbildungsberufe und Absolventen von 
Hoch- und Fachschulen vom Nachweis der 
angemessenen Tätigkeit oder der Ablegung 
einer Prüfung befreit werden; 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 
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9. die bestimmen, wer Auszubildender im Sinne 
des § 45 a Abs. 1 ist, welche Kostenbestand-
teile bei der Berechnung des Ausgleichs zu 
berücksichtigen sind, welches Verfahren für 
die Gewährung des Ausgleichs anzuwenden 
ist, welche Angaben der Antrag auf Gewäh-
rung des Ausgleichs enthalten muß und wie 
die Erträge und die Personen-Kilometer zu 
ermitteln sind; 

10. die die gebührenpflichtigen Tatbestände im 
Linienverkehr und im Gelegenheitsverkehr 
näher bestimmen und feste Gebührensätze 
oder Rahmensätze festlegen. Die Gebühren 
dürfen im Linenverkehr 3 000 Deutsche 
Mark, im Gelegenheitsverkehr 1 000 Deut-
sche Mark nicht überschreiten. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 
können auch Vorschriften zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes enthalten; dabei 
können Emissionsgrenzwerte unter Berücksichti-
gung der technischen Entwicklung auch für einen 
Zeitpunkt nach Inkrafttreten der Rechtsverord-
nung festgesetzt werden. Vorschriften nach Satz 1 
werden vom Bundesminister für Verkehr und vom 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit erlassen. Die Ermächtigung nach 
Satz 1 gilt nicht, soweit § 43 des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes Anwendung findet. 

(3) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 Nr. 1 
können auch festlegen, wie der Nachweis für die 
Erfüllung dieser Vorschriften zu erbringen ist, ins-
besondere welche Prüfungen, Abnahmen, Er-
laubnisse, Zustimmungen oder Bescheinigungen 
erforderlich sind. 

(4) Soweit es die öffentliche Sicherheit erfordert, 
können einzelne Vorschriften der nach Absatz 1 
Nr. 2 erlassenen Rechtsverordnung auf Beförde-
rungen ausgedehnt werden, die nach § 2 von der 
Genehmigungspflicht befreit sind oder für die 
durch eine nach Absatz 1 Nr. 8 erlassene Rechts-
verordnung Befreiung erteilt wird. 

§ 58 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder-
lichen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften er-
läßt der Bundesminister für Verkehr mit Zustim-
mung des Bundesrates." 

30. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Kraftfahr-
linienverkehr" durch die Worte „Linienver-
kehr mit Kraftfahrzeugen" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b werden die 
Worte „Vorzeigen von Urkunden (§ 17 Abs. 6, 
§ 20 Abs. 2 Satz 3)" ersetzt durch die Worte 
„Aushändigen von Urkunden (§ 17 Abs. 4, § 20 
Abs. 4)". 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. unverändert 

10. die die gebührenpflichtigen Tatbestände im 
Linienverkehr und im Gelegenheitsverkehr 
näher bestimmen und feste Gebührensätze 
oder Rahmensätze festlegen. Die Gebühren 
dürfen im Linienverkehr 5 000 Deutsche 
Mark, im Gelegenheitsverkehr 3 000 Deut-
sche Mark nicht überschreiten. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 58 

unverändert 

30. unverändert 
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c) In Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe d werden die 
Worte „oder das Mitführen oder Vorzeigen der 
Bestimmungen über die Beförderungsentgelte 
und Beförderungsbedingungen (§ 51 Abs. 5)" 
gestrichen. 

d) Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe e wird wie folgt ge-
faßt: 

„e) das Verbot der Vermietung von Taxen an 
Selbstfahrer (§ 47 Abs. 5),". 

e) Absatz 1 Nr. 5 wird aufgehoben. 

f) In Absatz 3 werden nach dem Wort  „Genehmi-
gungsbehörde" die Worte „oder die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde" einge-
fügt; es wird folgender Satz 2 angefügt: „Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung auf 
die zuständige oberste Landesbehörde über-
tragen. " 

31. Die §§ 62 und 63 werden aufgehoben. 

32. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. des Haftpflichtgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 4. Januar 
1978 (BGBl. I S. 145),". 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

cc) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. des Gesetzes über die Pflichtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter vom 5. April 1965 
(BGBl. I S. 213) und". 

dd) In Absatz 1 wird im letzten Halbsatz die 
Angabe „Abs. 1" gestrichen. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

33. § 65 Abs. 3 wird aufgehoben. 

34. § 66 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 wird aufgehoben.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

31. unverändert 

32. unverändert 

33. unverändert 

34. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)" 
gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 27a 

Sechstes Gesetz zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes 

Artikel 1 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Personenbeförderungsgesetzes vom 25. Juli 1989 
(BGBl. I S. 1547) wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) In Nummer 4 wird die Angabe „(§ 58 Abs. 1 
Nr. 2)" ersetzt durch die Angabe „(§ 57 Abs. 1 
Nr. 5)". 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 
„§ 51 a wird gestrichen." 
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Artikel 28 

Güterkraftverkehrsgesetz 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. März 1983 (BGBl. I S. 256), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
16. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2441), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Satz 2 wird gestrichen. 

2. § 6 a Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Liegt der Sitz oder eine nicht nur vorüberge-
hende geschäftliche Niederlassung des Unter-
nehmers 

1. im Zonenrandgebiet oder 

2. nördlich des Nordostseekanals nicht weiter als 
vierzig Kilometer in der Luftlinie von der West-
küste des Landes Schleswig-Holstein ent-
fernt, 

darf der angenommene Standort nicht weiter als 
fünfzig Kilometer in der Luftlinie vom Sitz oder 
der Niederlassung entfernt liegen." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

d) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 
„§ 57 Abs. 1 Nr. 5 wird gestrichen. Die Nummern 
6 bis 10 werden Nummern 5 bis 9." 

e) Nummer 8 wird gestrichen. 

Artikel 28 

Güterkraftverkehrsgesetz 

Das Güterkraftverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. März 1983 (BGBl. I S. 256), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
16. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2441), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. § 6 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der angenommene Standort darf nicht 
weiter als fünfzig Kilometer in der Luftlinie 
vom Sitz oder der Niederlassung entfernt lie-
gen. Die Entfernung wird zum Ortsmittel-
punkt des angenommenen Standortes sowie 
vom Ortsmittelpunkt der Gemeinde aus ge-
messen, in der sich der Sitz oder die Nieder-
lassung befindet." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 
„(4) Liegt der Sitz oder eine nicht nur vor-

übergehende geschäftliche Niederlassung des 
Unternehmers 

1. im Zonenrandgebiet oder 

2. nördlich des Nordostseekanals nicht weiter 
als 40 Kilometer in der Luftlinie von der 
Westküste des Landes Schleswig-Holstein 
entfernt, 

darf abweichend von Absatz 3 Satz 1 auf An-
trag des Unternehmers der angenommene 
Standort auch für einen Teil der Kraftfahr-
zeuge des Sitzes oder der Niederlassung be-
stimmt werden." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

2a. § 10 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Bedingungen für den Berufszugang 
nach Absatz 1 sind gegeben, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Zuverlässigkeit ist gegeben, wenn die 
Person die Gewähr dafür bietet, daß der Be-
trieb den gesetzlichen Bestimmungen ent-
sprechend geführt wird und die Allgemein-
heit bei dem Betrieb des Unternehmens vor 
Schäden und Gefahren bewahrt  bleibt. 

2. Die fachliche Eignung wird durch eine ange-
messene Tätigkeit in einem Unternehmen 
des Güterkraftverkehrs oder in einem Spedi-
tionsunternehmen, das Güterkraftverkehr 
betreibt, oder durch Ablegung einer Prüfung 
nachgewiesen. 
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3. § 12a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „25 Ton-
nen" durch die Angabe „30 Tonnen" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 3 werden die Worte „oder 2" gestri-
chen. 

d) In den Absätzen 4 und 5 werden jeweils die 
Worte ,,, 2 oder 3" durch die Worte „oder 3" 
ersetzt. 

4. § 49 Abs. 2 wird aufgehoben. 

5. § 55 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Sie kann auch außerhalb der Geschäftsräume 
der Beteiligten, insbesondere auf Straßen, auf 
Autohöfen und an Tankstellen Überwa-
chungsmaßnahmen durchführen. Zu diesem 
Zweck dürfen die Beauftragten der Bundes-
anstalt Verkehrsteilnehmer und Lastkraft-
fahrzeuge anhalten. Die Zeichen und Weisun-
gen der Beauftragten der Bundesanstalt sind 
zu befolgen, entbinden den Verkehrsteilneh-
mer jedoch nicht von seiner Sorgfalts-
pflicht. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. Die finanzielle Leistungsfähigkeit ist gege-
ben, wenn die zur Aufnahme und ordnungs-
gemäßen Führung des Betriebes erforderli-
chen finanziellen Mittel verfügbar sind. 

Die näheren Einzelheiten regelt der Bundesmi-
nister für Verkehr durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates." 

3. unverändert 

3a. § 22 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Beförderung von Gütern von 
und nach deutschen Seehäfen, die über See 
eingeführt worden sind oder über See ausge-
führt werden, können ein oder mehrere in 
einer Bietergemeinschaft verbundene Unter-
nehmer ohne Bindung an die Tarife Entgelte 
mit dem Vertragspartner schriftlich verein-
baren (Sonderabmachungen)." 

b) Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Pas-
sung: 

„2. wenn die Sonderabmachung eine Güter-
menge von mindestens 500 Tonnen in 
drei Monaten oder 1 000 Tonnen in 
sechs Monaten, bei Ausfuhren über 
See 250 Tonnen in drei Monaten oder 
500 Tonnen in sechs Monaten umfaßt, 
und". 

3b. § 24 wird aufgehoben. 

3c. In § 39 wird der Satzteil „§ 10 Abs. 2 über den 
Nachweis der fachlichen Eignung" durch den 
Satzteil „§ 10 Abs. 2 über die Bedingungenfür 
den Berufszugang" ersetzt. 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. Dem § 56 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Soweit es zur Wahrnehmung der ihr nach § 54 
Abs. 2 Nrn. 1 oder 3 übertragenen Aufgaben er-
forderlich ist, kann die Bundesanstalt die Weiter-
fahrt eines Kraftfahrzeuges untersagen." 

7. § 83a wird aufgehoben. 

8. Der bisherige § 89 wird § 89 Abs. 1, und folgender 
Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für den Güternahverkehr der Deutschen 
Bundesbahn gelten die Vorschriften des § 47 
Abs. 1 und 2 entsprechend." 

9. § 99 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 Buchstabe d wird nach der Zahl 
„41 " das Komma durch das Wort „oder" ersetzt 
und werden die Worte „oder nach § 103 Abs. 2 
Nr. 4" gestrichen. 

b) In Nummer 5 werden die Worte „, § 89 letzter 
Halbsatz" durch die Worte „oder § 89 Abs. 1 
letzter Halbsatz" ersetzt. 

10. In § 103 Abs. 2 wird die Nummer 2 aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. unverändert 

6a. In § 80 Satz 1 werden die Worte „mit Lastkraft-
wagen mit einer Nutzlast von mehr als 750 Ki-
logramm oder mit Zugmaschinen" gestrichen. 

6b. In § 83 Abs. 1 wird der Satzteil „§ 10 Abs. 2 über 
den Nachweis der fachlichen Eignung" durch 
den Satzteil „§ 10 Abs. 2 über die Bedingungen 
für den Berufszugang" ersetzt. 

7. unverändert 

8. unverändert 

8a. § 98 Nr. 2 Buchstabe a erhält folgende Fas-
sung: 

„a) die eine geringere Gütermenge als vorge-
schrieben umfaßt, oder". 

9. unverändert 

10. unverändert 

10a. § 103 Abs. 3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. an Stelle von verbindlichen Tarifen nach 
diesem Gesetz Tariffreiheit eingeführt wird 
oder unverbindliche Empfehlungen für die 
Ermittlung von Beförderungsentgelten zu-
gelassen werden sowie die Pflicht zur Vor-
lage von Unterlagen zur Beobachtung des 
Marktgeschehens entsprechend § 43 Abs. 2, 
§ 58 geregelt wird." 

10b. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Der Bundesminister für Verkehr kann 
auf dem Gebiet des Kabotage-Verkehrs (in-
nerstaatliche Beförderungen durch einen 
Unternehmer, der in einem anderen Staat 
niedergelassen ist) innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaften zur Ordnung dieses 
Verkehrs und zur Durchführung von Verord-
nungen, Entscheidungen und Richtlinien des 
Rates und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften durch Rechtsverordnung 
Vorschriften erlassen, durch die für diesen 
Verkehr 
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11. In § 106 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die ab 19. Oktober 1952 bis zum (einset-
zen: Tag vor Inkrafttreten des Dritten Rechtsbe-
reinigungsgesetzes) im Bundesanzeiger oder 
Verkehrsblatt veröffentlichten oder durch Nach-
weis der Fundstelle bekanntgemachten Ände-
rungen und Ergänzungen des Reichskraftwa-
gentarifs vom 30. März 1936 (Reichsverkehrs-
blatt B S. 71), in der am 18. Oktober 1952 gelten-
den Fassung, gelten als ordnungsgemäß verkün-
det im Sinne des Gesetzes über die Verkündung 
von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(BGBl. S. 23)." 

Artikel 29 

Bundesbahngesetz 

Das Bundesbahngesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 931-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 46 des Gesetzes vom 18. Februar 1986 (BGBl. I 
S. 265), wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

1. für Unternehmer, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ihren Sitz haben, 

a) das Verfahren für die Erteilung von 
Genehmigungen für Kabotage-Ver-
kehr (Kabotage-Genehmigungen) ge-
regelt wird, 

b) die Entziehung der Kabotage-Geneh-
migung entsprechend § 102b vorgese-
hen wird, 

c) die Erteilung und die Entziehung der 
Kabotage-Genehmigung dem Bundes-
minister für Verkehr oder nach dessen 
Richtlinien der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr übertragen werden, 

2. die Pflicht zur Einhaltung von Ordnungs-
vorschriften für die Unternehmer mit Ka-
botage-Genehmigungen eingeführt wird, 

3. die Überwachung der Einhaltung der 
Pflichten, die den Unternehmern mit Ka-
botage-Genehmigungen obliegen, gere-
gelt wird." 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und 
wird wie folgt geändert: 

Nach den Worten Absatz 4" werden die 
Worte „und 5" eingefügt. 

11. unverändert 

Artikel 29 

Bundesbahngesetz 

Das Bundesbahngesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 931-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Ver-
kehrs-," das Wort  „Umwelt-," eingefügt. 

2. In § 32 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
 „prüft" die Worte „im Rahmen der Vorprüfung" 

eingefügt. 
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5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Deutsche Bundesbahn hat die Pläne 
für den Bau neuer oder die Änderung bestehen-
der Betriebsanlagen der nach Landesrecht zu-
ständigen Behörde des Landes, in dem die Anla-
gen liegen, zur Durchführung des Anhörungs-
verfahrens zuzuleiten, wenn die Pläne nicht nur 
den Geschäftsbereich der Deutschen Bundes-
bahn berühren. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Haushalts- und Wirtschaftsprüfung 

(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Deutschen Bun-
desbahn. 

(2) Das Hauptprüfungsamt für die Deutsche Bun-
desbahn und die Prüfungsämter sind Vorprü-
fungsstellen im Sinne der Bundeshaushaltsord-
nung. Das Hauptprüfungsamt ist Vorprüfungs-
stelle bei der Hauptverwaltung und dem Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn. Die Prüfungsämter 
sind Vorprüfungsstellen bei den Zentralstellen, 
den zentralen Stellen und den Bundesbahndirek-
tionen. 

(3) Die Einzelheiten der Vorprüfung regelt eine 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift (Prüfungsord-
nung für die Deutsche Bundesbahn). Sie wird vom 
Bundesminister für Verkehr nach Anhörung des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und dem Bundesrechnungshof erlassen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr und im Ein-
vernehmen mit ihm der Bundesminister der Finan-
zen können dem Hauptprüfungsamt und den Prü-
fungsämtern Prüfungsaufträge erteilen. Entspre-
chendes gilt für den Verwaltungsrat der Deut-
schen Bundesbahn." 

4. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35 

Geltung von Vorschriften 

Auf die Deutsche Bundesbahn finden die Teile I 
bis IV, VIII und IX der Bundeshaushaltsordnung 
und die sonstigen Vorschriften des Bundes über 
die Haushalts- und Wirtschaftsführung keine An-
wendung; die in den genannten Teilen der Bun-
deshaushaltsordnung enthaltenen Bestimmungen, 
die den Bundesrechnungshof betreffen, sind je-
doch unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
der Deutschen Bundesbahn entsprechend anzu-
wenden." 

5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 



Drucksache 11/6805 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Entwurf 

Artikel 30 

Bundeswasserstraßengesetz 

Das Bundeswasserstraßengesetz vom 2. April 1968 
(BGBl. II S. 173), zuletzt geändert durch § 2 der Ver-
ordnung vom 10. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2454), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Bei der Unterhaltung ist den Belangen des 
Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und 
Erholungswert der Gewässerlandschaft sind 
zu berücksichtigen." 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden." 

2. Dem § 12 wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Beim Ausbau oder dem Neubau einer Bun-
deswasserstraße sind nach Möglichkeit Bild und 
Erholungseignung der Gewässerlandschaft sowie 
die Erhaltung und Verbesserung des Selbstreini-
gungsvermögens des Gewässers zu beachten." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

b) Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ein-
gefügt: 

„(4) Das Anhörungsverfahren richtet sich 
nach den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder mit der Maßgabe, daß Einwendungen, 
die nach Ablauf der Einwendungsfrist erhoben 
werden, ausgeschlossen sind. Hierauf ist in der 
Bekanntmachung der Auslegung oder der Ein-
wendungsfrist hinzuweisen." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

„(6) Der Planfeststellungsbeschluß ist denje-
nigen, über deren Einwendungen entschieden 
worden ist, mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzu-
stellen; die Vorschriften der Verwaltungsver-
fahrensgesetze über die Bekanntgabe bleiben 
im übrigen unberührt." 

Artikel 30 

Bundeswasserstraßengesetz 

Das Bundeswasserstraßengesetz vom 2. April 1968 
(BGBl. II S. 173), zuletzt geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu 
bewahren." 

c) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 

„Absatz 1 Satz 2 und 3 ist anzuwenden." 

2. Dem § 12 wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Beim Ausbau oder dem Neubau einer Bun-
deswasserstraße sind in Linienführung und Bau-
weise Bild und Erholungseignung der Gewässer-
landschaft sowie die Erhaltung und Verbesserung 
des Selbstreinigungsvermögens des Gewässers 
zu beachten. Die natürlichen Lebensgrundlagen 
sind zu bewahren." 
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3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde ist 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektion; sie ist 
auch Genehmigungsbehörde." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 19 
Abs. 2, 3 und 5" durch die Angabe „§ 74 Abs. 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und nach 
§ 19 Nr. 1" ersetzt. 

4. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sobald der Plan ausgelegt oder andere Ge-
legenheit gegeben ist, den Plan einzusehen (§ 73 
Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes), dür-
fen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertstei-
gernde oder die geplanten Baumaßnahmen er-
heblich erschwerende Veränderungen nicht vor-
genommen werden (Veränderungssperre). Ver-
änderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vor-
her begonnen worden sind, Unterhaltungsarbei-
ten und die Fortführung einer bisher ausgeübten 
Nutzung werden davon nicht berührt. Unzuläs-
sige Veränderungen bleiben bei der Anordnung 
von Vorkehrungen und Anlagen (§ 74 Abs. 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes, § 19 Nr. 1) und 
im Entschädigungsverfahren unberücksichtigt." 

5. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

Anhörungsverfahren 

Für das Anhörungsverfahren gilt § 73 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes mit folgender Maß-
gabe: 

1. Nach Ablauf der Einwendungsfrist (§ 73 
Abs. 4) erhobene Einwendungen sind ausge-
schlossen; Ansprüche wegen nicht vorausseh-
barer nachteiliger Wirkungen des Vorhabens 
können nach Ablauf der Einwendungsfrist 
nach § 75 Abs. 2 Satz 2 bis 5 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes geltend gemacht werden. 

2. In der Bekanntmachung nach § 73 Abs. 5 
Satz 2 sind die Regelungen der Nummer 1 auf-
zuführen. " 

6. In § 18 Nr. 2 werden die Worte „in § 19 Abs. 5" 
durch die Worte „in § 19 Nr. 1" ersetzt und nach 
dem Wort  „Auflagen" die Worte „(§ 74 Abs. 2 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes) " ein-
gefügt; die Angabe „(§ 19 Abs. 3 Satz 3)" wird 
gestrichen. 

7. § 19 erhält folgende Fassung: 

„§ 19 

Planfeststellungsbeschluß 

Für den Planfeststellungsbeschluß gilt § 74 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes mit folgender 
Maßgabe: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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1. Die Planfeststellungsbehörde hat dem Träger 
des Vorhabens Vorkehrungen oder die Ein-
richtung und Unterhaltung von Anlagen (§ 74 
Abs. 2 Satz 2) auch dann aufzuerlegen, wenn 
erhebliche Nachteile dadurch zu erwarten 
sind, daß 

a) der Wasserstand verändert wird oder 

b) eine Gewässerbenutzung, die auf einer Er-
laubnis oder anderen Befugnissen beruht, 
beeinträchtigt wird. 

2. Die Regelung der Entschädigung (§ 74 Abs. 2 
Satz 3) bleibt dem Entschädigungsverfahren 
vorbehalten. 

3. Müssen vorhandene Anlagen infolge von Ent-
scheidungen nach Nummer 1 oder nach § 74 
Abs. 1 und 2 ersetzt oder geändert werden, hat 
der Träger des Vorhabens die Mehrkosten der 
Unterhaltung zu tragen. 

4. Zur Sicherung des Beweises von Tatsachen, 
die für eine Entscheidung nach Nummer 1 oder 
nach § 74 Abs. 1 und 2 von Bedeutung sein 
können, besonders zur Feststellung des Zu-
standes einer Sache, können die erforderlichen 
Maßnahmen angeordnet werden, wenn sonst 
die Feststellung unmöglich oder wesentlich er-
schwert werden würde. 

5. Für Anträge auf Fortsetzung des Verfahrens 
bei vorbehaltenen Entscheidungen (§ 74 
Abs. 3) ist § 75 Abs. 3 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes anzuwenden." 

8. § 20 wird aufgehoben. 

9. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

Ausschluß von Ansprüchen 

Dient der Ausbau oder der Neubau dem Wohl 
der Allgemeinheit und ist der festgestellte Plan 
unanfechtbar, gilt § 11 des Wasserhaushaltsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1986 (BGBl. I S. 1529, 1654) ent-
sprechend." 

10. Die §§ 22 und 23 werden aufgehoben. 

11. § 30 Abs. 11 wird aufgehoben. 

12. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Die Wasser- und Schiffahrtsdirektion kann 
die Zuständigkeit zur Erteilung der Genehmi-
gung auf das Wasser- und Schiffahrtsamt über-
tragen. " 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 
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b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

„(6) Für die Ablieferung besitzlos geworde-
ner bundeseigener Schiffahrtszeichen ein-
schließlich Zubehör und Anlageteile sowie 
bundeseigener meereskundlicher Meßgeräte 
setzt das zuständige Wasser- und Schiffahrts-
amt auf Antrag des Bergers dieser Gegen-
stände einen von dem Amt zu erstattenden 
Bergelohn nach Maßgabe der vom Bundesmi-
nister für Verkehr im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bun-
desminister für Post und Telekommunikation 
festgelegten Vergütungssätze fest."  

13. § 45 Abs. 2 wird aufgehoben. 

Artikel 31 

Seeaufgabengesetz 

Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Januar 1987 (BGBl. I S. 541) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Nr. 4, § 8 Abs. 2, § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 wird jeweils das Wort „seegängi-
gen" und in § 8 Abs. 1 Satz 1 das Wort  „seegän-
gige" gestrichen. 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Das Bundesamt für Seeschiffahrt und Schiffs

-

vermessung ist eine Bundesoberbehörde im Ge

-

schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr. Es 
hat die Aufgaben 

1. nach § 1 Nr. 5 einschließlich der vermessungs-
technischen Beratung der Schiffahrts- und 
Schiffbauunternehmen, 

2. nach § 1 Nr. 6, soweit sie ihm übertragen wer-
den, sowie 

3. nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften, so-
weit sie dem Bundesminister für Verkehr auf 
dem Gebiet der Schiffahrt obliegen und dem 
Bundesamt übertragen werden, 

wahrzunehmen.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

13. unverändert 

Artikel 31 

Seeaufgabengesetz 

Das Seeaufgabengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Januar 1987 (BGBl. I S. 541) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 4 wird gestrichen. 

3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydro-
graphie ist eine Bundesoberbehörde im Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr. Es hat 
die Aufgaben 

1. nach § 1 Nr. 4, soweit es sich um die Prüfung 
nautischer Instrumente und Geräte der Schiffs-
ausrüstung auf ihre Eignung für den Schiffsbe-
trieb und ihre sichere Funktion an Bord und die 
Regulierung der Magnetkompasse handelt, 

2. nach § 1 Nr. 5 einschließlich der vermessungs-
technischen Beratung der Schiffahrts- und 
Schiffbauunternehmen, 

3. nach § 1 Nr. 6, soweit sie ihm übertragen wer-
den, 

4. nach § 1 Nr. 9 bis 11, 

5. der Förderung der Seeschiffahrt und Seefische-
rei durch naturwissenschaftliche und nautisch

- 

technische Forschungen mit Ausnahme mee-
resbiologischer Forschungen sowie 

6. nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften, so-
weit sie dem Bundesminister für Verkehr auf 
dem Gebiet der Schiffahrt obliegen und dem 
Bundesamt übertragen werden, 

wahrzunehmen. 
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(2) Bezugnahmen in früheren Rechtsvorschriften 
auf das Bundesamt für Schiffsvermessung sind Be-
zugnahmen auf das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Schiffsvermessung." 

Artikel 32 

Flaggenrechtsgesetz 

Das Flaggenrechtsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9514-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Mai 1978 (BGBl. I 
S. 613), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„ (3) Beim Bestehen einer Partenreederei hat das 
Seeschiff die Bundesflagge zu führen, wenn ein 
Mitreeder Deutscher mit Wohnsitz im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes ist und die Mehrheit 
der Schiffsparten, nach der Größe berechnet, 
Deutschen zusteht." 

2. In § 2 Abs. 2 erhalten der Einleitungssatz und 
Buchstabe a folgende Fassung: 

„(2) Das gleiche gilt im Falle von Partenreede-
reien und Erbengemeinschaften, wenn 

a) bei Partenreedereien, an denen mindestens ein 
deutscher Mitreeder beteiligt ist, eine Pflicht 
zur Führung der Bundesflagge nach § 1 nicht 
besteht," 

3. Der zweite Unterabschnitt des Ersten Abschnitts 
erhält folgende Fassung: 

„2. Ausweis über die Berechtigung zur Führung 
der Bundesflagge 

§3 

Die Berechtigung zur Führung der Bundes-
flagge wird 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Die Zuständigkeit der Wasser- und Schiffahrts-
direktionen und -ämter des Küstenbereichs, im 
Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben die Fahr-
wasser zu vermessen und nautische Warnnach-
richten zu verbreiten, bleibt unberührt. 

(2) Das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydro-
graphie kann sich bei der Durchführung der Auf-
gabe nach Absatz 1 Nummer 1 für bestimmte Fälle 
geeigneter Personen mit deren Zustimmung als 
Hilfsorgane bedienen. 

(3) Bezugnahmen in früheren Rechtsvorschriften 
auf das Bundesamt für Schiffsvermessung und auf 
das Deutsche Hydrographische Institut sind Be-
zugnahmen auf das Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie. " 

4. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2" durch die Worte „nach § 5 Abs. 1 
Nr. 1" und die Worte „dem Deutschen Hydrogra-
phischen Institut" durch die Worte „dem Bundes-
amt für Seeschiffahrt und Hydrographie" ersetzt. 

5. In §§ 6 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, 9 Abs. 4, 12 Abs. 2 
Satz 2 werden jeweils die Worte „das Post- und 
Fernmeldewesen" durch die Worte „Post- und Te-
lekommunikation" ersetzt. 

Artikel 32 

Flaggenrechtsgesetz 

Das Flaggenrechtsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9514-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. März 1989 (BGBl. I 
S. 550), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Der zweite Unterabschnitt des Ersten Abschnitts 
erhält folgende Fassung: 

„2. Ausweis über die Berechtigung zur Führung 
der Bundesflagge 

§3 

Die Berechtigung zur Führung der Bundes-
flagge wird 
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a) in den Fällen der §§ 1 und 2 durch das Schiffs-
zertifikat im Sinne der Schiffsregisterordnung 
oder das Schiffsvorzertifikat (§ 5), 

b) in den Fällen der §§ 10 und 11 durch den Flag-
genschein, 

c) für Seeschiffe im Eigentum und öffentlichen 
Dienst des Bundes, eines Landes oder einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder An-
stalt mit Sitz im Geltungsbereich des Grundge-
setzes wahlweise durch eine Flaggenbeschei-
nigung,  

d) für Seeschiffe, deren Rumpflänge, gemessen 
zwischen den äußersten Punkten des Vorste-
vens und des Hinterstevens, 12 Meter nicht 
übersteigt, wahlweise durch das Flaggenzerti-
fikat 

nachgewiesen. 

§4 

(1) Vor der Erteilung der in § 3 genannten Aus-
weise darf die Berechtigung nicht ausgeübt wer-
den; dies gilt nicht in den Fällen des § 1, wenn für 
das Seeschiff keine Pflicht zur Anmeldung im 
Schiffsregister besteht. 

(2) Der Ausweis gemäß § 3 Buchstabe a bis c 
oder ein von dem Registergericht beglaubigter 
Auszug aus dem Schiffszertifikat ist vom Schiffs-
führer während der Reise stets an Bord des Schif-
fes mitzuführen. 

§5 

(1) Entsteht die Berechtigung zur Führung der 
Bundesflagge bei einem Seeschiff, das sich im 
Ausland befindet, so kann anstelle des Schiffszer-
tifikats ein Schiffsvorzertifikat erteilt werden. 
Dasselbe gilt in den Fällen des § 7 für das Entste-
hen der Befugnis zur Ausübung der in Satz 1 ge-
nannten Berechtigung, wenn der Zeitpunkt die-
ses Entstehens im Schiffsregister eingetragen 
oder zur Eintragung angemeldet ist. 

(2) Das Schiffsvorzertifikat hat nur für die Dauer 
von 6 Monaten seit dem Tage der Ausstellung 
Gültigkeit." 

4. In § 6 Abs. 1 wird Satz 2 durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Das gleiche gilt für Seeschiffe, welche 

a) die Bundesflagge nach § 2 führen dürfen und 
für die ein Schiffszertifikat, Schiffsvorzertifikat 
oder Flaggenzertifikat erteilt ist; 

b) die Bundesflagge nach §§ 10 oder 11 führen 
dürfen und für die ein Flaggenschein oder ein 
Flaggenzertifikat erteilt ist."  

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „höch-
stens jedoch" das Wort  „jeweils" und nach den 
Worten „zwei Jahren" die Worte „unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs" eingefügt. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) für Seeschiffe, deren Rumpflänge, gemessen 
zwischen den äußersten Punkten des Vorste-

vens und des Hinterstevens, 15 Meter nicht 
übersteigt, wahlweise durch das Flaggenzerti-
fikat 

nachgewiesen. 

§4 

(1) unverändert 

(2) Der Ausweis gemäß § 3 Buchstabe a bis c 
oder ein von dem Registergericht beglaubigter 
Auszug aus dem Schiffszertifikat ist während der 
Reise stets an Bord des Schiffes mitzuführen. 

§5 

unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

Entwurf 

b) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei Seeschiffen, für die ein Schiffszerti-
fikat oder ein Schiffsvorzertifikat erteilt ist, 
wird die Genehmigung erst mit der Eintragung 
eines entsprechenden Vermerks in das Zertifi-
kat wirksam. 

(3) Eine Veränderung der Voraussetzungen 
für die Erteilung der Genehmigung ist vom 
Eigentümer unverzüglich der Genehmigungs-
behörde anzuzeigen." 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 1 wird eingefügt: 

„(1) Die Bundesflagge darf auf Seeschiffen 
nur geführt werden, wenn diese hierzu nach 
§§ 1, 2, 10 oder 11 berechtigt sind. Eine Dienst-
flagge darf auf Seeschiffen nur geführt wer-
den, wenn dies nach den Vorschriften über die 
Führung von Dienstflaggen anstelle oder ne-
ben der Bundesflagge durch Seeschiffe im öf-
fentlichen Dienst erlaubt ist." 

b) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Ab-
sätze 2 und 3. 

7. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9 

(1) Ein Seeschiff, für das ein Schiffszertifikat, 
Schiffsvorzertifikat oder Flaggenschein erteilt ist, 
muß seinen Namen an jeder Seite des Bugs und 
seinen Namen sowie den Namen des Heimatha-
fens am Heck in gut sichtbaren und fest ange-
brachten Schriftzeichen führen. Hat es keinen 
oder keinen Heimathafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, so ist statt dessen außer in den 
Fällen der § 3 Abs. 1, §§ 10 und 11 Abs. 1 in glei-
cher Weise der Registerhafen zu führen. 

(2) Ein Seeschiff, für das ein Flaggenzertifikat 
erteilt und gültig ist, muß den darin angegebenen 
Hafen am Heck sowie den Schiffsnamen in gut 
sichtbaren und fest angebrachten Schriftzeichen 
führen. 

(3) Der Name eines Seeschiffes, für das die Aus-
stellung eines Schiffszertifikats oder Schiffsvor-
zertifikats beantragt wird, ist rechtzeitig vor der 
Namensführung vom Eigentümer oder Korre-
spondentreeder dem Bundesminister für Verkehr 
anzuzeigen; dieser kann zur Wahrung des öffent-
lichen Interesses die Führung von bestimmten 
Schiffsnamen untersagen. Satz 1 gilt auch für die 
Änderung des Namens." 

8. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Seeschiffen, die im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes erbaut worden sind und die nicht 
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bereits nach den Vorschriften der §§ 1 und 2 zur 
Führung der Bundesflagge berechtigt sind, kann 
der Bundesminister für Verkehr die Befugnis 
hierzu für die erste Überführungsreise in einen 
anderen Hafen einschließlich der hierfür erforder-
lichen vorausgehenden Fahrten verleihen." 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„Für Seeschiffe, die nicht nach den Vorschrif-
ten der §§ 1, 2 und 10 zur Führung der Bundes-
flagge berechtigt sind, kann der Bundesmini-
ster für Verkehr einem ausländischen Eigentü-
mer aufgrund internationaler Vereinbarungen 
die Befugnis zur Führung der Bundesflagge 
verleihen. " 

b) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2, der einlei-
tende Satzteil wird wie folgt gefaßt: 

„Dasselbe gilt auch ohne das Vorliegen inter-
nationaler Vereinbarungen bei einem Ausrü-
ster für die Dauer der Überlassung des Schiffes 
zur Bereederung in eigenem Namen unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs,". 

c) In Buchstabe c werden die Worte „mit Kapitän 
und Schiffsoffizieren" gestrichen. 

d) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Eine Veränderung der Voraussetzungen für 
die Verleihung ist vom Ausrüster unverzüglich 
dem Bundesminister für Verkehr anzuzei-
gen. " 

10. § 12 wird aufgehoben. 

11. § 13 wird aufgehoben. 

12. In § 14 Abs. 2 werden die Worte „und § 8 Abs. 1" 
durch die Worte „und § 8 Abs. 2" ersetzt. 

13. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Wer als Führer eines Seeschiffes oder sonst 
für das Seeschiff Verantwortlicher vorsätzlich 
oder fahrlässig einer Vorschrift des § 6 Abs. 1 über 
das Führen einer anderen Nationalflagge als der 
Bundesflagge zuwiderhandelt, wird mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Führer eines 
Seeschiffes oder sonst für das Seeschiff Verant-
wortlicher entgegen § 8 Abs. 1 die Bundesflagge 
oder eine Dienstflagge unbefugt führt." 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

11a. Die Bezeichnung „§ 13a" wird durch „§ 12" er-
setzt. 

12. unverändert 

13. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) unverändert 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Führer eines 
Seeschiffes oder sonst für das Seeschiff Verant-
wortlicher entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 die Bundes-
flagge oder entgegen § 8 Abs. 1 Satz 2 oder sonst 
unbefugt eine Dienstflagge führt." 
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14. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz werden die Worte „Ka-
pitän eines Seeschiffes" durch die Worte 
„Führer eines Seeschiffes oder sonst für 
das Seeschiff Verantwortlicher" ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Angabe „§ 3 
Abs. 2, 3 Satz 1," sowie die Worte „oder 
nach § 13" gestrichen. 

cc) In Nummer 2 werden die Worte „ § 8 
Abs. 2 oder des § 13" durch die Angabe 
„§ 8 Abs. 3" ersetzt. 

dd) In Nummer 3 werden die Worte „§ 9 
Abs. 1 oder des § 13" durch die Angabe 
„§ 9 Abs. 1 oder 2" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. als Führer eines Seeschiffes oder sonst 
für das Seeschiff Verantwortlicher 
oder Schiffsführer eines Binnenschif-
fes einer Vorschrift des § 8 Abs. 2, 
auch in Verbindung mit § 14 Abs. 2, 
über die Art  und Weise der Flaggen-
führung zuwiderhandelt, " . 

bb) In Nummer 2 werden das Wort  „Schiffer" 
durch die Worte „Schiffsführer eines Bin-
nenschiffes" und das Wort  „oder" durch 
ein Komma ersetzt. 

cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. die in § 7 Abs. 3 oder § 11 Abs. 2 vor-
geschriebene Anzeige nicht oder nicht 
rechtzeitig erstattet oder". 

dd) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. einer Rechtsverordnung nach § 22 
Nr. 2 zuwiderhandelt, soweit sie für ei-
nen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist." 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden." 

15. § 17 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

14. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) unverändert 

dd) unverändert 

c) unverändert 

15. unverändert 

15a.In § 19 werden die Worte „das Post- und Fern-
meldewesen" durch die Worte „Post und Tele-
kommunikation" ersetzt. 
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16. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt: 

„§ 19a 

(1) § 1 Abs. 3 gilt nicht für Seeschiffe, die am 
31. Dezember 1988 eine andere Nationalflagge 
als die Bundesflagge geführt haben, solange sie 
diese Flagge weiter führen. 

(2) Die Gültigkeitsdauer der bef ristet ausge-
stellten Flaggenzeugnisse, die den Schiffsvorzer-
tifikaten gleichstehen, wird durch § 5 Abs. 2 nicht 
berührt; § 9 Abs. 1 ist in bezug auf diese Zeug-
nisse entsprechend anzuwenden." 

17. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „des § 4" 
durch die Worte „des § 3 Buchstabe c" er-
setzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c werden die Worte „und die 
Schiffssicherheit" durch die Worte „, die 
Schiffssicherheit einschließlich der Seeun-
falluntersuchung sowie die Verhütung von 
der Schiffahrt ausgehender Gefahren" er-
setzt. 

bb) Buchstabe e wird wie folgt gefaßt: 

„e) die Rechte und Verpflichtungen ge-
genüber den konsularischen Vertre-
tungen der Bundesrepublik Deutsch-
land im Ausland,". 

cc) In Buchstabe f werden die Worte „als Stan-
desbeamter und Nachlaßverwalter" ge-
strichen. 

18. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)" wird gestrichen. 
Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „§ 8 Abs. 1, 
§ 13" durch die Worte „§ 8 Abs. 2" ersetzt. 

c) Nach Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt, und es wird angefügt: 

„3. die Form, Ausstellung, Gültigkeitsdauer, 
Einziehung und Registrierung des Flag-
genscheins, der Flaggenbescheinigung 
und des Flaggenzertifikats sowie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der 
Justiz die Form und Ausstellung des 
Schiffsvorzertifikats zu regeln, 

4. die Registrierung der Schiffe zu regeln, für 
die die in § 3 genannten Ausweise ausge-
stellt werden, 

5. das Verfahren bei Verleihung und Wider-
ruf der Befugnis zur Führung der Bundes-
flagge nach §§ 10 und 11 sowie die Durch-
führung von Rechtsvorschriften der Euro-
päischen Gemeinschaft über die Flaggen-
führung der Schiffe zu regeln, 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

16. unverändert 

17. unverändert 

18. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Nach Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt, und es wird angefügt: 

„3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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6. folgende Aufgaben auf eine nachgeord-
nete Bundesbehörde zu übertragen: 

a) die Gestattung der Führung einer ande-
ren Nationalflagge und ihren Widerruf 

(§ 7 ), 

b) die Verleihung der Befugnis zur Füh-
rung der Bundesflagge nach §§ 10 und 
11, 

c) die Ausstellung, Einziehung und Regi-
strierung der Flaggenscheine, Flaggen-
bescheinigungen und Flaggenzertifi-
kate, 

d) die Registrierung der in Nummer 4 ge-
nannten Schiffe, 

e) die Registrierung und Untersagung von 
Schiffsnamen (§ 9)." 

19. § 22a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz 
können Kosten (Gebühren und Auslagen) erho-
ben werden." 

20. § 23 erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgeset-
zes." 

Artikel 33 

Strandungsordnung 

Die Strandungsordnung in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9516-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Juli 1986 (BGBl. I 
S. 1120), wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

6. folgende Aufgaben auf eine nachgeord-
nete Bundesbehörde zu übertragen: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) die Einrichtung und Führung des Inter-
nationalen 	Seeschiffahrtsregisters 
nach § 12, 

f) die Registrierung und Untersagung von 
Schiffsnamen (§ 9)." 

19. unverändert 

20. unverändert 

Artikel 33 

unverändert 

Artikel 33 a 

Gesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter 

Das Gesetz über die Beförderung gefährlicher Gü-
ter vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 Abs. 4 des Gesetzes vom 18. Sep-
tember 1980 (BGBl. I S. 1729), wird wie folgt geän-
dert: 

§ 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach der Nummer 13 folgende 
Nummern 14 und 15 eingefügt: 

„14. Beauftragte in Unternehmen und Betrieben, 
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ACHTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen 

Artikel 34 

Telegraphenwegegesetz 

Das Telegraphenwegegesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9021-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 (BGBl. I S. 649), 
wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

15. Bescheinigungen und Meldepflichten für 
Abfälle, die gefährliche Güter sind,". 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„In den Rechtsverordnungen nach Satz 1 kann 
auch geregelt werden, daß bei der Beförderung 
gefährlicher Güter eine zusätzliche haftungs-
rechtliche Versicherung abzuschließen und nach-
zuweisen ist." 

Artikel 33 b 
Luftverkehrsgesetz 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I S. 61), zu-
letzt geändert gemäß Artikel 27 der Dritten Zuständig-
keitsanpassungs-Verordnung vom 26. November 1986 
(BGBl. I S. 2089), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 2 wird gestrichen. 

2. § 27 Abs. 3 wird Absatz 2 und erhält folgende Fas-
sung: 

„(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 kann allgemein 
oder im Einzelfall erteilt werden; sie kann mit 
Auflagen verbunden und befristet werden." 

3. § 27 Abs. 4 wird Absatz 3 und in Satz 1 des neuen 
Absatzes 3 werden die Worte „Absatz 3" durch die 
Worte „Absatz 2" ersetzt. 

4. § 61 wird aufgehoben. 

ACHTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Post und Telekommunikation 

Artikel 34 

Telegraphenwegegesetz 

Das Telegraphenwegegesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9021-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 (BGBl. I S. 649), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wo rt  „Telegra-
phenverwaltung" durch die Worte „Deutsche 
Bundespost TELEKOM" und das Wort  „Tele-
graphenlinien" durch das Wort „Fernmeldeli-
nien" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden jeweils das Wo rt  „Te-
legraphenlinien" durch das Wo rt  „Fernmelde-
linien" und das Wort  „Telegraphenverwal-
tung" durch die Worte „Deutsche Bundespost 
TELEKOM" ersetzt. 
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1. § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die §§ 75 bis 78 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes gelten sinngemäß mit der Maßgabe, daß 
der Träger des Vorhabens zugleich Planfeststel-
lungsbehörde ist." 

2. § 8 Abs. 1 und 3, §§ 11, 13 Abs. 2 bis 4, §§ 16 und 18 
Nr. 1, 4 und 6 werden aufgehoben. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wo rt  „Bundes-
staat" durch das Wort  „Land" und das Wort 

 „unteren" durch das Wort  „zuständigen" er-
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wo rt  „Telegra-
phenämtern" durch das Wort  „Fernmeldeäm-
tern", das Wort  „Telegraphenlinie" durch das 
Wort  „Fernmeldelinie", in Satz 2 das Wort „un-
teren" durch das Wort  „zuständigen" und in 
Satz 3 das Wort  „Telegraphenlinien" durch das 
Wort  „Fernmeldelinien" ersetzt. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Die §§ 75 bis 78 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes gelten sinngemäß mit der Maß-
gabe, daß der Träger des Vorhabens zugleich 
Planfeststellungsbehörde ist. " 

3. In § 9 werden die Worte „einer Landes-Zentralbe-
hörde" durch die Worte „der zuständigen Landes-
behörde" ersetzt. 

4. Die §§ 8, 11, 13 Abs. 2 bis 4, §§ 14 und 16 werden 
aufgehoben. 

5. In § 17 werden das Wort  „Telegraphenlinien" 
durch das Wort  „Fernmeldelinien", die Worte 
„die Militärverwaltung oder die Marineverwal-
tung" durch die Worte „der Bundesminister der 
Verteidigung" sowie das Wo rt  „ihre" durch das 
Wort  „seine" ersetzt. 

6. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Unter Zustimmung des Bundesrats 
kann der Reichskanzler" werden durch die 
Worte „Der Bundesminister für Post und Tele-
kommunikation kann" ersetzt. 

b) Die Nummern 1, 4 und 6 werden aufgehoben. 

c) In Nummer 2 wird das Wort  „Telegraphen-
linien" durch das Wort  „Fernmeldelinien" er-
setzt. 

7. In § 19 Abs. 2 werden die Worte „Telegraphenver-
waltung (§§ 16 und 17)" durch die Worte „Deut-
sche Bundespost TELEKOM und des Bundesmini-
sters der Verteidigung" ersetzt. 

B. In § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Satz 1, § 6 Abs. l und 5, § 10 
und § 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und 2 und 
Abs. 3 Satz 1 werden das Wort „Telegraphen-
linien" durch das Wort  „Fernmeldelinien" und in 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 und 2, § 3 Abs. 1 und 3, § 5 Abs. 2 
und 3 und § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3 das 
Wort  „Telegraphenlinie" durch das Wort  „Fern-
meldelinie" ersetzt. 

9. In § 2 Abs. 2 und 3 Satz 1 und 2, § 3 Abs. 2 und 3, § 4 
Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3, § 5 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 3, § 6 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 und 4, § 12 Abs. 1 
Satz 1 und 2 und Abs. 3 Satz 1 und § 15 wird das 
Wort  „Telegraphenverwaltung" durch die Worte 
„Deutsche Bundespost TELEKOM" ersetzt. 
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Artikel 35 

Gesetz zur Vereinfachung 
des Planverfahrens für Fernmeldelinien 

§ 1 Abs 2 des Gesetzes zur Vereinfachung des Plan-
verfahrens für Fernmeldelinien in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9021-2, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung erhält folgende Fas-
sung: 

„(2) Linien oder Linienteile, für die eine Anordnung 
nach Absatz 1 ergangen ist, dürfen ausgeführt wer-
den, wenn die in Absatz 1 genannten Stellen zuge-
stimmt haben. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
sie nicht binnen eines Monats nach Eingang des Ersu-
chens verweigert wird."  

NEUNTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Artikel 36 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1284, 
1661), zuletzt geändert durch Artikel 4 des (Haus-
haltsbegleit-)Gesetzes (1989) vom ... (BGBl. I S....), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe k) wird aufgehoben. 

bb) In Buchstabe 1) werden in dem Klammerzu-
satz die Worte „und 85" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Buchstabe b) werden im Klammer-
zusatz die Wörter „bis 85" ersetzt durch die 
Wörter „und 83". 

2. § 6 Abs. 2 Buchstabe f) wird aufgehoben. 

3. In § 8 Abs. 3 sowie in § 45 Abs.1 Satz 4 werden die 
Worte „im Sinne des § 32 Abs. 4 bis 7 des Einkom-
mensteuergesetzes" durch die Worte „im Sinne des 
§ 32 Abs. 1 und 3 bis 5 des Einkommensteuergeset-
zes" ersetzt. 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 35 

Gesetz zur Vereinfachung 
des Planverfahrens für Fernmeldelinien 

Das Gesetz zur Vereinfachung des Planverfahrens 
für Fernmeldelinien in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 9021-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die Worte 
„Deutsche Reichspost" durch die Worte „Deut-
sche Bundespost TELEKOM" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Linien oder Linienteile, für die eine An-
ordnung nach Absatz 1 ergangen ist, dürfen 
ausgeführt werden, wenn die in Absatz 1 ge-
nannten Stellen zugestimmt haben. Die Zustim-
mung gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen eines 
Monats nach Eingang des Ersuchens verweigert 
wird. " 

2. In § 3 wird das Wort „Reichspostminister" durch 
die Worte „Bundesminister für Post und Telekom-
munikation" ersetzt. 

NEUNTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Artikel 36 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I S. 1284, 
1661), zuletzt geändert durch Artikel 4 des (Haus-
haltsbegleit-)Gesetzes (1989) vom ... (BGBl. I S....), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 
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„Für Personen, deren Grad der Behinderung 
nicht nur vorübergehend mindestens 50 vom 
Hundert beträgt (Schwerbehinderte), und ihnen 
Gleichgestellte erhöht sich die Einkommens-
grenze um je 4 200 DM; für Personen, deren 
Grad der Behinderung nicht nur vorübergehend 
mindestens 80 vom Hundert beträgt, erhöht sich 
die Einkommensgrenze um je 9 000 DM." 

b) In Absatz 2 Satz 4 Nr. 5 werden die Worte „Nr. 1 
Buchstabe a" nach „§ 22" ersetzt durch die 
Worte „Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a". 

5. In § 43 Abs. 1 Satz 1 und in § 45 Abs. 1 Satz 1 
werden die Worte „Abs. 2 Satz 1" durch die 
Zahl „2" ersetzt; in § 45 Abs. 5 wird Satz 3 gestri-
chen. 

6. In § 69 Abs. 4 wird der letzte Satz gestrichen. 

7. § 83 Abs. 4 wird aufgehoben. 

8. In § 109 werden die Absätze 1 und 2 aufgehoben. 

Artikel 37 

Wohnungsbaugesetz für das Saarland 

Das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 
1985 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1185), zuletzt geän-
dert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1093), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 2 Buchstabe f) wird aufgehoben. 

2. In § 6 Abs. 3 sowie in § 27 Abs. 1 Satz 4 werden die 
Worte „im Sinne des § 32 Abs. 4 bis 7 des Einkom-
mensteuergesetzes" durch die Worte „im Sinne des 
§ 32 Abs. 1 und 3 bis 5 des Einkommensteuergeset-
zes" ersetzt. 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Für Personen, deren Grad der Behinderung 
nicht nur vorübergehend mindestens 50 vom 
Hundert beträgt (Schwerbehinderte), und ihnen 
Gleichgestellte erhöht sich die Einkommens-
grenze um je 4 200 Deutsche Mark; für Perso-
nen, deren Grad der Behinderung nicht nur vor-
übergehend mindestens 80 vom Hundert be-
trägt, erhöht sich die Einkommensgrenze um je 
9 000 Deutsche  Mark."  

b) In Absatz 2 Satz 4 Nr. 5 werden die Worte 
„Ziff. 1 Buchst. a" nach „§ 22" ersetzt durch die 
Worte „Nr. 1 Satz 3 Buchst. a". 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

„Für Personen, deren Grad der Behinderung 
nicht nur vorübergehend wenigstens 50 vom 
Hundert beträgt (Schwerbehinderte), und ihnen 
Gleichgestellte erhöht sich die Einkommens-
grenze um je 4 200 DM; für Personen, deren 
Grad der Behinderung nicht nur vorübergehend 
wenigstens 80 vom Hundert beträgt, erhöht sich 
die Einkommensgrenze um je 9 000 DM." 

b) unverändert 

5. In § 43 Abs. 1 Satz 1 und in § 45 Abs. 1 Satz 1 
werden die Worte „Abs. 2 Satz 1" durch die 
Zahl „2" ersetzt. 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. § 109 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird in „Überleitungsvor-
schrift für öffentlich geförderte Ein- und Zwei-
familienhäuser von Genossenschaften" geän-
dert. 

b) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

c) In dem bisherigen Absatz 5 wird die Absatzbe-
zeichnung „(5)" gestrichen. 

Artikel 37 

Wohnungsbaugesetz für das Saarland 

Das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 
1985 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1185), zuletzt geän-
dert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1093), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Für Personen, deren Grad der Behinderung 
nicht nur vorübergehend wenigstens 50 vom 
Hundert beträgt (Schwerbehinderte), und ihnen 
Gleichgestellte erhöht sich die Einkommens-
grenze um je 4 200 Deutsche Mark; für Perso-
nen, deren Grad der Behinderung nicht nur vor-
übergehend wenigstens 80 vom Hundert be-
trägt, erhöht sich die Einkommensgrenze um je 
9 000 Deutsche  Mark."  

b) unverändert 
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4. In § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „Maß-
nahmen nach dem Städtebauförderungsgesetz" 
ersetzt durch die Worte „Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen". 

5. In § 18a wird der eingeschobene Satzteil ,,, insbe-
sondere auch unter Berücksichtigung des Bundes-
programms für städtebauliche Maßnahmen," ge-
strichen. 

6. In § 25 Abs. 1 und in § 27 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 
Satz 1 werden die Worte „Abs. 2 Satz 1" durch die 
Zahl „2" ersetzt; in § 27 Abs. 5 wird Satz 3 gestri-
chen. 

7. In § 34 Abs. 4 wird der letzte Satz gestrichen. 

8. § 43 Abs. 4 wird aufgehoben. 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft 

Artikel 38 

Berufsbildungsförderungsgesetz 

§ 5 Abs. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
vom 23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1692), geändert 
durch Gesetz vom 4. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2190), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden bei der Erhebung für die Aus-
zubildenden die Worte „Geburtsdatum,", „allge-
meine und berufliche Vorbildung,", ,,, Ort der Aus-
bildungsstätte" gestrichen; bei der Erhebung der 
vorzeitig gelösten Berufsausbildungsverhältnisse 
werden die Worte „und Grund" gestrichen und 
statt dessen die Worte „Auflösung in der Probezeit" 
eingefügt; bei der Erhebung der neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträge werden die Worte „oder 
Verlängerung" gestrichen sowie die Worte „Ge-
schlecht, Geburtsjahr, Vorbildung und Arbeits-
amtsbezirk" nach dem Wort  „Ausbildungszeit" 
eingefügt. 

2. In Nummer 2 werden die Worte „Geburtsdatum,", 
„, hauptberufliche Ausbildertätigkeit mit Angabe 
der Ausbildungsberufe" gestrichen. 

3. In Nummer 3 werden die Worte „Geburtsdatum,", 
„Staatsangehörigkeit, Vorbildung," sowie „und 
Verlängerung" gestrichen. 

4. In Nummer 4 werden anstelle des Wortes „Ge-
burtsdatum" das Wort „Geburtsjahr" eingefügt so-
wie die Worte „, sonstige Beratungstätigkeit" ge-
strichen. 

5. Nummer 5 wird aufgehoben.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft 

Artikel 38 

Berufsbildungsförderungsgesetz 

Das Berufsbildungsförderungsgesetz vom 23. De-
zember 1981 (BGBl. I S. 1692), geändert durch Gesetz 
vom 4. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2190), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden bei der Erhebung für die 
Auszubildenden die Worte „Geburtsdatum,", 
„allgemeine und berufliche Vorbildung,", „, Ort 
der Ausbildungsstätte" gestrichen; bei der Er-
hebung der vorzeitig gelösten Berufsausbil-
dungsverhältnisse werden die Worte „und 
Grund" gestrichen und statt dessen die Worte 
„Auflösung in der Probezeit" eingefügt; bei der 
Erhebung der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge werden die Worte „oder Verlän

-

gerung" gestrichen sowie die Worte „Ge-
schlecht, Geburtsjahr, Vorbildung und Arbeits-
amtsbezirk" nach dem Wo rt  „Ausbildungszeit" 
eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „Geburtsda-
tum,", ,,, hauptberufliche Ausbildertätigkeit mit 
Angabe der Ausbildungsberufe" gestrichen. 

c) In Nummer 3 werden die Worte „Geburtsda-
tum,", „Staatsangehörigkeit, Vorbildung, " so-
wie „und Verlängerung" gestrichen. 

d) In Nummer 4 werden das Wort  „Geburtsdatum" 
durch die Worte „Alter nach Altersgruppen" 
und die Worte „hauptberufliche Tätigkeit" 
durch die Worte „Art der Beratertätigkeit" er-
setzt sowie die Worte ,,, sonstige Beratertätig-
keit" gestrichen. 

e) Nummer 5 wird aufgehoben. 

2. § 22 Abs. 2 wird aufgehoben. 
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Entwurf 

ELFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Artikel 39 

Neufassung von Gesetzen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann den Wo rt
-laut des Personenbeförderungsgesetzes, des Bundes-

wasserstraßengesetzes, des Bundesfernstraßengeset-
zes und des Flaggenrechtsgesetzes in der ab Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

(2) Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau kann den Wortlaut des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes in der ab Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt 
bekanntmachen. 

(3) Die Regierung des Saarlandes kann den Wo rt
-laut des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland in 

der ab Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung im Amtsblatt des Saarlandes bekanntmachen. 

Artikel 40 

Saar-Klausel 

Artikel 36 gilt nicht im Saarland.  

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

ELFTER ABSCHNITT 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft 

Artikel 38 a 

Handwerksordnung 

Die Handwerksordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. Dezember 1965 (BGBl. I 
1966, S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. April 1986 (BGBl. I S. 560) und durch Verordnung 
vom 19. März 1989 (BGBl. I S. 551), wird wie folgt 
geändert: 

91 Abs. 1 Nr. 8 erhält. folgende Fassung: 

„8. Sachverständige zur Erstattung von Gutachten 
Aber Waren, Leistungen und Preise von Hand-
werkern zu bestellen und zu vereidigen," 

ZWÖLFTRER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

Artikel 39 

Neufassung von Gesetzen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Der Bundesminister für Post und Telekommuni-
kation kann den Wortlaut des Telegraphenwegege-
setzes in der ab Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten-
den Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 
Er kann dabei die Paragraphen und Untergliederun-
gen mit neuen, durchlaufenden Ordnungszeichen 
versehen. 

Artikel 40 

unverändert 
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Artikel 41 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

Artikel 42 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 18 Nr. 6 bis 10 tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1977 in Kraft. 

(2) Artikel 32 Nr. 18 Buchstabe c tritt am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 

(3) Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Artikel 41 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund des Bodenschätzungsgesetzes, des Leuchtmit-
telsteuergesetzes, des Reichs- und Staatsangehörig-
keitsgesetzes, des Salzsteuergesetzes, der Zivilpro-
zeßordnung, des Telegraphenwegegesetzes oder des 
Gesetzes zur Vereinfachung des Planverfahrens für 
Fernmeldelinien erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 42 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Fellner, Lüder, Dr. Nöbel und Meneses Vogl 

I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksa-
chen 11/4310, 11/4311 — wurde in der 146. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 1. Juni 1989 an den 
Innenausschuß zur Federführung sowie an den 
Rechtsausschuß, den Finanzausschuß, den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den Ausschuß für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit, den Ausschuß für Verkehr, 
den Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen, den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau und den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
zur Mitberatung überwiesen. Auf Antrag des Vertei-
digungsausschusses wurde der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung in der 176. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 16. November 1989 nachträglich an 
den Verteidigungsausschuß zur Mitberatung über-
wiesen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
55. Sitzung am 14. Juni 1989, seiner 72. Sitzung am 
13. Dezember 1989, seiner 76. Sitzung am 7. Februar 
1990, seiner 78. Sitzung am 7. März 1990 sowie in 
einem Berichterstattergespräch unter Beteiligung von 
Vertretern der Bundesregierung beraten. In seiner 
Schlußabstimmung am 7. Februar 1990 hat der Aus-
schuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE GRÜNEN dem Gesetzentwurf in der durch die 
Beratungen erlangten und aus der Beschlußempfeh-
lung ersichtlichen Fassung zugestimmt. 

II. Empfehlungen der mitberatenden 
Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 21. Juni 1989 beraten und ihm mit der Maß-
gabe zugestimmt, daß in Artikel 17 Nr. 3 Buch-
stabe a, bb der § 19 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b des 
Bundesjagdgesetzes wie folgt gefaßt werde: 

„b) Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reu-
sen oder ähnliche Einrichtungen sowie ge-
blendete oder verstümmelte Vögel beim Fang 
oder Erlegen von Federwild zu verwen-
den; ". 

Im übrigen hat der Ausschuß dem Entwurf in 
der Fassung der Gegenäußerung der Bundes-
regierung zur Stellungnahme des Bundesra-
tes zugestimmt. 

2. Der Finanzausschuß hat dem federführenden In-
nenausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und denen der Fraktion der SPD bei Ent-
haltung der Fraktion DIE GRÜNEN vorgeschla- 

gen, dem Deutschen Bundestag die Annahme des 
Gesetzentwurfs zu empfehlen. 

3. Der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
hat den Gesetzentwurf in seiner 32. Sitzung am 
14. September 1989 beraten. Er hat seine Bera-
tung beschränkt auf den Geschäftsbereich des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewe-
sen (Achter Abschnitt, Artikel 34 und Arti-
kel 35). 

Über die im Gesetzentwurf in Artikel 34 und 35 
vorgesehenen Änderungen hinaus hat der Aus-
schuß weitere Änderungen beschlossen, mit de-
nen im Telegraphenwegegesetz (TWG) sowie im 
Gesetz zur Vereinfachung des Planverfahrens für 
Fernmeldelinien (PIVG) überholte Beg riffe und 
damit zusammenhängende, überflüssig wer-
dende Regelungen bereinigt werden sollen. 

Diese Änderungen gehen auf eine Anregung des 
Bundesrates zurück, der in seiner Stellungnahme 
zum Gesetzentwurf die Bundesregierung gebeten 
hatte, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs-
verfahrens darauf hinzuwirken, den Text des 
Telegraphenwegegesetzes zu modernisieren und 
inzwischen überholte Bezeichnungen wie „Te-
legraphenämter " , „Telegraphenverwaltung" , 
„Landeszentralbehörde ", „Reichstelegraphen-
verwaltung", „Reichskanzler" durch die aktuelle 
Terminologie zu ersetzen (vgl. Drucksache 
11/4311, Seite 27, Nr. 42 zu Artikel 34). 

Diese Anregung aufgreifend hat die Bundesregie-
rung gebeten, entsprechende Änderungen zu Ar-
tikel 34, 35 und 39 in das Gesetzgebungsverfah-
ren einzubringen. Diese Änderungen waren im 
Gesetzentwurf bisher nicht vorgesehen, da die 
neuen Begriffe teilweise erst seit Inkrafttreten des 
Poststrukturgesetzes feststehen. 

Der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
hat bei einer Gegenstimme beschlossen, Arti-
kel 34 und Artikel 35 des Entwurfs eines Dritten 
Rechtsbereinigungsgesetzes zuzustimmen und 
dem federführenden Ausschuß zu empfehlen, fol-
genden erweiterten Text in die Beschlußfassung 
aufzunehmen: 

Der geänderte Artikel 34 erhält folgende Fas-
sung: 

,Artikel 34 
Telegraphenwegegesetz 

Das Telegraphenwegegesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9021-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 
(BGBl. I S. 649), wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wo rt  „Tele-
graphenverwaltung" durch die Worte 
„Deutsche Bundespost TELEKOM" und das 
Wort  „Telegraphenlinien" durch das Wo rt 

 „Fernmeldelinien" ersetzt. 

Begründung 

Mit diesen Änderungen sollen seit langem 
überholte Begriffe und Bezeichnungen 
durch die derzeit gültigen Begriffe und Be-
zeichnungen ersetzt werden. Eine Ände-
rung der materiellen Rechtslage findet nicht 
statt. 

Seit den Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 12. Oktober 1977, Az. 
1 BvR 217, 216/75 (vgl. BVerfGE 46, 120 
[ 141 ff.])  und insbesondere seit der Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichts vom 
18. März 1987, Az. BVerwG 7 C 28.85 (vgl. 
BVerwGE 77, 128ff.) kann kein Zweifel 
mehr bestehen, daß die Terminologie des 
Gesetzes über Fernmeldeanlagen auf das 
Telegraphenwegegesetz zu übertragen und 
demgemäß unter Telegraphenlinie im 
Sinne des § 1 Abs. 1 TWG jede Fernmelde-
linie der Deutschen Bundespost zu verste-
hen ist. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

Begründung 

Durch die Ersetzung des überholten Begriffs 
„Telegraphenlinie" durch den aktuellen 
Begriff „Fernmeldelinie" wird die Aussage 
des bisherigen § 1 Abs. 2 überflüssig. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden jeweils das Wo rt 
 „Telegraphenlinien" durch das Wort „Fern

-meldelinien" und das Wort „Telegraphen-
verwaltung" durch die Worte „Deutsche 
Bundespost TELEKOM" ersetzt. 

Begründung 

Es werden überholte durch aktuelle Begriffe 
und Bezeichnungen ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wo rt  „Bun-
desstaat" durch das Wo rt  „Land" und das 
Wort  „unteren" durch das Wort „zuständi-
gen" ersetzt. 

Begründung 

Es wird der heutigen Rechtslage entspre-
chend die richtige Bezeichnung eingeführt. 
Welche Behörde für die in Absatz 2 Satz 1 
zweiter Halbsatz geregelte Aufgabe zu-
ständig ist, regelt die jewei lige Körper-
schaft. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort  „Tele-
graphenämtern" durch das Wort  „Fernmel-
deämtern", das Wort  „Telegraphenlinie" 
durch das Wort „Fernmeldelinie", in Satz 2 

das Wort  „unteren" durch das Wort  „zustän-
digen" und in Satz 3 das Wort „Telegra-
phenlinien" durch das Wo rt  „Fernmelde-
linien" ersetzt. 

Begründung 

Es werden überholte durch aktuelle Beg riffe 
und Bezeichnungen ersetzt. In Anpassung 
an die Änderung in § 7 Abs. 2 Satz 1 wird 
auch hier die zuständige Behörde angespro-
chen. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

„(4) Die §§ 75 bis 78 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes gelten sinngemäß mit der 
Maßgabe, daß der Träger des Vorhabens 
zugleich Planfeststellungsbehörde ist." 

Begründung 

Diese Regelung dient der Klarstellung, in-
wieweit die subsidiären (vgl. § 1 Abs. 1 
VwVfG) Bestimmungen des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Planfeststel-
lungsverfahren nach dem Telegraphen-
wegegesetz ergänzend zur Anwendung 
kommen. Danach gilt für das Planfeststel-
lungsverfahren nach dem Telegraphen-
wegegesetz nicht der in § 74 Abs. 1 Satz 2 
VwVfG i. V. m. § 70 VwVfG geregelte Aus-
schluß des Vorverfahrens nach §§ 68 ff. 
VwGO. Als außergerichtliches Kontrollver-
fahren soll das Vorverfahren bei dem im 
Verhältnis zu den Regelungen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes einfacher struktu-
rierten Planfeststellungsverfahren nach 
dem Telegraphenwegegesetz erhalten blei-
ben. 

3. In § 9 werden die Worte „einer Landes-Zen-
tralbehörde" durch die Worte „der zuständi-
gen Landesbehörde" ersetzt. 

Begründung 

Es ist Sache des jewei ligen Landes, die zustän-
dige Behörde zu bestimmen. 

4. Die §§ 8, 11, 13 Abs. 2 bis 4, §§ 14 und 16 wer-
den aufgehoben. 

Begründung 

§ 8 des Telegraphenwegegesetzes (TWG) 
kann entfallen. An seine Stelle treten die allge-
meinen Bestimmungen der Verwaltungsge-
richtsordnung. § 8 Abs. 3 TWG müßte ohnehin 
aus neuerer Sicht, namentlich nach der durch 
Artikel 19 Abs. 4 GG bestimmten Rechtslage, 
interpre tiert  werden und hat keine prozessuale 
Bedeutung im Sinne einer Beschränkung des 
Rechtsschutzes. 

Eine fehlende praktische Relevanz rechtfertigt 
die Aufhebung von § 11 TWG. 

Rechtliche Probleme bei der Auslegung der 
Absätze 2 bis 4 des § 13 TWG bezüglich der 
Zulässigkeit des besonderen Feststellungsver- 
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fahrens, der Parteienkonstellation vor Gericht 
wie des Rechtsweges können zwar als höchst-
richterlich geklärt angesehen werden (vgl. Ur-
teil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
23. Oktober 1981, Az. 7 C 67.79, mit weiteren 
Hinweisen, in Wiechert/Schmidt Fernmelde-
recht Entscheidungen 5.3.3 Nr. 6 = BVerwGE 
46, 176 = Archiv P/F 82, 351 ff. mit Anmerkung 
Schmidt). Gleichwohl ist eine Aufhebung die-
ser Bestimmungen angebracht, weil das Ziel 
des in § 13 Abs. 2 TWG vorgegebenen beson-
deren Verfahrens, den Beteiligten eine be-
schleunigte Erledigung ihrer Ansprüche zu si-
chern, nicht erreicht wird und daher eine Ab-
weichung von den allgemeinen Regelungen 
der Verwaltungsgerichtsordnung nicht ge-
rechtfertigt ist. Die Praxis zeigt, daß sich die 
unterlegene Partei mit dem Festsetzungsbe-
scheid der Landesbehörde in der Regel nicht 
zufriedengibt, so daß die Vorschaltung des Re-
gierungspräsidenten nicht zu einer Beschleu-
nigung, sondern regelmäßig zu einer beachtli-
chen Verzögerung des Verfahrens führt. § 13 
Abs. 2 und mit ihm im Zusammenhang die Ab-
sätze 3 und 4 TWG sind von der Rechtsent-
wicklung überholt und daher aus gesetzes-
systematischen Gründen wie aufgrund prakti-
scher Erfahrungen aufzuheben. 

Nachdem in § 7 Abs. 2 Satz 1 und § 9 durch die 
unter 2 b) und 3 vorgenommenen Änderungen 
auf die jeweils zuständige Behörde verwiesen 
wird, ist § 14 überflüssig. 

§ 16 ist bereits seit Erlaß des Gesetzes vom 
27. April 1920 (RGBl. S. 643) gegenstandslos 
und daher aufzuheben. 

5. In § 17 werden das Wort  „Telegraphenlinien" 
durch das Wort  „Fernmeldelinien", die Worte 
„die Militärverwaltung oder die Marinever-
waltung" durch die Worte „der Bundesminister 
der Verteidigung" sowie das Wort  „ihre" durch 
das Wort  „seine" ersetzt. 

Begründung 

Es werden, der heutigen Rechtslage Rechnung 
tragend, die richtigen Begriffe und Bezeich-
nungen eingeführt. 

6. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „Unter Zustimmung des Bundes-
rats kann der Reichskanzler" werden durch 
die Worte „Der Bundesminister für Post und 
Telekommunikation kann" ersetzt. 

Begründung 

Die Zuständigkeit im Bereich des § 18 TWG 
ist bereits durch § 5 des Übergangsgesetzes 
vom 4. Mai 1919 (RGBl. S. 285) auf den 
Reichspostminister übergegangen. Durch 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 14. Februar 
1934 (RGBl. I S. 89) ist die Mitwirkungsbe-
fugnis des Reichsrates entfallen. Die Kom-
petenz obliegt nunmehr gemäß Artikel 129 
Abs. 1 GG dem Bundesminister für Post und 
Telekommunikation. Durch die Änderung 

wird die Rechtslage klargestellt und die 
richtige Bezeichnung für den zuständigen 
Bundesminister eingeführt. 

b) Die Nummern 1, 4 und 6 werden aufgeho-
ben. 

Begründung 

Eine fehlende praktische Relevanz rechtfer-
tigt die ersatzlose Aufhebung der Num-
mern 1, 4 und 6 des § 18. 

c) In Nummer 2 wird das Wort  „Telegraphen-
linien" durch das Wort  „Fernmeldelinien" 
ersetzt. 

Begründung 

Auch hier wird die aktuelle Bezeichnung 
eingeführt. 

7. In § 19 Abs. 2 werden die Worte „Telegraphen-
verwaltung (§§ 16 und 17) " durch die Worte 
„Deutschen Bundespost TELEKOM und des 
Bundesministers der Verteidigung" ersetzt. 

Begründung 

Es wird der Tatsache Rechnung ge tragen, daß 
§ 16 aufgehoben wird (vgl. Nummer 4). Im üb-
rigen werden auch hier die aktuellen Bezeich-
nungen eingeführt. 

8. In § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1 Satz 1, § 6 Abs. 1 und 5, 
§ 10 und § 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und 2 
und Abs. 3 Satz 1 werden das Wo rt  „Telegra-
phenlinien" durch das Wo rt  „Fernmelde-
linien" und in § 2 Abs. 3 Satz 1 und 2, § 3 
Abs. 1 und 3, § 5 Abs. 2 und 3 und § 6 Abs. 2 
Satz 1 und 2 und Abs. 3 das Wort  „Telegra-
phenlinie" durch das Wort  „Fernmeldelinie" 
ersetzt. 

Begründung 

Die seit Jahrzehnten überholte Bezeichnung 
„Telegraphenlinie" soll durch den aktuellen 
Begriff „Fernmeldelinie" ersetzt werden. 

9. In § 2 Abs. 2 und 3 Satz 1 und 2, § 3 Abs. 2 und 
3, § 4 Abs. 2 Satz 1 und 2 und Abs. 3, § 5 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3, § 6 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 und 
4, § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 3 Satz 1 
und § 15 wird das Wort  „Telegraphenverwal-
tung" durch die Worte „Deutsche Bundespost 
TELEKOM" ersetzt. 

Begründung 

Eine überholte Bezeichnung wird durch die 
heutige Terminologie ersetzt.' 

Der geänderte Artikel 35 erhält folgende Fas-
sung: 

,Artikel 35 
Gesetz zur Vereinfachung des Planverfahrens 

für Fernmeldelinien 

Das Gesetz zur Vereinfachung des Planverfah-
rens für Fernmeldelinien in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9021-2, veröf- 
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fentlichten bereinigten Fassung wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die Worte 
„Deutsche Reichspost" durch die Worte 
„Deutsche Bundespost TELEKOM" er-
setzt. 

Begründung 

Es wird eine überholte durch eine aktuelle 
Bezeichnung ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Linien oder Linienteile, für die eine 
Anordnung nach Absatz 1 ergangen ist, 
dürfen ausgeführt werden, wenn die in Ab-
satz 1 genannten Stellen zugestimmt ha-
ben. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
sie nicht binnen eines Monats nach Eingang 
des Ersuchens verweigert wird." 

Begründung 

Mit dieser Änderung erfolgt eine Anpas-
sung an die gängige Terminologie des Ver-
waltungsrechts. 

2. In § 3 wird das Wort  „Reichspostminister" 
durch die Worte „Bundesminister für Post und 
Telekommunikation" ersetzt. 

Begründung 

Es wird eine überholte durch eine aktuelle Be-
zeichnung ersetzt.' 

Wegen der umfangreichen Änderungen des Tele-
graphenwegegesetzes, insbesondere der Aufhe-
bung verschiedener Regelungen, soll darüber 
hinaus für Artikel 39 (Neufassung von Gesetzen) 
ein weiterer Absatz vorgesehen werden. Dieser 
soll wie folgt lauten: 

„Der Bundesminister für Post und Telekommu-
nikation kann den Wortlaut des Telegraphenwe-
gegesetzes in der ab Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. Er kann dabei die Paragraphen 
und Untergliederungen mit neuen, durchlaufen-
den Ordnungszeichen versehen." 

4. Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
einstimmig empfohlen, § 22 Abs. 2 (Berufsbil-
dungsförderungsgesetz) aufzuheben. 

Begründung 

Die Förderung der überbetrieblichen beruflichen 
Bildungsstätten, insbesondere deren ständige 
Modernisierung, solle auf der Grundlage der Kon-
zeption für die Förderung gemäß Drucksache 
11/2824 durch das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung fortgesetzt werden. 

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung 
(Drucksache 11/4311) hat der Ausschuß einmütig 
zur Kenntnis genommen. 

5. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 28. September 1989 dem Ge-
setzentwurf einstimmig zugestimmt. 'Er hat dem 
federführenden Ausschuß empfohlen, die Anre-
gung des Bundesrates zu § 30 Gewerbeordnung 
aufzugreifen. 

6. Der Ausschuß für Wirtschaft hat unter Datum vom 
18. Oktober 1989 dem federführenden Ausschuß 
einmütig bei einer Enthaltung vorgeschlagen, 
dem Deutschen Bundestag die Annahme des 
Gesetzentwurfs — Drucksachen 11/4310 und 
11/4311 — in der Fassung der Stellungnahme des 
Bundesrates, soweit dieser die Bundesregierung 
in ihrer Gegenäußerung zugestimmt hat, zu emp-
fehlen. Des weiteren hat der Ausschuß für Wi rt

-schaft dem federführenden Innenausschuß am 
17. Januar 1990 einmütig bei drei Enthaltungen 
vorgeschlagen, dem Deutschen Bundestag die 
Annahme des Gesetzentwurfs — Drucksache 
11/4310 — mit folgender Ergänzung zu empfeh-
len: 

§ 91 Abs. 1 Nr. 8 HwO erhält folgende Fassung: 

„8. Sachverständige zur Erstattung von Gutach-
ten über Waren, Leistungen und Preise von 
Handwerkern zu bestellen und zu vereidi-
gen. " 

7. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat den oben genannten Gesetzent-
wurf in seiner 55. Sitzung am 18. Oktober 1989 
beraten und sich dabei auf die Artikel 36 und 37 
beschränkt. Er hat einstimmig empfohlen, diese 
Bestimmungen in der Fassung der Stellungnahme 
des Bundesrates und der Gegenäußerung der 
Bundesregierung anzunehmen. 

8. Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit hat die Beratungen auf die Artikel 22 
bis 24 b beschränkt. 

Artikel 22 wurde einmütig in der Fassung des 
Bundesrates, jedoch unter Ausschluß von Num-
mer 2 b, die entfallen solle, gebilligt. 

Artikel 23 wurde einstimmig in der Fassung des 
Bundesrates nach Maßgabe der Gegenäußerung 
der Bundesregierung gebilligt. Ferner wurde fol-
gender Änderungsantrag mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Oppositionsfraktionen gebilligt: 

Artikel 23 wird wie folgt gefaßt: 

Das Unterhaltsvorschußgesetz vom 23. Juli 1979 
(BGBl. I S. 1184), geändert durch Artikel II § 19 
des Gesetzes vom 4. November 1982 (BGBl. I 
S. 1450), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 ... (weiter wie Nummer 1 des 
Gesetzentwurfs). 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Ausländer, die sich ohne Aufent-
haltsberechtigung oder Aufenthaltserlaub-
nis im Geltungsbereich dieses Gesetzes auf- 
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halten, haben Anspruch auf Unterhaltslei-
stung nach diesem Gesetz nur, wenn ihre 
Abschiebung auf unbestimmte Zeit unzu-
lässig ist oder wenn sie aufgrund landes-
rechtlicher Verwaltungsvorschriften auf un-
bestimmte Zeit nicht abgeschoben werden, 
frühestens jedoch für die Zeit nach einem 
gestatteten oder geduldeten ununterbro-
chenen Aufenthalt von einem Jahr." 

c) Die Absätze 5 und 6 ... (weiter wie Num-
mer 2 des Gesetzentwurfs). 

2. In § 4 werden der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und folgende Worte angefügt: 

„dies gilt nicht, soweit es an zumutbaren Be-
mühungen des Berechtigten gefehlt hat, den in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Elternteil zu Un-
terhaltszahlungen zu veranlassen." 

Begründung 

Der Antrag greift den auf die Ergänzung des § 4 
UVG gerichteten Änderungsantrag des Bundes-
rates unter Berücksichtigung der Maßgabe, mit 
der ihm die Bundesregierung zugestimmt hat, 
auf. 

Darüber hinaus hat er die Einfügung eines neuen 
Absatzes 2 a in den § 1 UVG zum Inhalt. Aus-
gangspunkt dafür ist, daß auch Ausländer, die 
keine Erlaubnis für einen Aufenthalt im Geltungs-
bereich des Unterhaltsvorschußgesetzes haben, 
nach diesem Gesetz anspruchsberechtigt sein 
können, wenn nach der ausländerbehördlichen 
Praxis ihnen gegenüber bis auf weiteres von auf-
enthaltsbeendenden Maßnahmen abgesehen 
wird. Dies gilt jedoch mangels rechtlich gesicher-
ten Aufenthalts dieser Personen in dem genann-
ten Gebiet erst für die Zeit nach Ablauf eines Auf-
enthaltsjahres; denn erst dann ist für sie der erfor-
derliche dauerhafte Verbleib gewährleistet. Da 
dies nicht unbestritten ist, soll es im Gesetz — wie 
in dem durch das Zwölfte Gesetz zur Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes dem § 1 BKGG 
angefügten Absatz 3 — klargestellt werden. 

Im übrigen hat der Ausschuß empfohlen, den 
Rechtsausschuß zu bitten, auch zu dieser Vor-
schrift Stellung zu nehmen. 

Artikel 24 wurde in der Fassung des folgenden 
Änderungsantrags bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN und einer Stimme der Fraktion der 
SPD gebilligt: 

Artikel 24 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

4. In § 6 Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz werden 

a) die Worte „im Benehmen mit dem Bundes-
minister für Jugend, Familie und  Gesund-
heit",  

b) das Wort „unabwendbar" 

gestrichen.  

Begründung 

Zu a: 

Die Beteiligung des Bundes bei Anträgen auf Aus-
nahmen von dem Verlegungsverbot für Gräber 
der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft ist 
heute nicht mehr erforderlich. 

Die Beteiligung des Bundes war im Kriegsgräber-
gesetz vom 27. Mai 1952 nicht vorgesehen. Sie 
wurde mit der Neufassung des Gräbergesetzes im 
Jahre 1965 eingeführt. 

Zur Verhinderung ungerechtfertigter Verlegun-
gen von Kriegsgräbern genügt es, wenn eine Auf-
sichtsbehörde auf Landesebene zu beteiligen 
ist. 

Artikel 24 a — neu — wurde in der Fassung des 
Bundesrates nach Maßgabe der Gegenäußerung 
der Bundesregierung einmütig gebilligt. Arti-
kel 24 b — neu — habe durch eine zwischenzeit-
liche Gesetzesänderung seine Erledigung gefun-
den. 

9. Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner ersten 
Stellungnahme vom 18. Oktober 1989 dem feder-
führenden Ausschuß die Annahme des Gesetz-
entwurfs in Drucksache 11/4310, 7. Abschnitt, 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr, mit der Maßgabe empfohlen, daß der Regie-
rungsentwurf in folgender Weise geändert 
werde: 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 92 — Sichere Con-
tainer 

Der Artikel 25 wird wie folgt geändert: 

In Artikel 7 Abs. 4 werden die Worte „nach Ab-
satz 1 Nr. 1" durch die Worte „nach Absatz 1" 
ersetzt. 

Begründung 

Gewollt ist hier eine Vereinfachung der Anwen-
dung und eine einheitliche Zuständigkeit. Wie 
schon aus der Gesetzesbegründung hervorgeht, 
ist eine einheitliche Durchführung von Verfahren 
gegen Ausländer wegen des bestehenden Wett-
bewerbs im internationalen Verkehr besonders 
wichtig. Eine Beschränkung der Zuständigkeit 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr auf 
den Absatz 1 Nr. 1 würde eine Teilung der Zu-
ständigkeit bei der Verfolgung und Ahndung von 
Verstößen bewirken. Für die Be troffenen würde 
dies bedeuten, daß sie es mit mehreren Verwal-
tungen zu tun hätten. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 102 

Nach Artikel 26 wird folgender Artikel 26 a einge-
fügt: 

„Artikel 26 a — Fernstraßenausbaugesetz 

§ 1 des Fernstraßenausbaugesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. April 1986 
(BGBl. I S. 558) erhält folgende Fassung: 
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„§ 1 

(1) Bau und Ausbau der Bundesfernstraßen sind 
Hoheitsaufgaben des Bundes. Das Netz der Bun-
desfernstraßen wird nach dem Bedarfsplan für die 
Bundesfernstraßen ausgebaut, der diesem Gesetz 
als Anlage beigefügt ist. 

(2) Die in den Bedarfsplan aufgenommenen 
Bau- und Ausbauvorhaben entsprechen den Ziel-
setzungen des § 1 Abs. 1 des Bundesfernstraßen-
gesetzes. Die Feststellung des Bedarfs ist für die 
Linienbestimmung nach § 16 des Bundesfernstra-
ßengesetzes und für die Planfeststellung nach 
§ 17 des Bundesfernstraßengesetzes verbind-
lich. ” 

Begründung 

Um die Verbindlichkeit der Bedarfsfeststellung 
im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen sicher-
zustellen, muß § 1 Fernstraßenausbaugesetz neu 
gefaßt werden. 

Diese Neufassung ist verfassungskonform, da der 
Gesetzgeber über den Bedarfsplan entscheidet 

— aufgrund umfangreicher Untersuchungen und 
eingehender Analysen und 

— nach Abwägung aller von dem Vorhaben be-
rührten Belange, soweit sie im Bedarfsplan er-
kennbar sind. 

Da im Abstand von fünf Jahren überprüft wird, ob 
der Bedarfsplan anzupassen ist, ist eine etwa er-
forderliche Anpassung an sich ändernde Ver-
kehrsbedürfnisse gewährleistet. 

Bisher ist der im Bedarfsplan enthaltene Bedarf 
für Fernstraßenmaßnahmen nach der Rechtspre-
chung des BVerwG in jedem Stadium der Planung 
überprüfbar. Die vorgeschlagene Formulierung 
stellt nunmehr ausdrücklich fest, daß die in dem 
Bedarfsplan enthaltenen Fernstraßenvorhaben 
mit § 1 Abs. 1 Satz 1 FStrG (Netzbildung, Ver-
kehrsverbesserungen, Strukturhilfe) übereinstim-
men und für die Linienbestimmung nach § 16 
FStrG und die Planfeststellung nach § 17 FStrG 
verbindlich sind. Verwaltung und Gerichte sind 
dann an diese gesetzliche Feststellung gebunden. 
Zeitraubende Prüfungen bzw. Nachweise hin-
sichtlich des Bedarfs entfallen damit sowohl im 
Planfeststellungsverfahren als auch bei Gerichts-
verfahren. 

Artikel 27 Nr. 1 Buchstabe b wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

,b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Genehmigungsbehörde kann bei 
einem Linienverkehr nach § 43 dieses Geset-
zes und bei Beförderungen nach § 1 Nr. 4 
Buchstaben d und i der Freistellungs-Verord-
nung Befreiung vom Verbot der Mitnahme 
anderer Fahrgäste erteilen, wenn dies im öf-
fentlichen Verkehrsinteresse geboten und mit 
Rücksicht auf bestehende öffentliche Ver-
kehrseinrichtungen wirtschaftlich vertretbar 
ist. " ' 

Begründung 

Die bisherige Regelung des § 2 Abs. 4 ist durch 
Verordnung vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1273) 
als neuer Buchstabe h in § 1 Nr. 4 der Freistel-
lungs-Verordnung aufgenommen worden. 

Der hier vorgeschlagene neue Absatz 4 dient 
dazu, die von der Bundesregierung und den Län-
dern gleichermaßen befürwortete Öffnung des 
Berufsverkehrs, des Schüler-Sonderlinienver-
kehrs sowie des freigeste llten Schülerverkehrs für 
Dritte zu ermöglichen (vgl. Artikel 1 Nr. 1 Buch-
stabe b des Entwurfs eines Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 
vom 1. März 1985 — Bundesratsinitiative — und 
die Stellungnahme der Bundesregierung hierzu in 
Drucksache 10/3425). 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 110 — PBefG 

Artikel 27 Nr. 5 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

„5. § 11 Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen." 

Begründung 

Bereinigung wegen Überleitung des Postreise-
dienstes auf den Unternehmensbereich Bahnbus 
der Deutschen Bundesbahn im Juli 1984 und Um-
wandlung der Unternehmensbereiche Bahnbus 
der Deutschen Bundesbahn in Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung bis zum Jahresende 1989 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 110 — PBefG 

Artikel 27 Nr. 6 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

,6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) ... (wie bisher) 

b) ... (wie bisher) 

c) In Absatz 5 Nr. 1 wird das Wo rt  „Taxige-
werbe" ersetzt durch das Wort „Taxenge-
werbe". 

d) In Absatz 6 werden die Worte „der Deut-
schen Bundespost, der Deutschen Bundes-
bahn und" gestrichen. 

e) ... (wie bisher Buchstabe d)'. 

Begründung 

Zu c): Vereinheitlichung der Terminologie des 
PBefG. 

Zu d): Bereinigung wegen Überleitung des Post-
reisedienstes auf den Unternehmensbe-
reich Bahnbus der Deutschen Bundesbahn 
im Juli 1984 und Umwandlung der Unter-
nehmensbereiche Bahnbus der Deutschen 
Bundesbahn in Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung bis zum Jahresende 
1989. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 112 — PBefG 

In Artikel 27 Nr. 7 wird die vorgesehene Neufas-
sung des § 14 Abs. 1 Nr. 3 durch folgenden Wo rt

-laut ersetzt: 
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„3. die Industrie- und Handelskammern, die 
Fachgewerkschaften und die Fachverbände 
der Verkehrstreibenden gutachtlich zu hören; 
sie kann auch weitere Stellen hören." 

Begründung 

Es soll gewährleistet bleiben, daß die Fachver-
bände der Verkehrstreibenden gehört werden, 
die keine örtliche oder regionale Unterorganisa-
tion gerade im Einzugsbereich des beantragten 
Vorhabens haben. 

Zu Drucksache 11/4310 Seiten 130/132 — 
PBefG 

Artikel 27 Nr. 13 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

,13. Die §§ 25 bis 27 erhalten folgende Fassung: 

„§ 25 
Widerruf der Genehmigung 

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Ge-
nehmigung zu widerrufen, wenn nicht mehr 
alle Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 vorlie-
gen. Die erforderliche Zuverlässigkeit des 
Unternehmers ist insbesondere nicht mehr 
gegeben, wenn in seinem Verkehrsunter-
nehmen trotz schriftlicher Mahnung die der 
Verkehrssicherheit dienenden Vorschriften 
nicht befolgt werden oder den Verpflichtun-
gen zuwidergehandelt wird, die dem Unter-
nehmer nach diesem Gesetz oder nach den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften obliegen. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die 
Genehmigung widerrufen, wenn der Unter-
nehmer die ihm gesetzlich obliegenden ar-
beitsrechtlichen, sozialrechtlichen oder die 
sich aus seinem Unternehmen ergebenden 
steuerrechtlichen Verpflichtungen wieder-
holt nicht erfüllt oder in schwerwiegender 
Weise dagegen verstoßen hat. 

(3) Auf Verlangen der Genehmigungsbe-
hörde hat der Unternehmer den Nachweis 
der Erfüllung der in Absatz 2 erwähnten Ver-
pflichtungen zu führen; die Finanzbehörden 
dürfen den Genehmigungsbehörden Mittei-
lung über die wiederholte Nichterfüllung der 
steuerrechtlichen Verpflichtungen oder die 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherungen 
nach § 284 der Abgabenordnung machen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf den Wider-
ruf der Genehmigung für die Übertragung 
der Betriebsführung entsprechend anzuwen-
den. 

... (weiter wie bisher)'  

zweimaligen Bagatellverstößen eine Geneh-
migung entzogen werden kann ( „oder" statt 
„und"). 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 132 

Artikel 27 Nr. 13 — Personenbeförderungsge-
setz —

§ 25 Abs. 2 des Personenbeförderungsgesetzes 
wird wie folgt gefaßt: 

(2) Auf Verlangen der Genehmigungsbehörde 
hat der Unternehmer den Nachweis der Erfüllung 
der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Verpflichtungen 
zu führen; die Finanzbehörden dürfen den Ge-
nehmigungsbehörden Mitteilung über die wie-
derholte Nichterfüllung der sich aus seinem Un-
ternehmen ergebenden steuerrechtlichen Ver-
pflichtungen oder die Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung nach § 284 der Abgabenordnung 
machen. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 152 — PBefG 

Artikel 27 Nr. 19 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

,19. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) ... (wie bisher) 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Auf den Linienverkehr mit Kraft-
fahrzeugen sind die §§ 39 und 40 entspre-
chend anzuwenden: " 

d) In Absatz 4 werden die Worte „Beförde-
rungsentgelte und Beförderungsbedin-
gungen" durch die Worte 

„Beförderungsentgelte und -bedingun-
gen " ersetzt. 

e) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 2 und 3. 

f) ... (wie bisher Buchstabe c)." 

Begründung 

Zu b): Kein Regelungsbedarf wegen Umwand-
lung der Unternehmensbereiche Bahnbus 
der Deutschen Bundesbahn in Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung bis 
zum Jahresende 1989. Auch die Zustän-
digkeit für die Tarifgenehmigung dieser 
Gesellschaften liegt künftig bei den Län-
dern. 

Zu c) bis e) : Redaktionelle Anpassung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 154 — PBefG 

Begründung 

Hinsichtlich der in § 25 Abs. 1 Nr. 2 der Re-
gierungsvorlage erwähnten Widerrufs-
gründe soll es bei der Regelung bleiben 
( „Kann-Bestimmung" statt „Muß-Bestim-
mung"), um zu vermeiden, daß schon nach 

Nach Artikel 27 Nr. 20b — neu — wird folgende 
Nummer 20 c *) eingefügt: 

I) Anmerkung: 
Nummer 20a und Nummer 20b sind im Sammelantrag 
enthalten (redaktionelle Änderungen). 
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„20 c. § 48 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Es ist unzulässig, unterwegs Fahrgä-
ste aufzunehmen. Dies gilt nicht für be-
nachbarte Orte oder in ländlichen Räumen 
für bis zu 30 km voneinander entfernte 
Orte. Im übrigen kann die Genehmigungs-
behörde Ausnahmen gestatten, wenn da-
durch die öffentlichen Verkehrsinteressen 
nicht beeinträchtigt werden."' 

Begründung 

Bereits im Gesetzentwurf des Bundesrates vom 
1. März 1985 für ein Sechstes Gesetz zur Ände-
rung des Personenbeförderungsgesetzes in ähnli-
cher Form vorgeschlagen. Damals Zustimmung 
der Bundesregierung. Änderung bedeutet Er-
leichterung für Unternehmen des Gelegenheits-
verkehrs und verminderten Verwaltungsauf-
wand. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 168 — PBefG 

Artikel 27 Nr. 29 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: „... (wie in Drucksache 11/4310 vorge-
schlagen, jedoch mit der Änderung, daß § 57 
Abs. 1 Nr. 4 wie folgt gefaßt wird: 

„4. über den Nachweis der Genehmigungsvor-
aussetzungen nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 bis 3; 
darin können insbesondere Vorschriften ent-
halten sein, über die Voraussetzungen, unter 
denen ein Betrieb als leistunsfähig anzusehen 
ist, über die Zuverlässigkeit des Unterneh-
mers oder der für die Führung der Geschäfte 
bestellten Personen sowie über die Vorausset-
zungen, unter denen ... (wie bisher); ". 

Begründung 

Erforderliche Ergänzung im Hinblick auf die 
kurzfristig umzusetzende EG-Richtlinie vom 
21. Juni 1989 zur Änderung der Richtlinie 
74/562/EWG über den Zugang zum Beruf des Per-
sonenkraftverkehrsunternehmers. Eine Verord-
nungsermächtigung zur Regelung von Einzelhei-
ten der in § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Be-
rufszugangsvoraussetzungen fehlt bisher im 
PBefG. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 188 

Artikel 28 Nr. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

,2. § 6 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der angenommene Standort darf 
nicht weiter als fünfzig Kilometer in der 
Luftlinie vom Sitz oder der Niederlassung 
entfernt liegen. Die Entfernung wird 
zum Ortsmittelpunkt des angenommenen 
Standortes sowie vom Ortsmittelpunkt der 
Gemeinde aus gemessen, in der sich der 
Sitz oder die Niederlassung befindet.” 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Liegt der Sitz oder eine nicht nur vor-
übergehende geschäftliche Niederlassung 
des Unternehmers 

1. im Zonenrandgebiet oder 

2. nördlich des Nordostseekanals nicht 
weiter als 40 Kilometer in der Luftlinie 
von der Westküste des Landes Schles-
wig-Holstein entfernt, 

darf abweichend von Absatz 3 Satz 1 auf 
Antrag des Unternehmers der angenom-
mene Standort auch für einen Teil der 
Kraftfahrzeuge des Sitzes oder der Nieder-
lassung bestimmt werden." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.' 

Begründung 

Durch die Änderung des Absatzes 2 soll dem Gü-
ternahverkehrsgewerbe insgesamt etwas mehr 
Beweglichkeit dadurch verschafft werden, daß je-
der Unternehmer einen angenommenen Standort 
in bis zu 50 km Entfernung vom tatsächlichen 
Standort wählen kann. Damit kann jeder Unter-
nehmer seinen Standort so wählen, daß er einen 
vollen Nahzonenkreis für die Betätigung im Gü-
ternahverkehr zur Verfügung hat. 

Für das Zonenrandgebiet und die Westküste des 
Landes Schleswig-Holsteins soll zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Situation der dort  ansäs-
sigen Unternehmer und zur besseren Versorgung 
dieser Gebiete mit Beförderungsleistungen des 
Güternahverkehrs abweichend von der allgemei-
nen Regel gestattet werden, daß der Unternehmer 
nur für einen Teil seiner Fahrzeuge einen ange-
nommenen Standort wählt und mit dem anderen 
Teil der Fahrzeuge den Standort am tatsächlichen 
Betriebssitz oder der Niederlassung beibehält. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 190 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 2 a einge-
fügt: 

„2 a. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Die Bedingungen für den Berufszu-
gang nach Absatz 1 sind gegeben, wenn fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Zuverlässigkeit ist gegeben, wenn 
die Person die Gewähr dafür bietet, daß 
der Betrieb den gesetzlichen Bestimmun-
gen entsprechend geführt wird und die 
Allgemeinheit bei dem Betrieb des Unter-
nehmens vor Schäden und Gefahren be-
wahrt bleibt. 

2. Die fachliche Eignung wird durch eine 
angemessene Tätigkeit in einem Unter-
nehmen des Güterkraftverkehrs oder in 
einem Speditionsunternehmen, das Gü-
terkraftverkehr betreibt, oder durch Ab-
legung einer Prüfung nachgewiesen. 

3. Die finanzielle Leistungsfähigkeit ist ge-
geben, wenn die zur Aufnahme und ord-
nungsgemäßen Führung des Bet riebes 
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erforderlichen finanziellen Mittel verfüg-
bar sind. 

Die näheren Einzelheiten regelt der Bundes-
minister für Verkehr durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates." 

Begründung 

Die Richtlinie der EG über den Zugang zum Be-
ruf des Güterkraftverkehrsunternehmers vom 
21. Juni 1989 legt Voraussetzungen für die Zuver-
lässigkeit, die fachliche Eignung und die finan-
zielle Leistungsfähigkeit fest. Die Richtlinie muß 
in nationales Recht umgesetzt werden. Dafür 
reicht es aus, die Grundregeln in § 10 Abs. 2 zu 
treffen. Das Nähere kann durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates geregelt 
werden. § 10 Abs. 2 geltender Fassung befaßt sich 
nur mit der fachlichen Eignung: er muß ausge-
dehnt werden auf alle drei Zugangsbedingun-
gen. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 192 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 3 a einge-
fügt: 

,3 a. § 22a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Beförderung von Gütern 
von und nach deutschen Seehäfen, die 
über See eingeführt worden sind oder 
über See ausgeführt werden, können ein 
oder mehrere in einer Bietergemeinschaft 
verbundene Unternehmer ohne Bindung 
an die Tarife Entgelte mit dem Vertrags-
partner schriftlich vereinbaren (Sonder-
abmachungen) . " 

b) Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fas-
sung: 

„2. wenn die Sonderabmachung eine 
Gütermenge von mindestens 
500 Tonnen in drei Monaten oder 
1 000 Tonnen in sechs Monaten, bei 
Ausfuhren über See 250 Tonnen in 
drei Monaten oder 500 Tonnen in 
sechs Monaten umfaßt, und ".' 

Begründung 

Durch die Änderung wird der Anwendungsbe-
reich der Sonderabmachungen im Seehafenhin-
terlandverkehr erheblich erweitert. Künftig sollen 
mehrere Unternehmer die Möglichkeit erhalten, 
durch einen Zusammenschluß die Mindestmen-
gen für Sonderabmachungen zu erreichen. Die 
Ausdehnung auf sechs Monate ermöglicht nun-
mehr Sonderabmachungen auch bei Transpo rten, 
die starken saisonalen Schwankungen unterlie-
gen. Eine unterschiedliche Behandlung von Ein-
und Ausfuhrverkehr ist gerechtfertigt wegen der 
Schwierigkeiten insbesondere im süddeutschen 
Raum, Sendungen für die Seehäfen in ausreichen-
der Menge zusammenzustellen. Diese Schwierig-
keiten bestehen bei der Einfuhr nicht, da dort grö-
ßere Mengen bereits im Seeschiff zusammen an- 

kommen. Die Änderung kommt damit dem Anlie-
gen der Küstenländer nach einer flexibleren Ge-
staltung der Beförderungsentgelte im Seehafen-
hinterlandverkehr entgegen, die ihre Wettbe-
werbssituation gegenüber den niederländischen 
und belgischen Häfen verbessern wollen, wo die 
Referenztarife des grenzüberschreitenden Stra-
ßengüterverkehrs oder künftig Tariffreiheit gel-
ten. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 192 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 3 b einge-
fügt: 

„3 b. § 24 wird aufgehoben." 

Begründung 

Mit der Veröffentlichung umfangreicher Sonder-
abmachungen ist ein erheblicher Verwaltungs-
aufwand verbunden. Dieser ist heute nicht mehr 
gerechtfertigt. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 192 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 3 c einge-
fügt: 

,3 c. In § 39 wird der Satzteil „§ 10 Abs. 2 über 
den Nachweis der fachlichen Eignung" 
durch den Satzteil „§ 10 Abs. 2 über die Be-
dingungen für den Berufszugang" ersetzt.' 

Begründung 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 196 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 6 a einge-
fügt: 

,6 a. In § 80 Satz 1 werden die Worte „mit Last-
kraftwagen mit einer Nutzlast von mehr als 
750 Kilogramm oder mit Zugmaschinen" ge-
strichen.' 

Begründung 

Die gesetzliche nutzlastbezogene Ausnahmere-
gelung für den Güternahverkehr ist überflüssig 
geworden. Die Bestimmungen über den Güter-
nahverkehr gelten nicht mehr für Beförderungen 
mit Lastkraftwagen mit einer Nutzlast bis ein-
schließlich 750 kg. Solche Beförderungen sind seit 
1985 insgesamt vom GüKG durch § 1 Nr. 28 Frei-
stellungsverordnung-GüKG ausgenommen. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 196 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 6d einge-
fügt: 

,6b. In § 83 Abs. 1 wird der Satzteil „§ 10 Abs. 2 
über den Nachweis der fachlichen Eignung" 
durch den Satzteil „§ 10 Abs. 2 über die Be-
dingungen für den Berufszugang" ersetzt.' 

Begründung 

Redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Drucksache 11/4310 Seite 196 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 8 a einge-
fügt: 

,8 a. § 98 Nr. 2 Buchstabe a erhält folgende Fas-
sung: 

„a) die eine geringere Gütermenge als vor-
geschrieben umfaßt, oder" .' 

Begründung 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 200 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 10a einge-
fügt: 

,10a. § 103 Abs. 3 Nr. 4 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. an Stelle von verbindlichen Tarifen 
nach diesem Gesetz Tariffreiheit einge-
führt wird oder unverbindliche Emp-
fehlungen für die Ermittlung von Beför-
derungsentgelten zugelassen werden 
sowie die Pflicht zur Vorlage von Unter-
lagen zur Beobachtung des Marktge-
schehens entsprechend § 43 Abs. 2, 
§ 58 geregelt wird."' 

Begründung 

Zum Satzteil 1: Die Verordnung (EG) Nr. 3568/83 
des Rates über die Bildung der Beförderungsent-
gelte im Güterkraftverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten läuft am 31. Dezember 1989 aus. Sie 
enthält die Möglichkeit, zwischen obligatorischen 
Tarifen und Referenztarifen zu wählen. Die Nach-
folgeregelung ab 1. Januar 1990 ist noch nicht 
bekannt. 

Es muß jedoch davon ausgegangen werden, daß 
von diesem Zeitpunkt an verbindliche Ta rife für 
Beförderungen zwischen den EG-Mitgliedstaaten 
nicht mehr zulässig sind. Soweit EG-Recht dies 
bestimmt, gilt dies auch für die Bundesrepublik 
Deutschland unmittelbar. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung des grenzüberschreitenden 
Verkehrs kann sich die Notwendigkeit ergeben, 
die gleiche Rechtslage für den Verkehr mit Dritt-
staaten einzuführen. Beförderungen, zum Bei-
spiel mit Österreich oder mit der Schweiz, unter-
lägen alsdann dem gleichen Preissystem wie die-
jenigen mit den EG-Ländern. 

Zum Satzteil 2: Das künftige EG-Recht könnte 
— wie bisher — vorsehen, daß die Berufsorgani-
sationen des Güterkraftverkehrs unverbindliche 
Empfehlungen für die Ermittlung von Beförde-
rungsentgelten aufstellen dürfen. Diese Möglich-
keit muß auch für den Verkehr mit Drittstaaten 
zugelassen werden. 

Zum Satzteil 3: Die Einführung von Tariffreiheit 
und die Zulassung von unverbindlichen Empfeh-
lungen machen es erforderlich, die Vorschriften 
von § 43 Abs. 2, § 58 über die Vorlage von Unter-
lagen zur Frachtenprüfung anzupassen. Der Ver-
ordnungsgeber soll außerdem die Möglichkeit be- 

kommen, sowohl für den Verkehr mit den EG-
Ländern als auch mit Drittstaaten eine § 43 Abs. 2 
und § 58 vergleichbare Regelung zu schaffen, die 
eine Marktbeobachtung ermöglicht. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 200 

In Artikel 28 wird folgende Nummer 10b einge-
fügt: 

,10b. § 103 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Absatz 5 wird einge-
fügt: 

„(5) Der Bundesminister für Verkehr 
kann auf dem Gebiet des Kabotage-Ver-
kehrs (innerstaatliche Beförderungen 
durch einen Unternehmer, der in einem 
anderen Staat niedergelassen ist) inner-
halb der Europäischen Gemeinschaften 
zur Ordnung dieses Verkehrs und zur 
Durchführung von Verordnungen, Ent-
scheidungen und Richtlinien des Rates 
und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften durch Rechtsverord-
nung Vorschriften erlassen, durch die für 
diesen Verkehr 

1. für Unternehmer, die im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes ihren Sitz ha-
ben, 

a) das Verfahren für die Erteilung 
von Genehmigungen für Kabo-
tage-Verkehr (Kabotage-Geneh-
migungen) geregelt wird, 

b) die Entziehung der Kabotage-Ge-
nehmigung entsprechend § 102 b 
vorgesehen wird, 

c) die Erteilung und die Entziehung 
der Kabotage-Genehmigung dem 
Bundesminister für Verkehr oder 
nach dessen Richtlinien der Bun-
desanstalt für den Güterfernver-
kehr übertragen werden, 

2. die Pflicht zur Einhaltung von Ord-
nungsvorschriften für die Unterneh-
mer mit Kabotage-Genehmigungen 
eingeführt wird, 

3. die Überwachung der Einhaltung der 
Pflichten, die den Unternehmern mit 
Kabotage-Genehmigungen obliegen, 
geregelt wird. " 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 
und wird wie folgt geändert: 

Hinter den Worten „Absatz 4" werden 
die Worte „und 5" eingefügt.' 

Begründung 

Durch Verordnung der Europäischen Gemein-
schaften werden sogenannte Kabotage-Geneh-
migungen eingeführt. Sie berechtigen Unterneh-
mer, in einem anderen Mitgliedstaat, in dem sie 
nicht niedergelassen sind, zum innerstaatlichen 
gewerblichen Güterkraftverkehr. Das EG-Recht 
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muß — soweit notwendig — nationalstaatlich 
durchgeführt werden. Der Bundesminister für 
Verkehr wird ermächtigt, für den Kabotage-Ver-
kehr durch Rechtsverordnung die entsprechen-
den Vorschriften zu erlassen. Dies wird ähnlich 
geschehen wie bei den EG-Gemeinschafts- und 
CEMT-Genehmigungen. 

Im einzelnen geht es darum, daß das Verfahren 
zur Erteilung und Entziehung von Kabotage-Ge-
nehmigungen für deutsche Unternehmer geregelt 
und die Genehmigungsbehörde bestimmt wird 
sowie die Pflicht zur Einführung von Ordnungs-
vorschriften und Vorschriften für die Überwa-
chung eingeführt werden. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 202 — Bundes-
bahngesetz 

Der § 36 wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 36 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

„(4) Das Anhörungsverfahren richtet sich 
nach den Verwaltungsverfahrensgesetzen der 
Länder mit der Maßgabe, daß Einwendungen, 
die nach Ablauf der Einwendungsfrist erhoben 
werden, ausgeschlossen sind. Hierauf ist in der 
Bekanntmachung der Auslegung oder der Ein-
wendungsfrist hinzuweisen. " 

2. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-
fügt: 

„(6) Der Planfeststellungsbeschluß ist dem 
Träger des Vorhabens und denjenigen, über 
deren Einwendungen entschieden worden ist, 
mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen; die 
Vorschriften der Verwaltungsverfahrensge-
setze über die Bekanntgabe bleiben im übri-
gen unberührt." 

Begründung 

Die Beschlußvorlage zu Artikel 26 Nr. 2 sieht im 
Fernstraßengesetz unter anderem zum einen die 
Einführung der sog. materiellen Präklusion in § 17 
Abs. 5 FStrG vor. Zum anderen soll aus Gründen 
der Rechtsklarheit bestimmt werden, wem der 
Planfeststellungsbeschluß mit Rechtsbehelfsbe-
lehrung zuzustellen ist (§ 17 Abs. 7 FStrG). 

Im Bundesbahngesetz gibt es entsprechende Be-
stimmungen nicht. Da im Fernstraßenbau wie im 
Schienenwegebau der Deutschen Bundesbahn 
eine gleiche Interessenlage besteht, ist es drin-
gend geboten, die in der Beschlußvorlage zum 
Fernstraßengesetz enthaltenen Regelungen auch 
in das Bundesbahngesetz zu übernehmen. 

1. Zu Nummer 1 

Der neue Absatz 4 schreibt die sog. Präklu-
sionswirkung fest. Diese ist ein verfassungs-
rechtlich abgesichertes Ins titut der Verfahrens-
straffung (BVerfGE 61, 82), das sich in anderen 
Rechtsgebieten (WaStrG; BImSchG, AtVfV) 
bewährt hat. Die materielle Präklusionswir-
kung soll daher auch im bundesbahnrecht- 

lichen Planfeststellungsverfahren eingeführt 
werden. Bei den meist zahlreich erhobenen 
Einwendungen besteht ein Bedürfnis nach ei-
ner derartigen Regelung, da verspätet erho-
bene Einwendungen zu Verfahrensverzöge-
rungen führen können. Gegenwärtig werden 
von den Verwaltungsgerichten auch Klage-
gründe, die erstmals im Verwaltungsrechts-
streit vorgetragen werden, behandelt. 

2. Zu Nummer 2 

Folgeänderung wegen des neu eingefügten 
Absatzes 4. 

3. Zu Nummer 3 

Der neue Absatz 6 enthält eine besondere Ver-
fahrensvorschrift. Das Verwaltungsverfahrens-
gesetz sieht die Zustellung des Planfeststel-
lungsbeschlusses mit Rechtsbehelfsbelehrung 
an „bekannte Betroffene" vor. Dieser Kreis ist 
beim Bau von Anlagen der Deutschen Bundes-
bahn oft nicht zuverlässig zu bestimmen. Des-
halb soll die Zustellung des Planfeststellungs-
beschlusses auf diejenigen beschränkt wer-
den, die Einwendungen erhoben haben. Ande-
renfalls wäre der Planfeststellungsbeschluß in 
zahlreichen Fällen auf viele Jahre anfechtbar, 
da in zweifelhaften Fällen die Rechtsmittelfri-
sten nicht in Gang gesetzt werden. Die Ände-
rung dient daher der Rechtssicherheit und Be-
standskraft der bundesbahnrechtlichen Plan-
feststellungsentscheidung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 202 — Bundes-
wasserstraßengesetz 

Dem § 8 Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu be-
wahren. " 

Begründung 

Die Einfügung entspricht den Zielsetzungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes und trägt dem An-
liegen des Bundesrates (Drucksache 11/4311 
Seite 26) Rechnung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 204 — Bundes-
wasserstraßengesetz 

Dem § 12 Abs. 7 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu be-
wahren. " 

Begründung 

Die Einfügung entspricht den Zielsetzungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes und trägt dem An-
liegen des Bundesrates (Drucksache 11/4311 
Seite 26) Rechnung. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 224 — Seeaufga-
bengesetz 

Artikel 31 Nr. 2 (S. 224) wird durch folgenden 
Wortlaut ersetzt: 

1. § 4 wird gestrichen. 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 
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„§ 5 

(1) Das Bundesamt für Seeschiffahrt (BASS) 
ist eine Bundesoberbehörde im Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Verkehr. 

Es hat die Aufgaben 

1. nach § 1 Nr. 4, soweit es sich um die Prüfung 
nautischer Instrumente und Geräte der 
Schiffsausrüstung auf ihre Eignung für den 
Schiffsbetrieb und ihre sichere Funktion an 
Bord und die Regulierung der Magnetkom-
passe handelt, 

2. nach § 1 Nr. 5 einschließlich der vermes-
sungstechnischen Beratung der Schiffahrts-
und Schiffbauunternehmen, 

3. nach § 1 Nr. 6, soweit sie ihm übertragen 
werden, 

4. nach § 1 Nr. 9 bis 11, 

5. der Förderung der Seeschiffahrt und Seefi-
scherei durch naturwissenschaftliche und 
nautisch-technische Forschungen mit Aus-
nahme meeresbiologischer Forschungen so-
wie 

6. nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften, 
soweit sie dem Bundesminister für Verkehr 
auf dem Gebiet der Schiffahrt obliegen und 
dem Bundesamt übertragen werden, 

wahrzunehmen. 

Die Zuständigkeit der Wasser- und Schiffahrts-
direktionen und -ämter des Küstenbereichs, im 
Rahmen ihrer allgemeinen Aufgaben, die 
Fahrwasser zu vermessen und nautische Wa rn

-nachrichten zu verbreiten, bleibt unberührt. 

(2) Das Bundesamt für Seeschiffahrt kann 
sich bei der Durchführung nach Absatz 1 Nr. 1 
für bestimmte Fälle geeigneter Personen mit 
deren Zustimmung als Hilfsorgane bedienen. 

(3) Bezugnahmen in früheren Rechtsvor-
schriften auf das Bundesamt für Schiffsvermes-
sung und auf das Deutsche Hydrographische 
Institut sind Bezugnahmen auf das Bundesamt 
für Seeschiffahrt.” 

3. In § 6 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „nach § 4 
Abs. 1 Nr. 2" durch die Worte „nach § 5 Abs. 1 
Nr. 1" und die Worte „dem Deutschen Hydro-
graphischen Institut" durch die Worte „Bun-
desamt für Seeschiffahrt" ersetzt. 

Begründung 

Der Änderungsantrag verfolgt das Ziel, die Auf-
gaben des Bundesamtes für Schiffsvermessung, 
des Deutschen Hydrographischen Ins tituts (DHI), 
der Verwaltung des Bundesoberseeamts und der 
in Hamburg verbleibenden ursprünglichen Auf-
gaben der Abteilung Seeverkehr des Bundesmini-
sters für Verkehr unter dem Dach eines „Bundes-
amtes für Seeschiffahrt (BASS)" zusammenzufas-
sen, um diese Aufgaben mit insgesamt größerem 
Personalreservoir und im Rahmen größerer Kom- 

petenzen besser wahrnehmen zu können. Die 
zentralen Seeschiffahrtsaufgaben wären dann in 
einer Behörde zusammengefaßt. Damit würde der 
besonderen Bedeutung der Seeschiffahrt Rech-
nung getragen. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 232 — Flaggen-
rechtsgesetz 

Artikel 32 Nr. 3 (S. 232 unten) wird wie folgt geän-
dert: 

In § 3 Buchstabe d wird die Zahl „12"  durch die 
Zahl „15"  ersetzt. 

Begründung 

Bei Schiffen, deren Gesamtlänge zwischen den 
äußersten Punkten des Vorstevens und des Hin-
terstevens nicht mehr als 15 Meter beträgt, ist 
kein öffentliches Interesse erkennbar, deren Ei-
gentümern die Eintragung in das Schiffsregister 
vorzuschreiben. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 262 

Nach Artikel 33 wird folgender Artikel 33 a einge-
fügt: 

„Artikel 33 a 

Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter 

Das Gesetz über die Beförderung gefährlicher 
Güter vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121), zu-
letzt geändert durch Artikel 5 Abs. 4 des Gesetzes 
vom 18. September 1980 (BGBl. I S. 1729), wird 
wie folgt geändert: 

§ 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach der Nummer 13 fol-
gende Nummern 14 und 15 eingefügt: 

„14. Beauftragte in Unternehmen und Betrie-
ben, 

15. Bescheinigungen und Meldepflichten für 
Abfälle, die gefährliche Güter sind,". 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„In den Rechtsverordnungen nach Satz 1 kann 
auch geregelt werden, daß bei der Beförde-
rung gefährlicher Güter eine zusätzliche haf-
tungsrechtliche Versicherung abzuschließen 
und nachzuweisen ist."  

Begründung 

In § 3 Abs. 1 wird die Bundesregierung ermäch-
tigt, Rechtsverordnungen und Allgemeine Ver-
waltungsvorschriften über die Beförderung ge-
fährlicher Güter zu erlassen, soweit dies zum 
Schutz gegen die von der Beförderung ausgehen-
den Gefahren erforderlich ist. 

Auf dieser Grundlage ist die Verordnung über 
Sofortmaßnahmen bei der Beförderung gefährli-
cher Abfälle mit Seeschiffen im Verkehr zwischen 
Drittstaaten vom 7. November 1988 erlassen wor-
den. Auf derselben Grundlage beruht der z. Z. 
dem Bundesrat zur Zustimmung. vorliegende Ent-
wurf einer Gefahrgutbeauftragtenverordnung. 
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Um möglicherweise bestehende Zweifel im Hin-
blick auf Artikel 80 Abs. 2 Grundgesetz an der 
Ermächtigungsgrundlage auszuräumen, soll mit 
den Nummern 14 und 15 eine ausdrückliche Er-
mächtigungsgrundlage für diese beiden Verord-
nungen geschaffen werden. 

In die Gefahrgutverordnung Straße soll ferner 
eine Regelung aufgenommen werden, in der bei 
der Beförderung von Listengütern und leicht ent-
zündbaren Flüssigkeiten eine zusätzliche Haft-
pflichtversicherung vorgeschrieben wird. 

Da die derzeitige Ermächtigungsgrundlage nur 
Regelungen zur Gefahrenabwehr erfaßt, ist hin-
sichtlich der Höhenversicherung eine entspre-
chende Ergänzung erforderlich. 

Im siebten Abschnitt wird folgender Artikel 33 b 
neu eingefügt: 

Artikel 33 b 

Luftverkehrsgesetz 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I 
S. 61), zuletzt geändert durch Artikel 4 Gesetz 
vom 2. Februar 1984 (BGBl. II S. 69), Artikel 22 
Erstes Rechtsbereinigungsgesetz vom 24. April 
1986 (BGBl. I S. 560) und Artikel 27 Dritte Zustän-
digkeitsanpassungs-Verordnung vom 26. No-
vember 1986 (BGBl. I S. 2089), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 27 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen. 

2. § 27 Abs. 3 wird Absatz 2 und erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 kann allge-
mein oder im Einzelfall erteilt werden; sie kann 
mit Auflagen verbunden und bef ristet wer-
den. " 

3. § 27 Abs. 4 wird Absatz 3. 

4. § 61 wird ersatzlos aufgehoben. 

Begründung 

Das Luftverkehrsgesetz in der gültigen Fassung 
verbietet in § 27 das Fotografieren aus Luftfahr-
zeugen außerhalb des Fluglinienverkehrs und 
droht für Verstöße in § 61 eine Geldbuße bis zu 
5 000 DM an. 

Die Aufspaltung zwischen Fluglinienverkehr und 
anderen Luftverkehrsarten hat sich im Zeitalter 
des Massentourismus per Charterflugzeug über-
lebt. Angesichts der heutigen Satelliten- und Fo-
totechnik ist darüber hinaus der Grund für diese 
Vorschrift längst entfallen. 

Im Sinne eines Abbaus von unnötigen Vorschrif-
ten und von überflüssiger Bürokratie bei den Re-
gierungspräsidien ist es angebracht, im Rahmen 
des Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes das Foto-
grafierverbot des Luftverkehrsgesetzes aufzuhe-
ben. 

Zu Drucksache 11/4310 

Redaktionelle Änderungen in den Artikeln 27 
(Seiten 102ff.) und 32 (Seiten 226ff.) 

1. Artikel 27 Nr. 2 a — neu — (§ 8) (S. 106) 

Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a 
eingefügt: 

„2 a. In § 8 Abs. 3 Nr. 2 wird das Klammerzitat 
„(§ 20 a) " ersetzt durch das Klammerzitat 
„(§ 21 Abs. 3)". 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung. 

2. Zu Artikel 27 Nr. 7 (§ 15) (S. 115) 

In der vorgeschlagenen Neufassung des § 15 
Abs. 2 wird das Wort  „so" gestrichen. 

Begründung 

Redaktionelle Korrektur (vgl. S. 118). 

3. Zu Artikel 27 Nr. 16a — neu — (§ 39) 
(S. 150) 

Nach Nummer 16 wird folgende Num-
mer 16 a eingefügt: 

,16a. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Beförderungsentgelte und -bedingun-
gen". 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „(§ 58 
Abs. 1 Nr. 3)" durch die Angabe „(§ 57 
Abs. 1 Nr. 6) " ersetzt."' 

Begründung 

Redaktionelle Verkürzung und Korrektur. 

4. Zu Artikel 27 Nr. 17 (§ 41) (S. 150) 

Nummer 17 erhält folgende Fassung: 

„17. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Entsprechend anwendbare Vorschriften". 

b) ... (wie bisher a), 

c) ... (wie bisher b), 

d) ... (wie bisher c)." 

Begründung 

Zu a): 

§ 41 hat als einzige Bestimmung des PBefG 
bisher keine Überschrift. 

5. Zu Artikel 27 Nr. 20a — neu — (§ 46) 
(S. 154) 

Nach Nummer 20 wird folgende Num-
mer 20 a eingefügt: 

„§ 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Verkehr mit Taxen (§ 47)," 

b) In Absatz 3 wird das Wort  „Kraftdrosch-
kenverkehr" ersetzt durch das Wo rt  „Ta-
xenverkehr" . 
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Begründung 

Vereinheitlichung der Terminologie des 
PBefG. 

6. Zu Artikel 27 Nr. 20b — neu — (§ 47) 
(S. 154) 

Nach Nummer 20 a — neu — wird folgende 
Nummer 20 b eingefügt: 

,20b. In der Überschrift des § 47 wird die An-
gabe „(Kraftdroschken)" gestrichen.' 

Begründung 

Vereinheitlichung der Terminologie des 
PBefG. 

7. Zu Artikel 27 Nr. 22 (§ 51) (S. 154) 

Nummer 22 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

„§ 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 

Beförderungsentgelte und -bedingungen 
im Taxenverkehr 

... (wie in Drucksache 11/4310 vorgeschla-
gen, jedoch mit der Änderung, daß in der 
Überschrift, in Absatz 1 Satz 1, in Absatz 2 
Nr. 3, in den Absätzen 3 bis 5 jeweils die 
Worte „Beförderungsentgelte und Beförde-
rungsbedingungen" durch die Worte „Beför-
derungsentgelte und -bedingungen" ersetzt 
werden)." 

Begründung 

Redaktionelle Verkürzung. 

8. Zu Artikel 27 Nr. 23 (§ 51 a) (S. 160) 

Nummer 23 wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 

„. . . (wie in Drucksache 11/4310 vorgeschla-
gen, jedoch mit der Änderung, daß in der 
Überschrift, in den Absätzen 1 und 2 die 
Worte „Beförderungsentgelte und Beförde-
rungsbedingungen" durch die Worte „Beför-
derungsentgelte und -bedingungen" ersetzt 
werden)." 

Begründung 

Redaktionelle Verkürzung. 

9. Zu Artikel 27 Nr. 34 (§ 66) (S. 188) 

Nummer 34 erhält nach den Eingangsworten 
folgenden Wortlaut: 

,1. In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung 
„(1)" gestrichen.' 

2. Absatz 2 wird aufgehoben. 

Begründung 

Redaktionelle Korrektur.  

10. Zu Artikel 27 Nr. 35 — neu — (S. 188) 

Formulierungsvorschlag: 

Nach Nummer 34 wird folgende Nummer 35 
eingefügt: 

,35. Artikel 1 des Sechsten Gesetzes zur An-
derung des Personenbeförderungsgeset-
zes vom 25. Juli 1989 (BGB1. I S. 1547) 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird gestrichen. 

b) In Nummer 4 wird die Angabe „(§ 58 
Abs. 1 Nr. 2)" ersetzt durch die An-
gabe „(§ 57 Abs. 1 Nr. 5)". 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„ § 51 a wird gestrichen. " 

d) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 57 Abs. 1 Nr. 5 wird gestrichen. Die 
Nummern 6 bis 10 werden Num-
mern 5 bis 9." 

e) Nummer 8 wird gestrichen.' 

Begründung 

Das auf eine Ini tiative des Bundesrates zu-
rückgehende Sechste Gesetz zur Änderung 
des Personenbeförderungsgesetzes vom 
25. Juli 1989 ändert Vorschriften des gelten-
den PBefG, welche mit der Fassung, die das 
PBefG durch das Dritte Rechtsbereinigungs-
gesetz erhält, nicht mehr übereinstimmen. Da 
die Änderungen nach Artikel 5 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1989 erst mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 1992 in Kraft treten, würden mit Wir-
kung von diesem Zeitpunkt an Vorschriften 
geändert, die teilweise bereits durch das 
Dritte Rechtsbereinigungsgesetz eine andere 
Fassung erhalten haben. Dies soll vermieden 
werden. 

Die vorgeschlagene Anpassung bewirkt 
keine materielle Änderung des Sechsten Ge-
setzes zur Änderung des Personenbeförde-
rungsgesetzes vom 25. Juli 1989. 

11. Zu Artikel 32 (Flaggenrechtsgesetz) Ein-
gangsformel (S. 226) 

Die Eingangsformel erhält folgende Fas-
sung: 

„Das Flaggenrechtsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
9514-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Einführung eines zusätzlichen Registers 
für Seeschiffe unter der Bundesflagge im in-
ternationalen Verkehr (Internationales See-
schiffahrtsregister — ISR) vom 23. März 1989 
(BGBl. I S. 550), wird wie folgt geändert:" 

Begründung 

Berücksichtigung der letzten gesetzlichen 
Änderung. 
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12. Zu Artikel 32 Nr. 11 a — neu — (§ 13 a FIRG) 
(S. 248) 

Nach Nummer 11 wird folgende Num-
mer 11 a eingefügt: 

,11 a. Die Bezeichnung „§ 13 a" wird durch 
„§ 12" ersetzt.' 

Begründung 

Redaktionelle Korrektur. 

13. Zu Artikel 32 Nr. 14 (§ 16 FIRG) (S. 252) 

In Nummer 14 wird nach Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe bb folgender Text eingefügt: 

„cc) Nummer 3 erhält folgende Fassung: " 

Begründung 

Redaktionsversehen 

14. Zu Artikel 32 Nr. 18 Buchstabe c (§ 22 FIRG) 
(S. 256) 

a) In Nummer 18 Buchstabe c wird nach dem 
Vorschlag zu Nummer 6. d) folgender 
Wortlaut eingefügt: 

„e) die Einrichtung und Führung des In-
ternationalen Seeschiffahrtsregisters 
nach § 12,"; 

b) Die bisherige Bezeichnung „Num-
mer 6. e) " wird „Nummer 6. f) ". 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die letzte Ände-
rung des Flaggenrechtsgesetzes. 

15. In §§ 6 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, 9 Abs. 2, 12 
Abs. 2 Satz 2 Seeaufgabengesetz und 

§ 19 Flaggenrechtsgesetz 

werden jeweils die Worte „das Post- und 
Fernmeldewesen" ersetzt durch die Worte 
„Post und Telekommunikation". 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die offizielle Be-
zeichnung des Bundespostministeriums. 

Der Ausschuß für Verkehr ist bei seinen Beratun-
gen davon ausgegangen, daß die Änderungsvor-
schläge des Bundesrates in Drucksache 11/4311 
insoweit berücksichtigt würden, wie sie die Zu-
stimmung der Bundesregierung gefunden hät-
ten. 

In seiner Sitzung am 6. Dezember 1989 hat der 
Ausschuß für Verkehr beschlossen, dem federfüh-
renden Innenausschuß in einem zweiten Votum 
zu empfehlen, folgende Neuregelungen für das 
Hauptprüfungsamt der Deutschen Bundesbahn in 
den Gesetzentwurf einzufügen: 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 200 — Bundes-
bahngesetz 

1. In § 32 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wo rt 
 „prüft" die Worte „im Rahmen der Vorprü-

fung" eingefügt. 

Begründung 

Die Einfügung der Worte „im Rahmen der Vor-
prüfung" stellt sicher, daß die Ergebnisse der 
Vorprüfung in die Prüfung des Jahresabschlus-
ses Eingang finden und daß die Tätigkeit des 
Hauptprüfungsamtes in diesem Rahmen vom 
Bundesrechnungshof mit zu verantworten ist. 

2. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Haushalts- und Wirtschaftsprüfung 

(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Deutschen 
Bundesbahn. 

(2) Das Hauptprüfungsamt für die Deutsche 
Bundesbahn und die Prüfungsämter sind Vor-
prüfungsstellen im Sinne der Bundeshaus-
haltsordnung. Das Hauptprüfungsamt ist Vor-
prüfungsstelle bei der Hauptverwaltung und 
dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn. Die 
Prüfungsämter sind Vorprüfungsstellen bei 
den Zentralstellen, den zentralen Stellen und 
den Bundesbahndirektionen. 

(3) Die Einzelheiten der Vorprüfung regelt 
eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift (Prü-
fungsordnung für die Deutsche Bundesbahn). 
Sie wird vom Bundesminister für Verkehr nach 
Anhörung des Vorstandes und des Verwal-
tungsrates im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister der Finanzen und dem Bundesrech-
nungshof erlassen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr und im 
Einvernehmen mit ihm der Bundesminister der 
Finanzen können dem Hauptprüfungsamt und 
den Prüfungsämtern Prüfungsaufträge ertei-
len. Entsprechendes gilt für den Verwaltungs-
rat der Deutschen Bundesbahn." 

Begründung 

Gemäß § 113 Satz 2 der Bundeshaushaltsord-
nung prüft der Bundesrechnungshof die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Sonderver-
mögen in entsprechender Anwendung des 
Teils V der Bundeshaushaltsordnung. Bei der 
Deutschen Bundesbahn ist die hierfür erforder-
liche Vorprüfung zunächst als zusätzliche Auf-
gabe dem Hauptprüfungsamt zur gleichzeiti-
gen Wahrnehmung neben seinen Aufgaben 
nach dem Bundesbahngesetz — Prüfung des 
Jahresabschlusses und Erfüllung von Prüfauf-
trägen des Bundesministers für Verkehr und 
des Bundesministers der Finanzen — sowie 
den örtlichen Prüfungsämtern übertragen wor-
den. Im Interesse einer Vereinheitlichung der 
Vorprüfung in der Bundesverwaltung und zur 
Erleichterung der Aufgaben und Befugnisse 
des Bundesrechnungshofes wird das Haupt-
prüfungsamt nunmehr als Vorprüfungsstelle 
bei der Hauptverwaltung der Deutschen Bun-
desbahn und dem Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn organisiert, das in Wahrnehmung 
der Vorprüfungsaufgaben weiterhin gleichzei- 
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fig die Prüfung des Jahresabschlusses und die 
Ausführung der für die Ressortverantwortung 
des Bundesministers für Verkehr und des Bun-
desministers der Finanzen notwendigen Prü-
fungsaufträge übernimmt. Entsprechendes gilt 
für die Prüfungsämter bei den Zentralstellen, 
den zentralen Stellen und den Bundesbahndi-
rektionen. Bei der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben soll sich auch der Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn der Erkenntnisse des 
Prüfungsdienstes bedienen können. 

Die vom Bundesminister für Verkehr nach An-
hörung des Vorstandes und des Verwaltungs-
rates im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster der Finanzen und dem Bundesrechnungs-
hof zu erlassende Prüfungsordnung für die 
Deutsche Bundesbahn wird die Einzelheiten 
für die Ausübung der Prüfungstätigkeit regeln 
und dabei auch die Unabhängigkeit in der Prü-
fungstätigkeit gegenüber der Deutschen Bun-
desbahn gewährleisten. In Anlehnung an die 
bisher im Bundesbahngesetz getroffenen Re-
gelungen soll dies insbesondere durch perso-
nalrechtliche und personalwirtschaftliche Fest-
legungen erfolgen. 

3. § 35 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 35 

Geltung von Vorschriften 

Auf die Deutsche Bundesbahn finden die 
Teile I bis IV, VIII und IX der Bundeshaushalts-
ordnung und die sonstigen Vorschriften des 
Bundes über die Haushalts- und Wirtschafts-
führung keine Anwendung; die in den genann-
ten Teilen der Bundeshaushaltsordnung ent-
haltenen Bestimmungen, die den Bundesrech-
nungshof betreffen, sind jedoch unter Berück-
sichtigung der Besonderheiten der Deutschen 
Bundesbahn entsprechend anzuwenden." 

Begründung 

Nach dem Bundesbahngesetz ist die Deutsche 
Bundesbahn wie ein Wirtschaftsunternehmen 
nach kaufmännischen Grundsätzen zu führen. 
Dieser Unternehmenscharakter der Deutschen 
Bundesbahn erfordert auch eine besondere Ge-
staltung des Rechnungswesens. Die Deutsche 
Bundesbahn wird daher von der Anwendung der 
Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung über 
die Allgemeinen Vorschriften zum Haushaltsplan 
(Teil I), Aufstellung (Teil II)  und Ausführung 
(Teil III) des Haushaltsplanes und über Zahlun-
gen, Buchführung und Rechnungslegung 
(Teil IV) sowie über die Entlastung (Teil VIII) und 
die Übergangs- und Schlußbestimmungen 
(Teil IX) grundsätzlich befreit. Die den Bundes-
rechnungshof betreffenden Vorschriften dieser 
Teile der Bundeshaushaltsordnung (z. B. Unter-
richtung über die Unternehmensbeteiligungen 
gemäß § 69) sind jedoch unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten der Deutschen Bundesbahn 
entsprechend anzuwenden. 

Als Besonderheit der Deutschen Bundesbahn ist 
insbesondere die Stellung des Sondervermögens 
als im Wettbewerb am Verkehrsmarkt stehenden 
Unternehmens anzusehen, aus der sich die Offen-
legung der internen Unternehmensziele und 
-strategien verbietet, die anderen Wettbewerbern 
Vorteile verschaffen und die Wettbewerbsfähig-
keit der Deutschen Bundesbahn schwächen 
würde. 

Zu Drucksache 11/4310 Seite 18 — Bundesbesol-
dungsgesetz 

Die Änderungen der Anlage I (Bundesbesol-
dungsordnungen A und B) werden wie folgt er-
gänzt: 

1. In Nummer 1 wird folgender neuer Buch-
stabe b eingefügt: 

, — b) Nach der Amtsbezeichnung „Direktor 
des Luftfahrt-Bundesamtes" die Amts-
bezeichnung „Direktor des Hauptprü-
fungsamtes in der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn 22) " eingefügt.' 

2. Die bisherige Nummer 1 Buchstabe b wird 
Nummer 1 Buchstabe c. 

3. Nach Nummer 1 Buchstabe c wird folgender 
Buchstabe d eingefügt: 

, — d) nach Fußnote 21 folgende Fußnote 22 
angefügt: 

„22) Der erste Stelleninhaber erhält für 
seine Person das Grundgehalt der 
Besoldungsgruppe B 6." ' 

4. Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a 
eingefügt: 

,1 a. In Besoldungsgruppe B 6 wird die Amts-
bezeichnung 

„Vizepräsident des Hauptprüfungsamtes 
für die Deutsche Bundesbahn" gestri-
chen." ' 

5. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 an-
gefügt: 

,3. In Besoldungsgruppe B 9 wird die Amtsbe

-

zeichnung „Präsident des Hauptprüfungs-
amtes für die Deutsche Bundesbahn" ge-
strichen." ' 

Begründung 

Folgeänderung aus §§ 34, 35 Bundesbahngesetz, 
Artikel 29 in Drucksache 11/4310). 

Die dort  vorgesehene Eingliederung des bisheri-
gen Hauptprüfungsamtes als Vorprüfungsstelle in 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
unter Aufgabe eines eigenständigen Behörden-
status bedingt den Wegfall der Amtsbezeichnun-
gen „Präsident des Hauptprüfungsamtes für die 
Deutsche Bundesbahn" in Besoldungsgruppe B 9 
und „Vizepräsident des Hauptprüfungsamtes für 
die Deutsche Bundesbahn" in Besoldungsgruppe 
B 6 und erfordert eine neue Amtsbezeichnung für 
den Leiter des der Hauptverwaltung der Deut- 
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schen Bundesbahn unterstellten Hauptprüfungs-
amtes „Direktor des Hauptprüfungsamtes in der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn" in 
Besoldungsgruppe B 3. Die neue Amtsbezeich-
nung ist übergangsweise mit einer Fußnote für 
den derzeitigen Stelleninhaber versehen: „Stel-
leninhaber erhält für seine Person das Grundge-
halt der Besoldungsgruppe B 6". 

10. Der Rechtsausschuß hat dem federführenden 
Ausschuß einstimmig bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN empfohlen, bei seinen Be-
ratungen zu prüfen und in die Beschlußempfeh-
lung und die Begründung des Berichts einzube-
ziehen, 

1. Zu Artikel 3 Nr. 3 (§ 11 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Errichtung „Preußischer Kulturbesitz") 

daß in der zu erlassenden Benutzungsordnung 
durch eine Sozialklausel ein Erlaß oder eine 
Herabsetzung der Kosten ermöglicht werde, 

2. Zu Artikel 3 Nr. 6 (§ 14 des Gesetzes zur Er-
richtung „Preußischer Kulturbesitz") 

ob die Regelungen zum eingeschränkten Er-
nennungsrecht des Präsidenten gerechtfertigt 
seien und der Praxis entsprächen, 

3. Zu Artikel 6 Nr. 1 (§ 1 Abs. 4 BVFG), daß das 
Datum von Stichtagen harmonisiert werde, 
etwa auf den 1. Januar 1990, 

4. Zu Artikel 6 Nr. 2 (§ 91 BVFG) 

daß eine Harmonisierung des Bundesvertrie-
benengesetzes, des Bundessozialhilfegesetzes 
und des Eingliederungsanpassungsgesetzes 
hinsichtlich der Härtefallregelung und der zeit-
lichen Begrenzung herbeigeführt werde, 

5. Zu Artikel 17 Nr. 2 (§ 17 BJagdG) 

ob die bestehende Regelung gegenüber der 
Regelung im Gesetzentwurf zu den Vorausset-
zungen, nach denen der Jagdschein versagt 
werden könne, nicht klarer und enger gefaßt 
sei, der Vorschlag also nunmehr zu Aufwei-
chungen führe, und daß zwischen dem Waffen-
gesetz und dem Bundesjagdgesetz eine Har-
monisierung herbeigeführt werde, 

6. Zu Artikel 17 Nr. 2e (§ 17 Abs. 6 BJagdG) 

ob die Abwälzung der Vorlage eines amts

- 

oder fachärztlichen Zeugnisses über die gei-
stige und körperliche Eignung auf den Betei-
ligten berechtigt sei, 

7. Zu Artikel 18 Nr. 11 (§ 139b GewO) 

daß zwischen dem Bundesrat und der Bundes-
regierung darin Übereinstimmung bestehe, 
daß in der Gesetzesformulierung kein neuer 
Begriff „Anlagen" verwendet werde, so daß 
auch keine Textänderung vorgenommen wer-
den müsse und die Stellungnahme der Bundes-
regierung insoweit für die Gesetzesmaterialien 
als Klarstellung diene, 

8. Zu Artikel 28 Nr. 5 (§ 55 GüKG) 

daß dem in der Gegenäußerung der Bundesre-
gierung vorgeschlagenen Kompromiß vom 
Rechtsausschuß zugestimmt werde. 

Generell hat der Rechtsausschuß Bedenken 
dagegen erhoben, in ein Gesetz, das der 
Rechtsbereinigung dienen solle, umfassende 
gesetzliche Regelungen, wie vor allem im Be-
reich des Bundesministers für Verkehr, einzu-
bringen. Damit würden im Beratungsverfahren 
federführende Zuständigkeiten auf andere 
Ausschüsse verlagert, und dem eigentlichen 
Anliegen werde möglicherweise nicht ausrei-
chend Rechnung getragen. 

Im übrigen hat der Rechtsausschuß dem feder-
führenden Ausschuß empfohlen, die Annahme 
des Gesetzentwurfs vorzuschlagen. Er hat ne-
ben den o. g. Ausführungen keine weiteren 
rechtlichen oder verfassungsrechtlichen Be-
denken erhoben. 

11. Der Verteidigungsausschuß hat dem federführen-
den Innenausschuß empfohlen, den Gesetzent-
wurf in der vorliegenden Fassung anzunehmen 
und die vom Verkehrsausschuß angestrebte Strei-
chung des § 27 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz in den 
Gesetzentwurf nicht aufzunehmen. 

Die Streichung des § 27 Abs. 2 Luftverkehrsge-
setz würde dem gesamten Luftbildwesen die 
Rechtsgrundlage entziehen und dem Schutz mili-
tärischer Sicherheitsinteressen der deutschen und 
alliierten Streitkräfte zuwiderlaufen. 

Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN bei zwei Gegenstimmen der Fraktion 
der FDP und je einer Enthaltung der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP gefaßt. 

III. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

1. Allgemeines 

Der Innenausschuß hat dem Gesetzentwurf im we-
sentlichen in der Fassung mehrheitlich zugestimmt, 
die er durch die Einbeziehung der unter Ziffer II auf-
geführten Voten der mitberatenden Ausschüsse 
— mit Ausnahme des Votums des Verteidigungsaus-
schusses — erhalten hat. Es wird auf die Begründun-
gen verwiesen, die die mitberatenden Ausschüsse ih-
ren Stellungnahmen beigefügt haben. 

Die darüber hinaus vom Innenausschuß beschlosse-
nen Abänderungen des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung sind überwiegend redaktioneller Natur und 
beinhalten insbesondere Aktualisierungen, die je-
weils auf der Berücksichtigung der neuesten Geset-
zes- oder Verordnungsänderungen basieren. 

Hinsichtlich des Inhalts und der Begründung des Ge-
setzentwurfs wird im übrigen auf die Drucksachen 
11/4310 und 11/4311 verwiesen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 
SPD wurde im Rahmen der Beratungen bemängelt, 
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daß der Gesetzentwurf zahlreiche inhaltliche Ände-
rungen enthalte, die mit einer Rechtsbereinigung 
nichts zu tun hätten. Die Bundesregierung solle sich 
im Interesse der Rechtsklarheit insoweit größere Be-
schränkungen auferlegen. Die Bundesregierung legte 
demgegenüber dar, man habe es für notwendig ge-
halten, in den Gesetzentwurf z. B. auch den Bereich 
der Rechtsvereinfachung sowie der Angleichung von 
Verfahren einzubeziehen. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Im folgenden wird auf diejenigen Änderungen des 
Regierungsentwurfs nicht eingegangen, die lediglich 
redaktionelle Änderungen ohne materiellrechtliche 
Wirkung darstellen, wie z. B. Aktualisierungen von 
Eingangsformeln der zu novellierenden Gesetze und 
redaktionelle Folgeänderungen, die aufgrund der 
Übernahme von Voten mitberatender Ausschüsse 
notwendig wurden. Insoweit wird auf die Zusammen-
stellung verwiesen. 

a) Zu Artikel 4 — Bundesbesoldungsgesetz 

Der Innenausschuß hat sich mehrheitlich der Stel-
lungnahme des Verkehrsausschusses hinsichtlich 
der besoldungsrechtlichen Einstufung der Stelle 
eines Leiters des Hauptprüfungsamtes in der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn an-
geschlossen. Er hat einstimmig eine darüber hin-
ausgehende Anregung auf eine g rundsätzliche be-
soldungsrechtliche Höherstufung nach B 6 abge-
lehnt. Die Schaffung einer vom Verkehrsausschuß 
angeregten Übergangsregelung für den derzeiti-
gen Stelleninhaber wurde entbehrlich, da dieser 
vor Inkrafttreten des Gesetzentwurfs in den Ruhe-
stand versetzt wird. 

b) Zu Artikel 6 Nr. 1, § 1 Abs. 4 — Bundesvertriebe-
nengesetz 

Der Innenausschuß hat mehrheitlich die Änderung 
der Worte „vor dem 1. Januar 1989" in die Worte 
„nach dem 31. Dezember 1989" beschlossen. Die 
Änderung geht auf eine Anregung des Rechtsaus-
schusses zurück. Der Bundesrat hatte sich dafür 
ausgesprochen, die Worte „nach dem 31. Dezem-
ber 1988" einzufügen. 

Nach Artikel 6 Nr. 1 des Gesetzentwurfs in der 
Fassung der Stellungnahme des Bundesrates sol-
len Anspruchsberechtigte nach dem Bundeseva-
kuiertengesetz, das nach Artikel 5 des Entwurfs 
aufgehoben werden soll, unter bestimmten Vor-
aussetzungen als Vertriebene anerkannt werden, 
wenn sie die Vertreibungsgebiete „nach dem 
31. Dezember 1988 verlassen (haben) ... ". Ge-
wollt war, daß nach der Aufhebung des Bundes-
evakuiertengesetzes auf die Personen, die nicht 
mehr als Evakuierte anerkannt werden könnten, 
die Vorschriften des Bundesvertriebenengesetzes 
Anwendung fänden, und diese z. B. die für Aus-
siedler vorgesehenen Eingliederungshilfen erhal-
ten könnten. Der Zeitpunkt „nach dem 31. Dezem-
ber 1988" bezog sich auf das voraussichtliche In-
krafttretensdatum der im Entwurf vorgesehenen 
Aufhebung des Bundesevakuiertengesetzes. Nach 

der ursprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs 
( „wenn er diese vor dem 1. Januar 1989 verlassen 
hat ... ") hätte dieser Personenkreis nach Aufhe-
bung des Bundesevakuiertengesetzes keine Lei-
stungen nach dem Bundesvertriebenengesetz er-
halten. Danach wären diese Personen als Vertrie-
bene nur anerkannt worden, wenn sie vor dem 
1. Januar 1989 die Vertreibungsgebiete verlassen 
hätten. Sie wären nicht anerkannt worden, wenn 
sie nach dem 1. Januar 1989 diese Gebiete verlas-
sen hätten, also nach dem seinerzeit vorgesehenen 
Inkrafttretenszeitpunkt der Aufhebung des Bun-
desevakuiertengesetzes. Zur Klarstellung des Ge-
wollten hatte der Bundesrat die Formulierung 
„wenn er diese nach dem 31. Dezember 1988 ver-
lassen hat . " angeregt. Ihr hatte die Bundesre-
gierung zugestimmt. Die Änderung „oder wenn er 
diese nach dem 31. Dezember 1989 verlassen 
hat ... " stellt eine Anpassung an den Anfang 1990 
vorgesehenen Inkrafttretenszeitraum des Entwurfs 
dar. 

Die Änderung hat zur Folge, daß Anspruchsbe-
rechtigte nach dem Bundesevakuiertengesetz, das 
nach dem Entwurf voraussichtlich Anfang 1990 
aufgehoben wird, auch nach dessen Aufhebung 
Leistungen erhalten werden, und zwar nach den 
Vorschriften des Bundesvertriebenengesetzes, die 
für ihre Eingliederung und soziale Sicherung erfor-
derlich sind, sowie — wie bisher — Leistungen aus 
dem Lastenausgleich. 

c) Zu Artikel 6 Nr. 2 b, § 91 Abs. 3 Satz 1 — Bundes-
vertriebenengesetz 

Die Ersetzung der Worte „während der ersten 
zwanzig Jahre" durch die Worte „während der er-
sten zehn Jahre" geht ebenfalls auf eine Anregung 
des Rechtsausschusses zurück und bedeutet eine 
Angleichung der Frist an die des § 74 Abs. 1 Bun-
desvertriebenengesetz. Im Rahmen der Beratun-
gen des Entwurfs des Gesetzes zur Anpassung von 
Eingliederungsleistungen für Aus- und Übersied-
ler ist die Frist in § 74 Abs. 1 Bundesvertriebenen-
gesetz auf zehn Jahre festgelegt worden. 

d) Zu Artikel 18 Nr. 11a, § 139 b Abs. 1 Satz 3 — Ge-
werbeordnung 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
eine Anregung zur Abänderung des Artikels 18 
Nr. 11 in die Beratungen eingebracht. Danach 
sollte in Abänderung des Gesetzentwurfs der Bun-
desregierung die Übermittlung der von Arbeits-
schutzbehörden in einem Bet rieb festgestellten 
Verstöße gegen Umweltschutzvorschriften an die 
Umweltschutzbehörden von der vorherigen Anhö-
rung  des betroffenen Unternehmens abhängig ge-
macht werden. Die Übermittlung sollte nur dann 
vorgenommen werden, wenn sie zum Schutz der 
Umwelt erforderlich sei und Rechte Dritter dadurch 
nicht beeinträchtigt würden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung erschwer-
ten die vorgeschlagenen Änderungen die Über-
mittlung der festgestellten Umweltverstöße an die 
Umweltschutzbehörden erheblich. Sie seien aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht erforder-
lich, da hier nur die Übermittlung von faktischen 
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und technischen Daten im Vordergrund stehe, 
nicht dagegen die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten, auf die sich der Datenschutz be-
ziehe. 

Der Innenausschuß hat den Vorschlag des Bundes-
beauftragten für den Datenschutz mehrheitlich als 
in der Praxis nicht hilfreich abgelehnt. 

e) Artikel 27 Nr. 26, § 54 — Personenbeförderungs-
gesetz 

Mit Abschluß der Umwandlung der Geschäftsbe-
reiche Bahnbus in Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung zum Jahresende 1989 unterhält die Deut-
sche Bundesbahn keine Kraftfahrbetriebe im Be-
reich des Personenverkehrs mehr. Es besteht daher 
kein Regelungsbedarf mehr. Die Verantwortung 
für die Erfüllung der technischen Vorschriften des 
Gesetzes und der hierzu erlassenen Rechtsverord-
nungen liegt für die ehemaligen Bahnbusbetriebe 
künftig bei den Genehmigungs- und Auf sichtsbe-
hörden nach § 54 Abs. 1. 

f) Artikel 27 Nr. 27, § 54 a — Personenbeförderungs-
gesetz 

Mit Abschluß der Umwandlung der Geschäftsbe-
reiche Bahnbus in Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung zum Jahresende 1989 gilt für diese Gesell-
schaften § 54 a Abs. 1. Für eine Sonderregelung für 
(Post und) Bahn besteht kein Bedarf mehr. 

g) Artikel 31 Nr. 3, § 5 Abs. 1, 2 und 3 — Seeaufga-
bengesetz — und Artikel 31 Nr. 4, § 6 Abs. 1 Satz 1 
— Seeaufgabengesetz 

Der Verkehrsausschuß hat den Namen des Bun-
desamtes für Seeschiffahrt und Schiffsvermessung 
in „Bundesamt für Seeschiffahrt (BASS) " geän-
dert. 

Der Innenausschuß hat sich mehrheitlich für eine 
Verwendung des Namens „Bundesamt für See-
schiffahrt und Hydrographie" ausgesprochen. 

h) Zu Artikel 33 b — Luftverkehrsgesetz 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner Stellung-
nahme die Streichung des § 27 Abs. 2 des Luftver-
kehrsgesetzes angeregt, der die Regelung enthält, 
daß Luftbilder außerhalb des Fluglinienverkehrs 
nur mit behördlicher Erlaubnis gefertigt und erst 
nach Freigabe in Verkehr gebracht werden dürf-
ten. Der Ausschuß für Verteidigung hat in seiner 

Stellungnahme der Streichung des § 27 Abs. 2 
Luftverkehrsgesetz widersprochen. 

Die Bundesregierung hat sich insbesondere aus 
folgenden Gründen gegen die Streichung des § 27 
Abs. 2 Luftverkehrsgesetz ausgesprochen: Der 
Schutz militärischer Objekte und Truppenbewe-
gungen vor Ausspähung aus der Luft werde aufge-
hoben. Das Argument, Satelliten könnten die Auf-
nahmen dieser Objekte mit gleicher Qualität ma-
chen, treffe nicht zu. Das gleiche gelte auch für den 
Schutz bestimmter ziviler Objekte wie Versor-
gungslager, Ausweichsitz der obersten Bundesor-
gane und Strafanstalten. Der Schutz der insbeson-
dere zuletzt genannten Objekte sei für die innere 
Sicherheit — insbesondere für die Terroristenbe-
kämpfung — von Bedeutung. Es sei fraglich, ob 
man mit strafrechtlichen Sanktionen allein noch 
sinnvoll eingreifen könne. Der Gedanke der Prä-
vention müsse berücksichtigt werden. Die Vor-
schriften über die Genehmigung von Luftbildauf-
nahmen seien in Verwaltungsabkommen einge-
bettet, die mit den Alliierten USA, England, Frank-
reich, Belgien und Kanada im Rahmen des NATO-
Truppenstatuts abgeschlossen worden seien. Eine 
Streichung des § 27 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz 
müsse danach mit den Alliierten abgestimmt wer-
den. 

Die im Innenausschuß vertretenen Fraktionen ha-
ben sich einstimmig der Auffassung des Verkehrs-
ausschusses angeschlossen und zur Begründung 
ausgeführt, die in § 27 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz 
festgelegten Erlaubnispflichten seien nicht dazu 
geeignet, Anschlägen vorzubeugen oder sie zu 
verhindern. Ein besser geeignetes Mittel sei bei-
spielsweise die Festlegung von Zonen, die nur von 
einem eingeschränkten Personenkreis überflogen 
werden dürften. Es sei zudem unwahrschein lich, 
daß sich jemand durch die in § 27 Abs. 2 Luftver-
kehrsgesetz festgelegten Erlaubnispflichten von 
einer Straftat z. B. nach § 109 g Strafgesetzbuch 
abhalten lasse. § 27 Abs. 2 Luftverkehrsgesetz be-
wirke zudem nicht gerechtfertigte und für den Bür-
ger unverständliche unterschiedliche Behandlun-
gen von Luftbildaufnahmen, die aus Linienmaschi-
nen und solchen, die aus Chartermaschinen aufge-
nommen würden. Die Unterschiede, die zwischen 
Satellitenaufnahmen und Aufnahmen aus Flug-
zeugen bestünden, seien nicht so gravierend, daß 
man sich der Auffassung des Verteidigungsaus-
schusses anschließen müsse. 

Bonn, den 26. März 1990 

Fellner 	Lüder 

Berichterstatter 

Dr. Nöbel Meneses Vogl 


